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Linksextremismus

Demonstrationen/ Aufzüge/ Gegenproteste von oder mit Beteiligung von Linksextremisten 
außerhalb von Leipzig und Dresden

Im Jahr 2016 verdreifachten sich die klandestinen Aktionen430 gegenüber dem Vorjahr (2015: fünf; 2016: 
15). Davon wurde fast die Hälfte in Chemnitz durchgeführt (sieben), was die Stadt auch diesbezüglich 
zu einem weiteren Schwerpunkt hinter Leipzig und Dresden macht. Insofern favorisierten die Akteure 
dieser Region – dem Gesamttrend in Sachsen entsprechend – verstärkt diese Aktionsform, nutzten das 
Überraschungsmoment und agierten anonym.

Anzahl klandestiner Aktionen außerhalb von Leipzig und Dresden

Vorrangiges Ziel klandestiner Aktionen war der politische Gegner. Darüber hinaus kam es zu zahlreichen 
weiteren Straftaten mit mutmaßlich linksextremistischem Hintergrund gegen die Partei Alternative für 
Deutschland (AfD). Exemplarisch dafür sind folgende Aktionen zu nennen:

•	 16. Januar 2016 in Chemnitz
	 Unbekannte Täter besprühten zum wiederholten Male die Fassade und das Schaufenster des Büros 

der Partei Alternative für Deutschland. Zu sehen sind die Aufschriften „AFA 091“ sowie „HÜTTER“ 
mit einer darunter aufgemalten, am Galgen hängenden Person. Bei dem Namen handelt es sich 
um den stellvertretenden Landesvorsitzenden der AfD und Mitglied des Sächsischen Landtages, 
der im Bürgerbüro des Kreisvorstandes der AfD Chemnitz seinerseits ein Bürgerbüro unterhält.

430 � siehe Glossar 

100

80

60

40

20

0

9 6

31

80

36

2012 2013 2014 2015 2016

30

20

10

0

2015 2016

5

15



252

•	 15. – 17. März 2016 in Aue (Erzgebirgskreis)
	 Unbekannte Täter versuchten, die Tür zum AfD-Büro aufzuhebeln. Des Weiteren hinterließen sie 

auf der Scheibe den Slogan „Rassismus tötet“.

Der Anstieg klandestiner Aktionen zeigt, dass für die Anwendung dieser Aktionsform nicht zwingend ein 
hohes linksextremistisches Personenpotenzial notwendig ist. Ein kleiner, aber fester Personenkreis mit 
hohem Konspirationsgrad ist hinreichende Voraussetzung für solche Straftaten. 
Dies trifft offenbar auch für „Outing“-Aktionen431 zu, die zwar zeitintensiv sind, aber von einem kleinen 
Personenkreis durchgeführt werden können. Linksextremisten waren im November 2016 an einer für 
Sachsen und den Raum Chemnitz außergewöhnlich umfangreichen Aktion des „Outings“ von Rechts-
extremisten beteiligt. Sie veröffentlichten im Internet entsprechende Informationen über Personen, die 
von den Autoren des „Outings“ der rechtsextremen Gruppe Rechtes Plenum zugeordnet wurden. Zudem 
wurden Bewohner eines Chemnitzer Stadtteils mittels Flyern (Titel „Vorsicht Neonazi!“) auf die Aktivitä-
ten dieser Gruppierung sowie auf in Chemnitz ansässige Personen, denen jeweils die Zugehörigkeit zu 
diesem Personenzusammenschluss432 unterstellt wurde, hingewiesen.

In einer Nachbetrachtung zeigten sich die Verfasser über die Folgen433 der „Outing“-Aktion zufrieden 
und gaben an, sich „ausschließlich publizistisch mit rechtsextremistischen Strukturen“ zu beschäftigen. 
Andere Aktionsformen, wie die Zerstörung des Pkw, würden zur Kenntnis genommen und „nicht beur-
teilt“. Unmittelbar nach dem „Outing“ war ein Pkw eines von der Aktion Betroffenen in Brand gesetzt 
worden.

Region Westsachsen
Die Region Westsachsen umfasst die Stadt Chemnitz, den Vogtlandkreis, den Landkreis Zwickau sowie 
den Erzgebirgskreis.
In der Region existieren lediglich kleine, weitgehend unstrukturierte autonome Szenen mit wenigen 
Personen, die sich weiterhin in den Städten Chemnitz und Plauen konzentrieren. Anders als in Leipzig und 
Dresden gibt es keine namentlich agierenden autonomen Gruppierungen. Diese Schwäche der örtlichen 
Szene wurde vor allem bei lokalen Aktionen sichtbar. Sie beschränkten sich auf die Teilnahme an den 
von Nichtextremisten organisierten Protestdemonstrationen gegen Versammlungen der PEGIDA434 in 
Chemnitz. Weiterhin konzentrierten sich die Aktivitäten der Linksextremisten regelmäßig auf verbale 
Proteste in Hör- und Sichtweite der jeweiligen Gegenveranstaltung, ohne diese nachhaltig zu stören. 
Die unzureichende Vernetzung von Linksextremisten in Chemnitz mit denen anderer sächsischer Re-
gionen zeigte sich vor allem im Monat März. Den Protesten gegen eine von Rechtsextremisten bereits  
früh angekündigte Demonstration435 anlässlich des Jahrestages der Bombardierung der Stadt Chemnitz 
im 2. Weltkrieg blieben Linksextremisten trotz eines Blockadeaufrufes im Internet größtenteils fern.

431 � siehe hierzu Abschnitt II.3.3 Autonome

432 � siehe hierzu Abschnitt II.2.5 Neonationalsozialisten

433 � https://linksunten.indymedia.org/de/node/196539 (Stand: 14. November 2016)
434 � Zwischenzeitlich hat sich die Vereinigung „PEGIDA Chemnitz-Erzgebirge“ in die Gruppierung „Freie Patrioten/PEGIDA-

Unterstützer“ und die Vereinigung „Heimat und Tradition Chemnitz-Erzgebirge“ aufgespalten. Beide führen jeweils eigene 
Veranstaltungen durch.

435 � Organisator der Demonstration war der Landesverband der rechtsextremistischen Jungen Nationaldemokraten (JN) . 
siehe Abschnitt II.2.4.2 Junge Nationaldemokraten
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Dieses Gebiet erlangte für Linksextremisten und deren Strategie, welche auf Ausbau, Präsenz und 
Vernetzung antifaschistischer Strukturen im ländlichen Raum zielt, eine herausragende Bedeutung.

Für diese Strategie lassen sich im Wesentlichen folgende Schritte ausmachen:
Erläuterung der Strategie und Erörterung der taktischen Umsetzung sowie Aktionen zur Umsetzung 
der Ziele.

Eine wesentliche Zäsur stellte der Antifa-Jugendkongress vom 1. bis 3. April 2016 in Chemnitz dar. Dort 
wurden maßgebliche Schritte zur Umsetzung dieser Ziele erörtert und festgelegt.
Der Stellenwert, den die Organisatoren dieser Veranstaltung beimaßen, zeigte sich in einer langfristigen 
Vorbereitung und Mobilisierung. Linksextremistische Gruppen mobilisierten von Jahresbeginn an 
öffentlich im Internet zur Teilnahme an der Konferenz. Auf der zugehörigen Internetseite https://
timetoact.org wurde ein Anmeldeportal eingerichtet und Informationen zu Ablauf, Zeitplan und 
Organisationsstruktur – zusätzlich in englischer Sprache – veröffentlicht.
Neben Nichtextremisten waren auch linksextremistische Gruppen in die Organisation des Kongresses 
eingebunden. Dazu zählen die Leipziger Gruppen Prisma und the future is unwritten sowie die Dresdner 
Gruppe Undogmatische Radikale Antifa Dresden (URA).

Nahezu jede linksextremistische Gruppierung in Sachsen verwies auf ihrer Internetseite auf den Kon-
gresstermin. Für Auswärtige wurden zudem Übernachtungsmöglichkeiten in Aussicht gestellt. Unmit-
telbar vor dem Kongress fanden mehrere überregionale Informationsveranstaltungen statt sowie am  
21. März 2016 auch eine Kundgebung in Chemnitz.

Das Treffen wurde als Wochenendseminar mit verschiedenen – zum Teil parallel verlaufenden – Work-
shops im AJZ Chemnitz durchgeführt. Somit stellte diese Lokalität einen wichtigen logistischen Stütz-
punkt für diese Veranstaltung dar. Die überwiegende Mehrheit der ca. 300 Teilnehmer reiste aus Sachsen 
an. Auswärtige Teilnehmer kamen vor allem aus Thüringen, Sachsen-Anhalt, Bayern, Berlin sowie aus 
Tschechien.

Quelle: https://facebook.com/timetoactjugendkongress (Stand: 2. April 2016)
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Einen zentralen inhaltlichen Kern bildeten Diskussionen über Mobilisierung und Strategien anlässlich 
der geplanten Demonstration am 1. Mai 2016 in Plauen. Auch das weist auf die Strategie hin, die Prä-
senz in den ländlichen Regionen Sachsens auszubauen.
Darüber hinaus wurden Workshops zu Themen, wie Aktionstraining, Bezugsgruppenarbeit oder Öffent- 
lichkeitsarbeit, angeboten. Erreicht werden sollte eine bessere länderübergreifende Vernetzung von 
Linksextremisten, aber auch entsprechende Vernetzung ländlicher Gebiete Sachsens, um lokalen personal- 
schwachen linksextremistischen Gruppen zu einer dauerhaften Struktur zu verhelfen. 
Dem Jugendkongress folgten eine Reihe von Aktionen in Westsachsen, die auf die Umsetzung der 
Ziele, die auf dieser Veranstaltung formuliert wurden, hindeuten. Darauf weist die zum größten Teil 
überregionale Mobilisierung hin, die zu einer verhältnismäßig großen Teilnehmerzahl führte. Folgende 
Demonstrationen führen dies auf:

1.	 Demonstration am 1. Mai 2016 in Plauen (Vogtlandkreis)
Diese Veranstaltung wurde unter dem Motto „Time to act – Nationalismus ist keine Alternative“ 
durch das bundesweite linksextremistische (…) ums Ganze!-Bündnis initiiert und organisiert, so dass 
mit Anreisen von Gruppen aus jenen Regionen zu rechnen war, die in diesem Bündnis integriert 
sind. Dazu zählte bspw. auch die aktionsorientierte linksextremistische Gruppe TOP Berlin. An der 
Demonstration nahmen ca. 1.000 Personen, darunter 700 Linksextremisten, teil. 

2.	 Demonstration am 6. Juni 2016 in Annaberg-Buchholz (Erzgebirgskreis)
Die Mobilisierung zu dieser Veranstaltung erfolgte ebenfalls maßgeblich durch linksextremistische 
Gruppierungen, die in den bundesweiten linksextremistischen Bündnissen Interventionistische Linke 
(IL) sowie dem (…) ums Ganze!-Bündnis integriert sind. So gehörten u. a. die Gruppen Undogmatische 
Radikale Antifa Dresden (URA), the future is unwritten (tfiu Leipzig) und TOP Berlin zu den Organisatoren, die 
unter dem Motto „Emanzipation ist viel geiler! Schweigemarsch stoppen!“436 für eine Demonstration 
gegen den „Schweigemarsch für das Leben“ warben. Die überregionale Mobilisierung durch 
bundesweite linksextremistische Bündnisse führte auch in dieser Region zu einer hohen Beteiligung 
(400 Demonstranten, darunter ca. 200 Linksextremisten).

3.	 Demonstration am 5. November 2016 in Zwickau (Landkreis Zwickau)
Welchen Stellenwert diese Veranstaltung für die linksextremistische Szene und die Region besaß, 
zeigte sich auch in diesem Fall in der überregionalen Mobilisierung. Es fanden Mobilisierungsver-
anstaltungen in Hamburg, Berlin, Rostock, Brandenburg und Leipzig statt. Insbesondere Leipziger 
Linksextremisten unterstützten die Demonstration logistisch. Sie führten im Vorfeld eine Informa-
tion-Veranstaltung durch und organisierten die gemeinsame Zuganreise. An der Demonstration 
unter dem Thema: „5 Jahre NSU-Selbstenttarnung – Aufklärung der Rolle von Justiz und Polizei! 
Gegen Rassismus“ nahmen ca. 450 Personen teil, unter denen sich etwa 200 bis 250 Linksextremis-
ten befanden.

436 � eine Demonstration von Abtreibungsgegnern
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4.	 Demonstration am 17. Dezember 2016 in Plauen
Zur Teilnahme an der Demonstration mit dem Motto „Den Nazis die Homezone streitig machen 
– III. Weg zerschlagen!“ mobilisierten hauptsächlich Gruppen der autonomen Szene Leipzigs. Die 
linksextremistischen Gruppen the future is unwritten (tfiu) und die Antifa Klein-Paris (AKP) reisten ge-
meinsam an. Zudem folgten Linksextremisten aus Thüringen (Antifaschistische Gruppe Gotha sowie das 
Antifaschistische Jugendbündnis Saalfeld) dem auf einschlägigen Internetseiten und über Social-Media-
Kanäle veröffentlichten Aufruf. An der Aktion beteiligten sich ca. 190 Personen, darunter ca. 130 
Autonome.

Vorbereitung und Mobilisierung der Gegendemonstrationen weisen deutlich auf die Strategie hin, die 
strukturschwache linksextremistische Szene jenseits der Zentren Leipzig und Dresden zu stärken. Mit 
diesen – vor allem wegen der überregionalen Mobilisierung – sehr teilnehmerstarken Aktionen hat die 
Antifa im ländlichen Raum deutliche Präsenz gezeigt. Es ist daher auch künftig mit solchen Aktionen in 
dieser Region zu rechnen. 

Region Mittelsachsen
Zur Region Mittelsachsen gehören der Landkreis Mittelsachsen, der Landkreis Meißen sowie der Land-
kreis Sächsische Schweiz-Osterzgebirge.

Das Aktionsniveau der autonomen Szene im Landkreis Mittelsachsen hat sich weiter verringert. So mo-
bilisierte – auch überregional – die hier ansässige Gruppe Antifa RDL (Roßwein-Döbeln-Leisnig) aus-
schließlich zu Aktivitäten gegen den Aufzug von Rechtsextremisten am 1. Mai 2016 in Plauen (Vogt-
landkreis). In dem Aufruf kündigte die Gruppe an, „alles daran zu setzen, die Nazis zu blockieren.“437 Auf 
dem zugehörigen Gruppenbild wurde weiterhin gefordert, „Rechte Strukturen auf[zu]decken und [zu] 
bekämpfen. Zusammen. Auf allen Ebenen. Mit allen Mitteln.“ 

437 � nrdlnazifrei.blocksport.de (Stand: 18. November 2016)

Quelle: nrdlnazifrei.blogsport.com (Stand: 18. November 2016)
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Die asylfeindlichen Ereignisse am 18. Februar 2016 in Clausnitz, einem Ortsteil von Rechenberg-Bienen-
mühle, veranlassten Linksextremisten zu Reaktionen. 
Auf dem von Linksextremisten genutzten Internetportal linksunten.indymedia.org wurde unter dem Ti-
tel „Offener Brief an Clausnitz“ über einen Besuch der Antifa RDL-Gruppe berichtet. Weiterhin wurde 
angekündigt: „Falls ihr noch einer einzigen geflüchteten Person Angst macht, wird das Konsequenzen 
für euch haben“. Laut dem Bericht könnte es z. B. zu Sachbeschädigungen kommen, so könnten sich 
Traktoren selbst entzünden, und „ein Teil unserer weiteren Möglichkeiten könnte die Bevölkerung ver-
unsichern“.
Linksextremisten beteiligten sich vor Ort auch an einer Kundgebung am 20. Februar 2016 unter dem 
Motto „Es ist nicht Zeit sich zu schämen, es ist Zeit zu handeln. Refugees überall!“, die als Reaktion auf 
die genannten Vorfälle durchgeführt wurde. Zu dieser Veranstaltung mobilisierten vor allem linksextre-
mistische Gruppen aus Dresden und Leipzig.

In den Landkreisen Meißen und Sächsische Schweiz-Osterzgebirge waren im Jahr 2016 lediglich Einzel-
personen der linksextremistische Szene zuzurechnen. 
Im Landkreis Meißen fand nur eine öffentlichkeitswirksame Aktion mit linksextremistischen Bezügen 
statt. Im Landkreis Sächsische Schweiz-Osterzgebirge ging das Aktionsniveau gegenüber 2015 deutlich 
zurück. Da diese Region im Einflussbereich der Dresdner Szene liegt, wurden die Aktionen von dieser 
zumeist auch initiiert. So fanden in Freital und Heidenau analog zum Vorjahr mehrere Aktionen im 
Zusammenhang mit dem Themenfeld „Antirassismus/Asyl“ statt. Anders als zum Vorjahr, als mehre-
re Aktionen mit überregionaler bzw. sogar bundesweiter Mobilisierung und Beteiligung stattfanden, 
wurden die Aktivitäten im Jahr 2016 lediglich von der sächsischen Szene getragen. Zudem verliefen sie 
ausnahmslos störungsfrei.

Region Ostsachsen
Die Region Ostsachsen umfasst die Landkreise Bautzen und Görlitz. 

Im Landkreis Bautzen existieren bereits seit Jah-
ren keine linksextremistischen Strukturen. Mitte 
September 2016 kam es in Bautzen zu Ausein-
andersetzungen zwischen Asylbewerbern und 
Personen, die teilweise offenbar dem rechtsext-
remistischen Spektrum zuzuordnen waren. Dies 
löste eine bundesweite Resonanz innerhalb der 
linksextremistischen Szene aus und bestimmte in 
den Folgemonaten maßgeblich das Handeln der 
sächsischen autonomen Szene. 

U. a. fand am 18. September 2016 eine Demonstration statt, an der sich nach kurzfristiger überregiona-
ler Mobilisierung 300 Linksextremisten beteiligten. Weitere Aktivitäten – wenn auch nicht mehr in dieser 
Größenordnung – folgten in den folgenden Monaten regelmäßig.

18. September 2016 Bautzen
Quelle: Bilddatenbank Internet (Stand: 19. September 2016)
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Im Landkreis Görlitz wies lediglich die Antifaschistische Aktion Görlitz mit Veröffentlichungen im Internet 
sporadisch Präsenz auf. Der linksextremistische Autonomal-Versand in Zittau als auch die Antifa Lausitz 
entfalteten keine öffentlichkeitswirksamen Aktivitäten. Dies wirkte sich auf das dortige Aktivitätsniveau 
aus, das analog zum Vorjahr abermals sehr niedrig war. 

Eine Ausnahme stellte die Beteiligung von auswärtigen Linksextremisten an den Aktivitäten gegen den 
Klimawandel dar, die auch auf die Landkreise Bautzen und Görlitz ausstrahlten. So beteiligten sich im 
Mai 2016 auswärtige Linksextremisten an den Aktionstagen der Kampagne „Ende Gelände“ in der Lau-
sitz, in deren Rahmen u. a. Schaufelradbagger besetzt und die Infrastruktur eines Braunkohlekraftwerks 
kurzzeitig gestört wurde. Zwar fanden die Aktionen überwiegend im Land Brandenburg statt. Jedoch 
kam es auch im Landkreis Bautzen zur Besetzung einer Gleisanlage. Die Aktion wurde durch die Polizei 
beendet. Ebenso beteiligten sich auswärtige Linksextremisten im Zeitraum März bis Mai 2016 an der 
Besetzung eines Waldstücks nahe des Tagebaus Nochten (Landkreis Görlitz) durch mehrere Personen 
eines Projekts LAUtonomia. Auch diese Besetzung wurde durch die Polizei beendet.

Region Nordsachsen
In den Landkreisen Leipzig und Nordsachsen gab es keine aktive linksextremistische Szene. Es fanden 
keine öffentlichen Aktionen statt. Vereinzelte Aktivitäten in den Vorjahren waren – aufgrund der örtli-
chen Nähe zu Leipzig – auf dortige linksextremistische Gruppierungen und Einzelpersonen zurückzu-
führen.

3.4	 Anarchistische Gruppierungen

Der Anarchismus ist eine politische Bewegung und Weltanschauung, die in ihrem Kern die Herrschaft 
von Menschen über Menschen sowie jede Art von Hierarchie als Form der Unterdrückung ablehnt. Das 
Ziel besteht in der Errichtung einer herrschaftsfreien Gesellschaft im Sinne einer Gesellschaftsordnung 
ohne Staat, Militär und Justiz. Der Anarchismus besitzt eine lange historische Tradition, deren Wurzeln 
bis in die frühe europäische Arbeiterbewegung zu Beginn des 19. Jahrhunderts zurückreichen. Im Laufe 
seiner Geschichte hat er eine Vielzahl von Strömungen hervorgebracht und verschiedene Facetten ent-
wickelt, die bis in die Gegenwart hineinreichen.

Die anarchistischen Gruppierungen in Sachsen vertreten Positionen des Anarchosyndikalismus. Dabei 
sind fließende Übergänge in ähnliche oder verwandte Bewegungen oder Gruppen – wie den Autonomen 
– feststellbar. Dennoch weist der Anarchosyndikalismus einige spezielle Merkmale auf, durch die sich 
entsprechende Gruppen auch deutlich von den Autonomen unterscheiden. Diese wesentlichen Unter-
scheidungsmerkmale lassen sich vor allem anhand von Kriterien für die Bereiche Ideologie, Organisation 
und Strategie herausarbeiten.



258

Ideologie
Der Anarchosyndikalismus ist eine Form des Anarchismus, der auf die Übernahme der Produktionsmittel 
durch Arbeiterassoziationen abzielt. Dies beinhaltet die Idee einer gewerkschaftlichen Berufsgenossen-
schaft, die eine Kollektivierung der Produktionsmittel anstrebt. Der Staat soll zerschlagen werden und an 
dessen Stelle eine Föderation der Syndikate (basisdemokratische Gewerkschaften) treten. Das Syndikat 
wird als tragende Organisationseinheit des revolutionären Kampfes wie auch der Zukunftsgesellschaft 
erachtet. Diese Form des Anarchismus weist somit eine deutlich andere Qualität auf als jene der Au-
tonomen. Zwar favorisieren auch Autonome ihrem Selbstverständnis entsprechend eine herrschafts- und 
gesetzlose Ordnung, jedoch ist es ihnen bislang nicht gelungen, eine feste theoretische Basis zu ent-
wickeln.

Organisation
Die anarchosyndikalistischen Gruppen sind in ein föderales Netzwerk integriert. Die örtlichen/regionalen 
Lokalföderationen (Gesamtheit der Syndikate an einem Ort) bilden die bundesweite Freie Arbeiterinnen 
– und Arbeiter – Union (FAU), welche ihrerseits als deutsche Sektion der Internationalen Arbeiterinnen Asso-
ziation (IAA) angeschlossen ist.

438

Auch hier zeigt sich ein Unterschied zur autonomen Szene, die in verschiedene örtliche Strukturen und 
Kleingruppen zersplittert ist. Den verschiedenen Versuchen der Bildung einer überregionalen Organisa
tion oder zumindest einer dauerhaften Vernetzung untereinander standen stets die den Autonomen eige-
ne Organisationsfeindlichkeit sowie ideologische Differenzen entgegen.

Strategie
Das Handeln der Anarchosyndikalisten richtet sich nach strategischen Prinzipien, die Mitte 2015 in 
einem neuen Grundlagentext der FAU formuliert worden sind. Diese „Prinzipien und Grundlagen der 
Arbeit der Freien Arbeiterinnen- und Arbeiter-Union (FAU)“ ersetzten die bisherige „Prinzipienerklärung“ aus 
dem Jahr 1990.

439

In der bis Mitte 2015 gültigen Fassung hieß es, sie sind bestrebt, „(…) schrittweise eine neue Welt in der 
Schale der alten zu entwickeln.“

 440
 

Die Frage der Anwendung von Gewalt bei der Umsetzung ihrer Ziele wurde offen gelassen. Dazu hieß es: 

„In unserem Vorgehen legen wir uns weder auf Gewaltlosigkeit noch auf Gewalt fest! Die Wahl unserer 
Mittel ergibt sich aus den konkreten Situationen und Zielen!“

441
.

Im Gegensatz zur Vorgängerfassung ist die aktuelle „Prinzipienerklärung“ gemäßigter abgefasst. Das 
Ziel wird nach wie vor in der „Überwindung des Kapitalismus“ gesehen, da er „auf der Ausbeutung durch 
diejenigen beruht, die über die Produktionsmittel verfügen“. Zwar wird die Rolle der Gewalt für die Um-

438 � https://dresden.fau.org (Stand: 25. Oktober 2016)
439 � http://fau.org/texte/; „Prinzipien und Grundlagen der Arbeit der Freien Arbeiterinnen- und Arbeiterunion (FAU)“, 

(Stand: 25. Oktober 2016)
440 � „Prinzipienerklärung“ der Freien Arbeiterinnen- und Arbeiterunion, verfasst 1989/1990, geändert 2003, S.7
441 � ebd., S.11
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setzung dieser Ziele nicht mehr thematisiert. Eine explizite Abgrenzung erfolgt jedoch nicht. Stattdessen 
wird eher ein reformreicher Weg in Erwägung gezogen. So heißt es: 
„Politische Reformen lehnen wir nicht ab, wenn sie reale Verbesserungen der Lebenssituation beinhalten 
oder unsere Rechte stärken und nicht im Widerspruch zu unseren Zielen stehen. Wir lehnen jedoch Refor-
mismus als eine Haltung ab, die nicht versucht, die bestehenden Ausbeutungs- und Unterdrückungsver-
hältnisse grundlegend zu ändern, sondern sie stattdessen stabilisiert.“

442

Die neue „Prinzipienerklärung“ hat vor allem das taktische Ziel der Gewinnung neuer Mitglieder. Erwar-
tet wird, dass die meisten potenziellen Anhänger eher mittels Reformen zur Änderung der Gesellschaft 
zu gewinnen seien als auf revolutionärem Weg.

In Sachsen sind es die anarchosyndikalistischen Kleingruppen FAU Dresden und Leipzig sowie die  
Anarchosyndikalistische Jugend Leipzig (ASJL), die fest in das bundesweite föderale Netzwerk integriert sind. 
Gemessen an ihrer geringen personellen Stärke sind diese Gruppierungen sehr aktiv. Besonders im Rah-
men öffentlicher Aktionen versuchen die Akteure ihre extremistischen Zielsetzungen zu verbreiten und 
so neue Anhänger zu gewinnen. Indem sich die FAU vordergründig als gewerkschaftsähnliche Organi-
sation darstellt, wird verschleiert, dass sie die Abschaffung der freiheitlichen demokratischen Grund-
ordnung anstrebt. 
Die ASJL wiederum zeigt eine Nähe zur gewaltbereiten autonomen Szene.

Freie Arbeiterinnen- und Arbeiter-Union – Internationale Arbeiterinnen Assoziation (FAU-IAA)

Extremismusbereich:	 Linksextremismus
Gründung:	 1977
Sitz:	 Berlin
Mitglieder 2016 in Sachsen:	 ca. 45
Mitglieder 2015 in Sachsen:	 ca. 45
Teil-, Nebenorganisationen:	 Syndikate, Lokalföderationen: Allgemeines 
	S yndikat Dresden der FAU, FAU Leipzig, 
	 FAU Sektion Chemnitz, Anarchosyndikalistische

	 Jugend Leipzig“ (ASJL)
Publikation:	 DIREKTE AKTION 
Kennzeichen:	

Historie und Strukturentwicklung
Die FAU-IAA ist die mitgliederstärkste anarchistische Gruppierung in Deutschland und ist in Sachsen 
spätestens seit Mitte der 1990er Jahre aktiv. Sie bezeichnet sich selbst als „Anarchistische Gewerk-
schaft“, die der Internationalen Arbeiterinnen Assoziation (IAA) angeschlossen ist. Ihre Finanzierung erfolgt 
über Mitgliedsbeiträge.

442 � http://fau.org/texte/; „Prinzipien und Grundlagen der Arbeit der Freien Arbeiterinnen- und Arbeiterunion (FAU)“ 
(Stand: 25. Oktober 2016)



260

Seit 2014 stagniert die Mitgliederzahl im Freistaat Sachsen bei ca. 45 Personen, die sich in etwa 
gleichmäßig auf die Syndikate Leipzig und Dresden verteilen. Der starke Aktionswille, der sich in der 
Vielzahl eigener Veranstaltungen widerspiegelt, wird von nur wenigen lokalen Akteuren getragen. Die 
organisatorische Basis der sächsischen Mitglieder bilden örtliche Syndikate (lokale basisdemokratische 
Gewerkschaften) und Lokalföderationen in den Städten Leipzig und Dresden. Die 2015 aus der FAU-
Initiative Chemnitz hervorgegangene FAU–Sektion Chemnitz konnte erneut nicht die Anforderungen für die 
Errichtung eines eigenständigen Syndikats erreichen.

Mitglieder der FAU im Freistaat Sachsen

Ideologie/ Politische Zielsetzung
Das Ziel der FAU-IAA ist die Beseitigung der bestehenden Staats- und Gesellschaftsordnung. In ihrem 
als „revolutionäre Gewerkschaftszeitung“ bezeichneten Periodikum DIREKTE AKTION, die sich nach 
eigenen Angaben „auf die Grundlage des Klassenkampfes stützt“, heißt es dazu unmissverständlich:

„Wir Anarcho-SyndikalistInnen haben die herrschaftslose, ausbeutungsfreie, auf Selbstverwaltung begrün-
dete Gesellschaft zum Ziel. Die Selbstbestimmung in allen Lebensbereichen ist die grundlegende Idee 
des Anarcho-Syndikalismus. […] Zur Durchsetzung unserer Ziele und Forderungen dienen uns sämtliche 
Mittel der Direkten Aktion, wie z. B. Besetzungen, Boykotts, Streiks etc. Im Gegensatz dazu lehnen wir die 
parlamentarische Tätigkeit in jeglicher Form ab.“

 443

Mit diesem Selbstverständnis, welches die Anwendung sämtlicher Mittel zur Beseitigung der parlamen-
tarischen Demokratie propagiert, steht die FAU-IAA in klarem Widerspruch zur freiheitlichen demokra-
tischen Grundordnung.

Aktivitäten
Wie bereits in den Jahren zuvor traten anarchosyndikalistische Gruppen im Freistaat Sachsen mit ei-
genen Aktionen öffentlich auf. Dabei zeigten sich jedoch teils deutliche Unterschiede zwischen den in 
Dresden, Leipzig und Chemnitz ansässigen FAU-Akteuren nicht nur in Umfang und Intensität, sondern 
auch in der Wahl der Mittel. 

443 � Das Zitat erscheint regelmäßig. Quelle: DIREKTE AKTION anarchosyndikalistische Zeitung, 
Ausgabe 233 (Januar/ Februar 2016), S.16
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Dresden
Die nach wie vor aktivste Gruppe ist das Allgemeine Syndikat Dresden der FAU-IAA (FAU Dresden). Insbeson-
dere durch die Verteilung von Flugblättern, die Organisation eigener Demonstrationen und Seminare 
oder über die Beteiligung an sozialkritischen, nicht extremistischen Protestdemonstrationen versuchte 
die FAU Dresden, ihren Bekanntheitsgrad und ihre Akzeptanz in der Öffentlichkeit zu erhöhen. 

Am 1. März 2016 führte die FAU Dresden eine Kundgebung im Rahmen des europäischen Aktionstages 
„Gegen Grenzen, Ausbeutung und Diktatur in Europa“ in Dresden durch. Mit dem Mittel des „Sozial-
streiks“ sollte demnach ein „Gegengewicht von unten“ zur „Unterdrückung und Profitgier aus verkaufter 
Arbeitskraft“ aufgebaut und „wirtschaftliche Tatsachen geschaffen [werden], die nicht überhört werden 
können.“444

Im April führte die FAU Dresden im Rahmen der Kampagne „Solidarität statt Ausgrenzung – Für einen 
libertären Frühling“ zwei Demonstrationen in Dresden durch. 
Die erste Demonstration stand unter dem Motto: „Workers Memorial Day445 – in Gedenken an die Opfer 
von Arbeitsunfällen“. Dabei thematisierte die Gruppe die durch das „kapitalistische Ausbeutungssystem“ 
hervorgerufenen „Opfer der Lohnarbeit“ und solidarisierte sich mit den Streiks gegen die Arbeitsmarkt-
reform in Frankreich.446 

Die zweite Demonstration diente der Solidarität 
mit einem Dresdner FAU-Mitglied, das sich we-
gen Landfriedensbruchs vor Gericht verantworten 
musste. 

Im Juni unterstützte die FAU Dresden erneut 
mit einer Demonstration in Dresden die Protes-
te in Frankreich und rief zu ähnlichen Streiks in 
Deutschland auf. Gleichzeitig wurde die „immer 

444 � Flugblatt des Allgemeinen Syndikats Dresden zum 1. März 2016
445 � Der „Workers Memorial Day“ wird von Anarchosyndikalisten regelmäßig zum Anlass für eigene Aktivitäten genommen.
446 � https://linksunten.indymedia.org/node/177465 (Stand: 2. Mai 2016)

Quelle: https://linksunten.indymedia.org (Stand: 2. Mai 2016; Bild bearbeitet)

Quelle: https://twitter.com/fau_dresden (Stand: 16. Juni 2016) 
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stärker grassierende[n] Nazipräsenz im Kiez“ thematisiert, die die „geflüchteten Kolleg_innen und 
selbstverwaltete Strukturen und Läden im Kiez“ bedrohen würden.447

Zur besseren Vernetzung von Anarchisten veranstaltete die FAU Dresden im August ein mehrtägiges 
„Wanderseminar im Elbsandsteingebirge“. Zugleich rief sie zur Spende für die „Kampagne für ein libertä-
res Zentrum im Elbsandsteingebirge“ auf, mit der ein künftiges „libertäres Gäste- und Tagungszentrum“ 
finanziert werden sollte.448 

Im Rahmen der „Libertären Tage“ beteiligte sich die FAU Dresden am 12. September 2016 mit einem 
„Libertären Block“ an einer Protestveranstaltung gegen PEGIDA. Akteure der FAU hielten verschiedene 
Redebeiträge. Darin befürworteten sie zwar grundsätzlich antifaschistische Aktionen, die sich gegen all 
jene richten, „die ein faschistisches oder faschistoides System errichten wollen, oder militant nach neo-
nazistischer und rassistischer Ideologie handeln“.

449
 Allerdings wird aus anarchistischer Sicht der Staat 

mit seinen Institutionen als alleiniger Verursacher der seit Jahren „nach rechts drehend(en) […] gesell-
schaftlichen Situation“

450
 herausgestellt. Demnach bestehe die „Logik des Systems“ in der Ausbeutung 

des Menschen durch den kapitalistischen Staat. Durch „größer werdende Zumutungen des kapitalis-
tischen Normalzustandes […]“ würde „autoritäres Denken und Handeln“ von Menschen systematisch 
gefördert. Daher könne es nicht das Ziel sein, „die herrschenden Verhältnisse gegen die autoritären 
Angriffe zu verteidigen.“

451
 Als Antwort greift die FAU Dresden Aktionen internationaler anarchistischer 

Bewegungen in Griechenland, Spanien und in der Ukraine auf, die „Solidarität und Selbstorganisation“ 
bspw. in sog. „Refugee-Squats“ (Squats: Hausbesetzungen) umsetzten. Anarchistisches Ziel bleibe eine 
hierarchiefreie, solidarische und selbstorganisierte Gesellschaft ohne „staatliche und autoritäre Struktu-
ren“. Eine Rede endete mit den Aufrufen: „Doch dieses schöne Leben muss erkämpft werden. Fangen wir 
an! Bis alle frei sind! Der Aufstand ist jetzt!“.

452

Themen der FAU sind vorrangig der Arbeitskampf und die Gewerkschaftsarbeit aus linksextremistischer 
Perspektive, die auch die FAU Dresden aktiv verfolgt. Mit der personell gering besetzten FAU-Sektion 
Basisgewerkschaft Nahrung und Gastronomie (BNG) ist sie seit Jahren im Dresdner Gastronomiesektor tätig 
und versucht Arbeitnehmer kleiner Gastro-Betriebe im Arbeitskampf zu unterstützen. Die FAU Dresden 
stellt mit Streiks, Betriebsbesetzungen und Pressearbeit typische anarchosyndikalistische Druckmittel in 
Aussicht. Der von ihr erstellte Branchenlohnspiegel dient einerseits als Grundlage für „Lohnverhandlun-
gen“, andererseits als „Anreiz für Unternehmer_innen faire Löhne zu zahlen“.

453
 Teil ihrer Strategie ist die 

Bildung „gewerkschaftlicher Kollektivbetriebe“ mit Gemeinschaftseigentum, deren Branchenstandards 
durch die FAU Dresden kontrolliert werden. 

Chemnitz
Die FAU-Sektion Chemnitz, die organisatorisch dem Syndikat Dresden angehört, zeigte im Jahr 2016 kaum 
Aktivitäten. Lediglich am 1. Mai 2016 führte sie traditionell eine Versammlung unter dem Motto „kriti-

447 � https://linksunten.indymedia.org/de/node/182133 (Stand: 16. Juni 2016)
448 � Für ein libertäres Zentrum im Elbsandsteingebirge“, Flyer der FAU, Juni 2016
449 � Redebeitrag der FAU am 12. September 2016 in Dresden
450 � ebd.
451 � ebd.
452 � ebd.; Teile des Aufrufes befanden sich auch auf dem Fronttransparent
453 � Quelle: https://www.direkteaktion.org/verteilzeitung, Beitrag „Dem Kapitalismus in die Suppe spucken!“  

(Stand: 25. Oktober 2016)
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sche 1. Mai-Demo“ in Chemnitz durch. In Redebeiträgen wurde die nach Ansicht der FAU „zunehmende 
Entpolitisierung“ des 1. Mai in Chemnitz thematisiert. Mit Aufrufen zu „Streik, Boykott und die Überwin-
dung des Kapitalismus“ wurden zudem klassische anarchosyndikalistische Inhalte vermittelt.454 
Die Region Chemnitz ist durch ein sehr niedriges linksextremistisches Personenpotenzial geprägt, das 
nur schwach strukturiert ist. So ergaben sich für die FAU Chemnitz kaum Anschlussmöglichkeiten. Aber 
auch andere örtlich ansässige Linksextremisten suchten offenbar nicht die Zusammenarbeit mit der FAU 
Chemnitz. Eine nennenswerte strukturelle Entwicklung wird deshalb bis auf weiteres nicht zu erwarten 
sein.

Leipzig
Die FAU Leipzig trat im Berichtsjahr kaum in der Öffentlichkeit auf. Statt Demonstrationen organisierte 
die FAU Leipzig in Eigenregie Konzerte, so am 20. Januar 2016 in Leipzig unter Beteiligung der links-
extremistischen Band Sozialer Fehltritt. Im Rahmen der Konzerte betrieben sie Mitgliederwerbung. Die 
Konzerteinnahmen sollten dabei in der politischen Arbeit der FAU („Arbeitskampf“) Verwendung finden. 

Anarchosyndikalistische Jugend Leipzig (ASJL)

Historie und Strukturentwicklung
Eigenen Angaben zufolge gründete sich die ASJL im November 2010. Sie gehört 
als Ortsverein zu der im Mai 2011 gegründeten Regionalföderation Ost der ASJ.
Ab Mitte 2007 entwickelte sich innerhalb der FAU-IAA eine Jugendvertretung, 
die auf dem FAU-Kongress 2008 eine AG-Jugend konstituierte. Hieraus bilde-
ten sich schließlich regionale ASJ-Gruppen. Die Separierung der ASJL von der 
FAU Leipzig im Jahr 2010 markierte keine Abgrenzung im inhaltlich-weltan-
schaulichen Sinne, sondern war Folge einer bundesweiten strukturellen Ent-
wicklung. 

Ideologie/ Politische Zielsetzung
Ihrem Selbstverständnis entsprechend ist die ASJL „ein bundesweit organisierter, außerparlamentari-
scher Jugendverband“, der „den Parlamentarismus nicht für das richtige Mittel [hält], um die gesell-
schaftlichen Bedingungen zu verbessern.“ Sie strebt eine „Welt ohne Nationen und Staaten [an], in der 
alle individuell nach ihren Bedürfnissen leben können […]“.

455

Mit der Formulierung, dass „[…] für die Verwirklichung von Freiheit und Gleichheit eine gemeinschaft-
liche Verwaltung der Produktionsmittel entscheidend notwendig ist“, wird eine Grundforderung des 
Anarchosyndikalismus bedient. Darüber hinaus grenzte sich die ASJL – zumindest indirekt – deutlich 
vom Freiheitsbegriff der Autonomen ab, da aus ihrer Sicht „Freiheit nicht das Ausleben egoistischer Vor-
stellungen auf Kosten Anderer“ bedeute.

456

454 � ebd.
455 � Selbstdarstellung, Flyer der ASJL, März 2016
456 � http://asjl.blogsport.de, Rubrik „Grundsatz“ (Stand: 27. Oktober 2016)

Quelle: Flyer der ASJL
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Außerdem ist sie der Meinung, dass 

„[…] man über sein Zusammenleben mit anderen Menschen selbst entscheiden kann, ohne durch soziale, 
politische oder sonstige Hierarchien unterdrückt zu werden.“

457

Die Verwirklichung dieses Grundsatzes ist für die ASJL in einer Demokratie nicht umzusetzen. Weiterhin 
nimmt sie zur Beseitigung jeder staatlichen und nichtstaatlichen Ordnung die Anwendung von Gewalt 
in Kauf:

„Nichts wäre wünschenswerter, als dass dieser Konflikt friedlich ausgetragen werden könnte. Die Lehren 
aus der Geschichte und das Gebären der aktuell Machthabenden lässt uns diesen Wunsch leider als un-
realistisch erscheinen.“

 458

Die ASJL lehnt jede Form der Herrschaft als Synonym der Ungleichheit und Unfreiheit ab. Das gilt auch 
für die von Marxisten angestrebte „Diktatur des Proletariats“ nach erfolgreichem Klassenkampf. Unter 
Klassenkampf versteht die ASJL den „unmittelbaren Kampf gegen das Bestehen von Klassen, als Aus-
druck von Unterdrückung“.

 459
 Dieser sei nur zu verwirklichen, „indem die Bereitschaft aller zur Überwin-

dung des Systems durch Aufklärung und Emanzipation gefördert wird“.
 460

Damit forciert die ASJL eine anarchistisch geprägte Gesellschaft, welche die Abwesenheit staatlicher 
Strukturen beinhaltet und die der freiheitlichen demokratischen Grundordnung diametral entgegen-
gesetzt ist.

Aktivitäten
Als eigenständige Organisation besaß die ASJL im Jahr 2016 wie die FAU Leipzig eine nur untergeordnete 
Rolle im linksextremistischen Spektrum von Leipzig. Im Unterschied zur Mutterorganisation FAU zeigte 
sich bei deren Jugendvertretung in Leipzig jedoch eine enge Verzahnung mit der örtlichen autonomen 
Szene. So rief die ASJL zur Teilnahme an Demonstrationen in Leipzig auf, an denen sich auch Autonome 
beteiligten. Des Weiteren mobilisierte die ASJL im Internet für die Demonstration „Solidarität mit den 
Streikenden in Frankreich!“ am 14. Juni 2016 in Leipzig.

461
 Regelmäßig lud sie zu offenen Plenen und 

Vortragsveranstaltungen zur Thematik Anarchosyndikalismus ein.

457 � ebd.
458 � ebd., Schreibweise wie im Original
459 � ebd. 
460 � ebd. 
461 � http://asjl.blogsport.de (Stand: 15. Juni 2016)
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3.5	 Revolution (Revo)

Revolution (Revo)

Extremismusbereich:	 Linksextremismus
Gründung:	 unbekannt
Sitz:	 Berlin
Mitglieder 2016 in Sachsen:	 ca. 20
Mitglieder 2015 in Sachsen:	 ca. 10
Mitglieder 2015 bundesweit:	 unbekannt
Vorsitz Bund:	 keine Angabe
Teil-, Nebenorganisationen:	 -
Publikation:	REVOLUT ION
	 (unregelmäßig)
Kennzeichen:	

Historie und Strukturentwicklung
Im Freistaat Sachsen zählen die Gruppen von Revolution – wie auch Revolutionsgruppen in anderen 
Städten – zu der Jugendorganisation der trotzkistischen Gruppierung Gruppe Arbeitermacht (GAM). Diese 
Gruppierung sowie deren Jugendorganisationen sind Bestandteile der überregionalen linksextremisti-
schen Organisation Neue antikapitalistische Organisation (NaO).

Unter dem Titel „The road to revolution“ veröffentlichte Revolution ihr internationales Programm. 
Demzufolge ist sie eine „internationale unabhängige Jugendorganisation mit Sektionen in Deutschland, 
Österreich und den USA, sowie Aktivist_innen in England und Pakistan“462.

Im Freistaat Sachsen gehören etwa 20 Personen der Gruppierung an. Regional ist diese Gruppe in Leip-
zig und Dresden verankert.
Die Gruppe Revolution Leipzig trat erstmals am 19. August 2015 mit einem Positionspapier anlässlich eines 
Anschlages am 6. August 2015 in Leipzig an die Öffentlichkeit (dazu näher unten).
Die Gruppe Revolution Dresden trat erstmals am 19. Oktober 2015 in Dresden im Rahmen der Proteste 
gegen PEGIDA öffentlich auf. Im Jahr 2016 wurden keine nennenswerten Aktionen bekannt.

Ideologie/ Politische Zielsetzung
Trotzkistische Gruppierungen besitzen zentralistische und hierarchische Strukturen, die durch eine 
strenge Parteidisziplin geprägt sind. Insofern ist auch das politische Programm, das unter dem Titel „The  
road to revolution“, auf deren Homepage veröffentlicht wurde, für alle Revolutionsgruppen maßgebend 
und bindend. 

462 � www.onesolutionrevolution.de, „The road to revolution”, S. 2 (Stand: 25. August 2015)



266

In diesem werden die grundlegenden weltanschaulichen Positionen sowie die Haltung zum demokrati-
schen Rechtsstaat als politisches Ziel formuliert.

Politisches Ziel
Das politische Ziel von Revolution besteht in der „revolutionären Überwindung“ der freiheitlichen demo-
kratischen Grundordnung und dem Aufbau einer Rätedemokratie mit anschließender Schaffung einer 
sozialistischen/ kommunistischen Gesellschaftsordnung. Im internationalen Programm heißt es: „Wir 
wollen den Kapitalismus durch eine proletarische Revolution überwinden und ihn durch eine sozialisti-
sche Gesellschaft ersetzen, […]. Was wir brauchen, ist eine globale und demokratische Planwirtschaft, die 
auf demokratischen Räten der Arbeiterklasse beruht.“463

In einer Rätedemokratie wären wesentliche Elemente des demokratischen Rechtsstaates ausgehebelt. 
Da – nach trotzkistischer Auffassung – in einer Räterepublik alle Entscheidungen durch das Proletariat 
getroffen werden sollen, läge die Souveränität nicht mehr beim gesamten Staatsvolk, sondern aus-
schließlich bei der Arbeiterschaft. Dadurch wäre das Mehrparteienprinzip beseitigt. Die „Räte“ sind bei 
allen Entscheidungen an die Basis gebunden und können daher ihr Mandat nicht frei ausüben. Außer-
dem unterstehen Exekutive, Judikative und Legislative den „Räten“. Die „Rätedemokratie“ verletzt damit 
elementare Prinzipien der parlamentarischen Demokratie und der Gewaltenteilung.

Positionen zum demokratischen Rechtsstaat
Aufgrund der politischen Zielsetzung verfügt Revolution über eine ausgesprochen antistaatliche Haltung. 
Diese zeigt sich in der absoluten Ablehnung des bürgerlichen Rechtsstaates inklusive des staatlichen 
Gewaltmonopols. Bei dessen angestrebter Abschaffung soll auch das Mittel der Gewalt zum Einsatz 
kommen. Im internationalen Programm heißt es dazu: 

„Es gibt keinen parlamentarischen Weg zum Sozialismus. […] Gewalt wird ein Mittel sein müssen, um 
die Zentren der kapitalistischen Macht endgültig zu zerbrechen – die Armee, die Polizei und die Geheim-
dienste.“ 464

Revolution Leipzig formuliert diesbezüglich wie folgt: 
„Unsere Gewalt muss somit ins Herz dieses Systems treffen, das Privateigentum an Produktionsmitteln. 
[…] Unsere Zielsetzung kann somit nur einen Slogan haben: militant, massenhaft, organisiert!“.465

Durchsetzung des politischen Ziels
Die Änderung der gesellschaftlichen Verhältnisse durch die Errichtung von Räten soll mittels militärischer 
Mittel durchgesetzt werden. Neben „Räten“ sollen auch „Arbeitermilizen“ eingesetzt und „Verteidigungs-
strukturen“ aufgebaut werden. Dazu heißt es: 

463 � ebd. S. 5
464 � ebd. S. 26
465 � www.onesolutionrevolution.de, Beitrag „Antifaschistischer Widerstand – Notwendig und legitim! Aber wie?  

Kritik und Perspektiven des Kampfes in Leipzig“ (Stand: 25. August 2015)
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„Ebenso wie Arbeiterräte, werden wir Arbeitermilizen und Verteidigungsstrukturen brauchen, um Polizei 
und Militär daran zu hindern die Revolution mit Gewalt [zu] überziehen, den Staat zu zerschlagen und die 
Kapitalisten daran zu hindern, die Macht durch einen Militärputsch zurück zu erlangen.“.466

Zur Erreichung ihrer Ziele erachtet Revolution die „Diktatur des Proletariats“ als notwendig: 
„[…] die Diktatur des Proletariats bedeutet die Verteidigung der Revolution und ist notwendige Übergangs-
form zu einer klassen- und staatenlosen Gesellschaft.“.467

Aktivitäten
Den Zielen einer Jugendorganisation entsprechend, ist die Jugendarbeit auch Kern der politischen Ar-
beit von Revolution. Diese zielt auf die Vereinnahmung von Schülern für die eigene Jugendorganisation 
sowie die Arbeit an Schulen ab. Die Brisanz dieser Jugendarbeit besteht darin, dass der Wunsch nach 
politischem Engagement junger Menschen ausgenutzt wird. Extremisten sehen in ihnen Potenzial, sie 
für ihre Parteien und Organisationen zu gewinnen. Diesbezüglich war Revolution Leipzig im Berichtsjahr 
die aktivste linksextremistische Organisation in Leipzig. Damit versuchte sie, einen wesentlichen strate-
gischen Schritt umzusetzen, der in ihrem politischen Programm verankert ist. 
So ist es für Revolution zentral, die freiheitliche demokratische Grundordnung zunehmend in Frage zu 
stellen.468 Dabei komme „(…) den Schüler_Innen eine wichtige Rolle zu, da die Schule ein täglicher Ort 
des Kampfes“469 sei. Dort würden die Schüler „(…) in einem starren Konzept für die bürgerliche Gesell-
schaft vorbereitet und nicht nur in ‚Wissen‘ sondern auch in der bürgerlichen Ideologie ‚erzogen‘.“470 
Hieraus wird die Notwendigkeit abgeleitet, Einfluss auf die Bildung und das Weltbild von Kindern und 
Jugendlichen zu nehmen. 
Innerhalb der Schulen soll dies durch Bildungskomitees geschehen, die sich aus Schülerräten471 und 
Elternvertretern zusammensetzen, und die über Form und Inhalt der Bildung entscheiden. Dadurch kön-
ne – so das Programm der Organisation – „ein Teil der Existenzbasis direkt angegriffen werden – die 
Entscheidungshoheit über den ideologischen und wissenschaftlichen Inhalt von Bildung. Die Forderung 
weißt damit über den Kapitalismus hinaus und bildet eine Brücke aus dem Hier und Jetzt in ein sozialis-
tisches System (…)“ 472. 

Ein politisches Programm ist auch eine Anleitung zum praktischen Handeln. Das zeigte sich deutlich 
beim Sommercamp der Revolutionsgruppen vom 23. bis 28. August 2016 in der Nähe von Berlin, zu 
welchem Revolution Leipzig mobilisiert hatte. Zentrale Inhalte dieser Veranstaltung waren Themen, wie 
„Schule, Bildung Kapitalismus?“, „Der Kampf um eine SchülerInnengewerkschaft“ oder „Schulkomitee 
aufbauen“.

466 � www.onesolutionrevolution.de, „The road to revolution”, S. 33 (Stand: 25. August 2015)
467 � ebd. S. 27 ff.
468 � REVOLUTION, 3. Ausgabe 2016, S. 20
469 � ebd., S. 19/20
470 � ebd. S. 19
471 � Diese Schülerräte entsprechen nicht den bekannten Schülervertretungen, sondern sind im Sinne des Rätesystems zu 

interpretieren und werden zentral gesteuert.
472 � ebd., S. 16, Schreibweise wie im Original



268

Ein weiterer Schritt, das politische Programm 
umzusetzen, war die Beteiligung an der bundes-
weiten Aktion „Schul- und Unistreik: RASSISMUS 
STOPPEN – In der Schule. Auf der Straße. Im Par-
lament.“, die am 29. September 2016 stattfand. 
Der Stellenwert dieser Veranstaltung für Revo-
lution Leipzig zeigte sich in der Mobilisierung und 
Agitation ausschließlich durch diese Gruppierung. 
Dazu führten sie Flyer-Aktionen und Mobilisie-
rungskundgebungen vor zahlreichen Leipziger 
Schulen durch. Unter dem Titel „Was ist eigent-
lich ein Schulstreik?“473 veröffentlichte die Gruppe 
ein Positionspapier, worin sie die Ansicht vertrat, 
dass „Schule, Eltern, Lehrer_innen, Medien, Poli-
tiker_innen und Parteien“ Schüler vereinnahmen 
und beeinflussen würden. Mit einem Schulstreik 
könne man „unseren Forderungen endlich eine 
Stimme geben und durch den Boykott des Unter-
richts politischen Druck aufbauen“. Für die politische Arbeit wolle man dort potenzielle Mitstreiter an-
sprechen und für „unsere Ideen gewinnen, Aktionen starten und organisieren, wo wir uns und tagtäglich 
und den Großteil unserer Zeit aufhalten müssen: in den Schulen!“. Ziel sei, eine „starke antirassistische 
Jugendbewegung aufzubauen“.

Aufgrund des Werbens im Umfeld Leipziger Schulen setzte sich das Teilnehmerpotenzial der Demons-
tration aus Mitgliedern der Jugendorganisation und Schülern zusammen. Es demonstrierten etwa 50 
Schüler unter dem Motto „Aufstehen gegen Rassismus“. Revolution Leipzig wertete die Demonstration als 
Erfolg und kündigte an, ein Perspektivtreffen durchzuführen, bei dem sie den „Aufbau antirassistischer 
Gruppen an schulen planen und im der Praxis durchführen werden“.474

Mit diesem geplanten „Perspektivtreffen“ und dem Aufbau „Antirassistischer Gruppen“ in Schulen wer-
den weitere Schritte für den strukturellen Ausbau dieser trotzkistischen Organisation eingeleitet. Diese 
zielen auf die Installierung von zentral gesteuerten „Revolution-Schülergruppen“ in den Schulen ab. 

Darüber hinaus beteiligte sich Revolution Leipzig an folgenden Demonstrationen:
•	 Am 4. Juli 2016 nahm sie an der in ihrer Gesamtheit nicht extremistischen Kampagnendemons-

tration „a monday without you! – Rechte Strukturen offenlegen!“ in Leipzig teil. Diese fand im 
Rahmen der Proteste gegen einen Aufzug von „Leipzig gegen die Islamisierung des Abendlandes“ 
(LEGIDA) statt.

•	 Am 17. September 2016 beteiligte sich die Gruppe in Leipzig an einer nicht extremistischen 
Demonstration unter dem Motto „CETA & TTIP stoppen – Für einen gerechteren Welthandel!“. 

473 � www.onesolutionrevolution.de, Beitrag „Was ist eigentlich ein Schulstreik? (Stand: 27. September 2016)
474 � www.facebook.com/RevoLeipzig/ (Stand: 30. September 2016), Schreibweise wie im Original

Quelle: Flyer Sommercamp, Papierdokument
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Reaktionen der Gruppe auf die Verhaftung eines ihrer Mitglieder
Anlässlich der Verhaftung eines ihrer Mitglieder im Oktober 2016 reagierte die Gruppe mit einem Soli-
daritätsaufruf.
Das Führungsmitglied Patrick S. wurde im Sep-
tember 2016 wegen des Brandanschlages auf ein 
Polizeifahrzeug und ein Polizeirevier am 6. August 
2015 vom Amtsgericht Leipzig zu einer Freiheits-
strafe von 22 Monaten verurteilt. Im Rahmen 
dieser Ermittlungen ergaben sich Hinweise auf 
eine mögliche Täterschaft zu einem weiteren 
Brandanschlag außerhalb des Freistaates Sach-
sen. Aufgrund dessen wurde er im Oktober 2016 
in Untersuchungshaft genommen.
Unmittelbar nach der Verhaftung wurde am  
15. Oktober 2016 auf der Homepage der Gruppierung Revolution und am 16. Oktober 2016 auf der 
Facebook-Seite Revolution Sachsen unter dem Titel „Gefangennahme unseres Genossen, unseres Freundes 
Patrick“ ein Solidaritätsaufruf veröffentlicht. Die Autoren stellten den Täter als ein Opfer staatlicher Re-
pression dar. Die Formulierung, er sei von der Polizei in die Justizvollzugsanstalt „verschleppt“ worden, 
impliziert eine Auffassung von der Willkürlichkeit staatlichen Handelns. 
Dabei wird deutlich, dass die Straftaten für die Autoren keine Rolle spielen, sondern nur die daraus 
resultierenden Konsequenzen thematisiert werden. Der Täter wird zum Opfer stilisiert und die Solida-
rität mit dem Brandstifter legitimiert. Typischen linksextremistischen Argumentationsmustern folgend, 
wurde rechtsstaatliches Handeln gegen linksextremistische Aktionen als „Kriminalisierung des antifa-
schistischen Widerstandes“ interpretiert. Der Solidaritätsaufruf endet mit: „Für uns heißt das: Kampf 
dem Rassismus von PEGIDA, AfD, von Staat und Regierungen, Kampf der Repression! Solidarisiert euch 
mit Pat! Genommen haben sie einen, gemeint sind wir alle!“475

Am 19. Oktober 2016 wurde auf linksunten.indymedia.org476 gefordert, die Gruppe Revolution Leipzig bei 
der Forderung nach der Freilassung von „Patrick“ und ihrem Kampf gegen „Staatliche Angriffe auf ihre 
Gruppe“ zu unterstützen. Zudem gründete sich eine Solidaritätsgruppe. Deren Angaben zufolge flössen 
die Einnahmen einer produzierten Soli-CD an „Pat und die anderen Genossen/innen“.477

Diese Reaktion auf die Inhaftierung sowie die Solidaritätserklärung zeigen, dass für Revolution Leipzig 
die Anwendung von Gewalt in der politischen Auseinandersetzung als ein legitimes Mittel angesehen 
wird. Das Handeln des demokratischen Rechtsstaates wird diffamiert und dem Täter eine Opferrolle 
zugeschrieben. 

475 � www.onesolutionrevolution.de/allgemein/gefangennahme-unseres-genossen-unseres-freundes-patrick  
(Stand: 7. Dezember 2016)

476 � siehe Abschnitt II.3.8 Wege linksextremistischer Agitation
477 � https://linksunten.indymedia.org/node/194100 (Stand: 7. Dezember 2016)

Quelle: https://linksunten.indymedia.org 
(Stand: 12. August 2015)
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3.6	 Rote Hilfe e. V. (RH)

Rote Hilfe e. V. (RH)

Extremismusbereich:	 Linksextremismus	
Gründung:	 1975	
Sitz:	 Bundesgeschäftsstelle in Göttingen 
	 (Niedersachsen)
Mitglieder 2016 in Sachsen:	 ca. 380478

Mitglieder 2015 in Sachsen:	 ca. 280479	
Mitglieder 2015 bundesweit:	 ca. 7.000480	
Vorsitz Bund:	 keine Angabe
Teil-, Nebenorganisationen:	 -	
Publikation:	 DIE ROTE HILFE (vierteljährlich)	
Kennzeichen:	

	 	 	

Historie und Strukturentwicklung
Die Rote Hilfe war ursprünglich eine von der Kommunistischen Partei Deutschlands (KPD) im Jahr 1921 ge-
gründete Gefangenenhilfsorganisation. Ihre Aufgabe bestand darin, Geld- und Lebensmittelsammlun-
gen „für die Opfer des proletarischen Befreiungskampfes zu organisieren“

481
. Sie war eine der mitglie-

derstärksten KPD-nahen Massenorganisationen.
Nachdem sich Anfang der 1970er Jahre in verschiedenen Städten der Bundesrepublik Deutschland 
Rote-Hilfe-Gruppen gebildet hatten, wurde die Rote Hilfe Deutschlands (RHD) unter Bezugnahme auf den 
gleichnamigen Vorläufer im Jahr 1975 neu gegründet. Seit 1986 ist die Organisation ein eingetragener 
Verein. 
Nach der Wiedervereinigung Deutschlands ging der Aufbau erster Strukturen der RH in Sachsen nur 
sehr schleppend voran. Neu gegründete Ortsgruppen lösten sich häufig bald wieder auf. 
Dennoch zählt die RH nunmehr zu den mitgliederstärksten linksextremistischen Gruppierungen in 
Sachsen. Nachdem die Mitgliederzahl bereits im Vorjahr signifikant angestiegen war, konnte die RH ihre 
Mitgliederzahl im Jahr 2016 weiter deutlich ausbauen und erreichte mit ca. 380 Personen einen neuen 
Höchststand. Folgende Gründe sind für den erneuten Anstieg verantwortlich: 

1.	 Die markante Zunahme der Mitgliederzahl in Sachsen entspricht der bundesweiten Entwicklung. 
Diese befindet sich in einem seit mehreren Jahren anhaltenden Wachstumsprozess. Die RH sieht 

478 � Die Mitgliederzahlen beruhen auf Eigenangaben der RH in: DIE ROTE HILFE, Ausgabe 02/2016,  
Beilage „Mitgliederrund-brief 02/2016“, S. 6 mit Mehrfachmitgliedschaften

479 � Sächsischer Verfassungsschutzbericht 2015, S. 250
480 � Verfassungsschutzbericht 2015 des Bundes, S. 137
481 � ROTE FAHNE, 15. April 1921; „Die Situation in Deutschland und die Gründung der Roten Hilfe“ nadir.org/nadir/archiv 

(Stand: 11. Januar 2017)
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sich in einem Bericht über die Mitgliederentwicklung optimistisch: „[…] im Jahr 2015 waren über 
1000 Neueintritte zu verzeichnen […]. Derweil hält der Trend noch an, so dass noch im Jahr 2016 mit 
dem „knacken“ der 8000er Marke gerechnet werden kann.“

482

2.	 Das Jahr 2016 im Freistaat Sachsen war durch ein hohes Niveau öffentlicher Aktionen gekennzeich-
net. Die meisten Aktivitäten von Extremisten oder mit extremistischer Beteiligung waren gegen den 
politischen Gegner gerichtet. In Sachsen zählten vor allem die Proteste gegen LEGIDA und PEGIDA 
dazu. 

Das Ziel von Gegenprotesten besteht darin, Demonstrationen des politischen Gegners zu verhin-
dern oder zumindest zu beeinträchtigen. Eine Konfrontation mit der Polizei wird dabei einkalkuliert. 
Teilnehmer, welche die Auseinandersetzung mit der Polizei oder dem politischen Gegner such-
ten, dürften daher Kontakte zum Rote Hilfe e. V. geknüpft haben. Hinzu kam, dass bei Aufrufen zu 
Gegenprotesten häufig die Telefonnummer eines „Ermittlungsausschusses“ der RH angegeben  
wurde. 

3.	 Am stärksten wuchs die RH-Ortsgruppe Leipzig, die mit ca. 250 Personen nun fast zwei Drittel aller 
Mitglieder in Sachsen stellt. Die personelle Konzentration in Leipzig ist aber auch auf das hohe 
linksextremistische Personenpotenzial der Stadt zurückzuführen. Dabei fördert die von der RH in 
Aussicht gestellte Unterstützung „politisch Verfolgte(r)“ aus dem „linken Spektrum“ auch die Orga-
nisationsbindung von zu Straftaten bereiten Linksextremisten. 

Entwicklung der Mitgliederzahlen der RH bundesweit und im Freistaat Sachsen

Der Anstieg der Mitgliederzahlen der RH wirkte sich jedoch nicht auf die Gesamtzahl der sächsischen 
Linksextremisten aus. Zahlreiche Mitglieder der RH sind zugleich Mitglied in anderen linksextremisti-
schen Bestrebungen. 

Bundesweit gliederte sich die RH im Jahr 2016 in einen 16 Personen umfassenden Bundesvorstand 
sowie in selbstständig arbeitende Orts- bzw. Regionalgruppen. Die Bundesdelegiertenversammlung 
tritt alle zwei Jahre zusammen, entscheidet über grundsätzliche Vereinsangelegenheiten und wählt den 

482 � DIE ROTE HILFE, Ausgabe 03/2016, Beilage „Mitgliederrundbrief 03/2016“, S. 20 
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Bundesvorstand. Die dabei gefassten Beschlüsse setzen die Ortsgruppen eigenverantwortlich um. Sie 
sind gegenüber dem Bundesvorstand rechenschaftspflichtig.

Die RH finanziert sich größtenteils über Mitglieds-, aber auch aus „Solibeiträgen“, durch den Verkauf ihrer 
vierteljährlich erscheinenden überregionalen linksextremistischen Zeitung DIE ROTE HILFE sowie von Bro-
schüren und Flyern. Dazu zählen bspw. die Flyer „Rote Hilfe Info zu Strafbefehlen“ und „Was tun wenn‘s 
brennt?!“ oder die „Aussageverweigerungsbroschüre“. Ferner werden themenspezifische Spendenaktio-
nen, wie die Kampagne „you can’t break this movement-Bleiberecht für alle!“, durchgeführt. Dem ent-
spricht der Appell: „keine Duldung staatlicher Repression – spendet für den antirassistischen Widerstand“. 
Damit stellt die RH die Unterstützung aller, „unabhängig eines Passes oder einer Herkunft“, in Aussicht.

483
 

Ideologie/ Politische Zielsetzung
Die RH ist ein zentraler Bestandteil der linksextremistischen Szene und betätigt sich in deren Themen-
feld „Antirepression“. Sie wird von Linksextremisten unterschiedlicher ideologisch-politischer Ausrich-
tung getragen. Sie versteht sich als „parteiunabhängige, strömungsübergreifende linke Schutz- und 
Solidaritätsorganisation“

484
, die sich im „Kampf gegen die staatliche Repression“ und „die politische 

Justiz“
485

 engagiert. Ihr vordergründiges Anliegen ist die finanzielle und politische Unterstützung von 
Straf- und Gewalttätern des „linken“ Spektrums, „die in der Bundesrepublik Deutschland aufgrund ihrer 
politischen Betätigung verfolgt werden“

486
. Diese unterstützt sie im Strafverfahren, mit Geldbeträgen und 

sichert ihnen Solidarität zu.

Bezeichnenderweise unterstützt die RH einen politischen Straftäter nur dann, wenn er auch weiterhin 
zu seiner Tat steht. Wer hingegen die Tat aufgrund eines milderen Strafmaßes gesteht, wird fallen ge-
lassen. Eine solche Zusammenarbeit mit Behörden des demokratischen Rechtsstaates wertet die RH als 
Preisgabe der politischen Positionen und als Verrat an der gemeinsamen Sache. So wird das Bestreiten 
eines Tatvorwurfes vom Bundesvorstand „[…] als Distanzierung von der politischen Aktion bewertet und 
die beantragte Unterstützung nicht bewilligt.“

487
 Bereits bei Tätigung von Aussagen der Betroffenen vor 

Gericht kürzt die Rote Hilfe ihren Unterstützungssatz.
488

Unter „Repression“ versteht die RH Maßnahmen vor allem von Polizei und Justiz
489

. Besonders in dieser 
Auffassung zeigen sich für den Linksextremismus typische Positionen. Die RH versteht Maßnahmen 
der Polizei, der Justiz und des Strafvollzugs als Mittel der Machthaber zur Herrschaftssicherung. De-
ren Handeln sei rein politisch motiviert, willkürlich sowie grund- und menschenrechtswidrig. Wie die 
gewaltbereiten Autonomen lehnt die RH das staatliche Gewaltmonopol und die Aufrechterhaltung von 
Sicherheit und Ordnung als sog. „strukturelle Gewalt“ ab und zielt damit auf eine Abschaffung des 
demokratischen Rechtsstaats. 

483 � Internetseite des Rote Hilfe e.V. (Stand: 21. Oktober 2016)
484 � Satzung des Rote Hilfe e.V., § 2 Abs. 1, (Stand: September 2014)
485 � „Vorwärts und nicht vergessen – 70/20 Jahre Rote Hilfe“, S. 58 f., Göttingen 1996
486 � Satzung des Rote Hilfe e.V., § 2 Abs. 2 Satz 1, (Stand: September 2014)
487 � DIE ROTE HILFE, Ausgabe 3/2015, S. 6
488 � DIE ROTE HILFE, Ausgabe 2/2016, S. 4
489 � „Vorwärts und nicht vergessen – 70/20 Jahre Rote Hilfe“, S. 58 f., Göttingen 1996; 

„Aussageverweigerung und Verhörmethoden“, September 2007, S. 17 f., 45 f.



273

Linksextremismus

So deutet sie z. B. die der Bekämpfung des Terroris-
mus dienenden Anti-Terror-Gesetze als „Feindstraf-
recht, […] das für Gegner*innen der bürgerlichen 
Ordnung geschaffen wurde, für die die Regeln einer 
‘normalen‘ Prozessführung und Ermittlung nicht mehr 
gelten“ würden.

490
 Nach ihrer Auffassung dienten 

diese Gesetze vornehmlich dazu, jegliche „Politische 
Aktivität[en] gegen die herrschenden Zustände un-
möglich zu machen“. Die als Repression verstandenen 
Gesetze seien demnach nicht zur Verhinderung ter-
roristischer Aktivitäten beschlossen worden, sondern 
würden durch „die Verbreitung von Angst und Schre-
cken durch ausgeübte oder angedrohte Gewalt [dazu 
benutzt], um Menschen gefügig zu machen“

491
. 

Das Ziel der RH besteht darin, den inneren Zusammenhalt im Linksextremismus zu stärken und seine 
Strukturen aktionsfähig zu halten. Dazu betreut sie „politische Häftlinge“, um deren Bindung an die 
linksextremistische Szene während der Haft und darüber hinaus zu erhalten. 

Aktivitäten
Die RH vermittelt den Betroffenen Anwälte und gewährt ihnen Beihilfen zu Prozesskosten. Nach Ein-
zelfallprüfung durch den Bundesvorstand werden nur solche Personen unterstützt, die aufgrund ihres 
„politischen Handelns“ vor Gericht gestellt oder verurteilt werden. Diese müssen dort zudem den „po-
litischen Hintergrund des eigenen Handelns“ verteidigen und ihr Aussageverhalten nach den in der 
linksextremistischen Szene verbreiteten Hinweisen zur Aussageverweigerung richten.492 

In ihren Ortsgruppen führt die RH regelmäßig Rechtsberatungen zu Themen wie „Umgang mit Staats-
post, Polizeiübergriffen und anderweitiger Repression“ durch. Mit Hinweisen zum Schutz vor Strafver-
folgung sowie dem Inaussichtstellen politischer und materieller Hilfe mindert sie auch die abschrecken-
de Wirkung strafrechtlicher Sanktionen. Sie flankiert die von ihr als besonders spektakulär empfundenen 
Fälle von „Repression“ durch Kampagnen, Presseerklärungen oder Solidaritätskundgebungen. Zudem 
vertreibt die RH eine Vielzahl verschiedener Broschüren und Flyer, so zum Thema „Tipps der Roten Hilfe 
e.V. zum Umgang mit Strafbefehlen“.
Die RH stellt für konfliktgeneigte Veranstaltungen, wie Demonstrationen des „linken“ Spektrums, häufig 
sog. Ermittlungsausschüsse (EA)

493
 zur Verfügung

494
. 

490 � DIE ROTE HILFE, Sonderausgabe zum „18.03.2014 Tag der politischen Gefangenen“,  
Beilage in der Tageszeitung „JUNGE WELT“ vom 15. März 2014, S. 1

491 � ebd.
492 � Broschüre „Aussageverweigerung“, Hrsg. Rote Hilfe e. V., September 2016
493 � Während des Demonstrationsgeschehens und danach telefonisch erreichbare Ansprechpartner, die Personen,  

die in Konflikt mit der Polizei gerieten, beraten und Anwälte vermitteln.
494 � Interview mit einem Mitglied des Bundesvorstandes der RH, Artikel „die Rote Hilfe-ein Interview“, 

http://plastic-bomb.eu (Stand: 3. Juli 2014)

Quelle: Flyer der RH; www.rote-hilfe.de 
(Stand: 4. Oktober 2016)
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Leipzig
Wie im Vorjahr fanden in Leipzig unter der Bezeichnung „Antirepressionsveranstaltungen“ regelmäßig 
Informationsveranstaltungen, Diskussionsrunden und Filmvorführungen statt. Dazu zählte auch ein 
durchgeführtes „Verhörtraining“ bei dem neben Verhaltenstipps auch rechtliche Hinweise erörtert 
wurden, die eine strafrechtliche Aufklärung erschweren sollen.495

Um den Solidaritätsgedanken mit „von staatlicher Repression Betroffenen“ zu schärfen, lud die Orts-
gruppe zu einer „Anti-Knast-Soliparty“ ein. Demnach benötige es die Solidarität aller, „[…] um gegen 
diese institutionelle Form der Isolation [gemeint Haftstrafe als Höhepunkt staatlicher Repression] 
zu kämpfen und Kontakt mit unseren gefangenen Genoss*innen zu halten, so dass ihnen nicht ihre 
Stimmen genommen werden können.“ 496

Die Ortsgruppe Leipzig betreibt gemeinsam mit dem „Ermittlungsausschuss-Leipzig“ (EA) eine Internet-
seite, auf der regelmäßig sog. Sprechstunden und Vortragsveranstaltungen ankündigt wurden.

497

Dresden
Die Dresdner Ortsgruppe veröffentlichte auf ihrer Internetseite regelmäßig Termine, eigene Materialien 
und Veranstaltungshinweise.498 Das im Vorjahr in Zusammenarbeit mit dem Bundesvorstand der RH 
herausgegebene Heft „Zine“ wurde nicht weiter aufgelegt.499 Öffentlichkeitswirksame Aktivitäten fan-
den im Rahmen der wiederkehrenden Protestdemonstrationen gegen PEGIDA statt, an denen sich auch 
Autonome beteiligten. Während der Veranstaltungen wurde wiederholt mittels Lautsprecherdurchsage 
auf Hilfsmöglichkeiten durch die RH, etwa bei Polizeikontrollen oder Ingewahrsamnahmen, hingewie-
sen. Die szenebekannten Tipps dienten auch der Werbung in eigener Sache. Durch Neueintritte konnte 
auch die Ortgruppe Dresden einen Mitgliederzuwachs erzielen, der allerdings im Vergleich zu Leipzig 
nur mäßig ausfiel. 
Die RH Dresden führte regelmäßig Sprechstunden im „AZ Conni“ in Dresden durch, die auch als „Rote 
Hilfe Tresen“ bezeichnet wurden. 
Zudem fanden interne Einzelberatungen sowie Mitgliederversammlungen statt. Die Ortgruppe Dresden 
war weiterhin auch im Rahmen der Gefangenenbetreuung aktiv. 

Südwestsachsen
Die im Jahr 2015 zu den seit mehreren Jahren fest etablierten RH-Ortsgruppen in Leipzig und Dresden 
hinzugekommene Regionalgruppe Südwestsachsen mit Sitz in Chemnitz verfügt mit ca. 30 Mitgliedern 
nur über eine geringe Gruppenstärke. Öffentlichkeitswirksame Aktivitäten entwickelte die dritte selbst-
ständig arbeitende Struktur für die Region im Südwesten des Freistaates allerdings nicht. 

495 � DIE ROTE HILFE, Ausgabe 03/2016, Beilage „Mitgliederrundbrief 03/2016“, S. 35
496 � www.antirepression.noblogs.org, (Stand: 24. Oktober 2016)
497 � Die Internetseite www.antirepression.noblogs.org bezeichnet sich selbst als Plattform des Leipziger Ermittlungsausschusses 

(EA) und der Roten Hilfe Leipzig, „der sich mit staatlicher Repression gegen linke Politik“ befasst und Betroffene unterstützt.
498 � http://rotehilfedresden.noblogs.org (Stand: 24. Oktober 2016)
499 � Sächsischer Verfassungsschutzbericht 2015, S. 254
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3.7	 Orthodoxe linksextremistische Parteien und Organisationen 

Unter diesem Oberbegriff werden jene Bestrebungen zusammengefasst, die sich zu den Theorien von 
Marx, Engels und Lenin, der These vom Klassenkampf sowie zur Diktatur des Proletariats bekennen. Ge-
meinsamer weltanschaulich-politischer Nenner dieser orthodox-kommunistischen Gruppierungen ist 
die Negierung der Grundlagen und Wertvorstellungen des demokratischen Verfassungsstaates. Ziel ist 
die Auflösung der Institutionen der parlamentarischen und rechtsstaatlichen Demokratie. 

Zwar weisen diese Gruppierungen unter allen linksextremistischen Bestrebungen das prägnanteste 
weltanschauliche und theoretische Fundament auf, welches zudem mit einer deutlichen Programmatik 
und klar konturierten Zielvorstellungen verbunden ist. Dennoch hat das Personenpotenzial von ca. 250 
Personen nur einen marginalen Einfluss auf den Linksextremismus in Sachsen. 
Zu den orthodoxen Gruppierungen zählen bspw. die Kommunistische Plattform der Partei DIE LINKE. (KPF), 
die Kommunistische Partei Deutschlands (KPD), die Deutsche Kommunistische Partei (DKP), die Marxistisch-Leninis-
tische Partei Deutschlands (MLPD) und das Kommunistische Aktionsbündnis Dresden (KAD).

Ideologie/ Politische Zielsetzung
Die orthodoxen Gruppierungen unterscheiden sich in ihrer ideologischen Ausrichtung. Die DKP, die KPD 
und die KPF – letztere als linksextremistische Strömung innerhalb der Partei DIE LINKE. – bekennen sich 
zu den Lehren von Marx, Engels und Lenin und lehnen einen reformerischen Ansatz zugunsten eines 
revolutionären Weges zum Sozialismus ab. So heißt es bspw. im nach wie vor aktuellen Programm der 
DKP: 

„Der Sozialismus kann nicht auf dem Weg von Reformen, sondern nur durch tief greifende Umgestaltun-
gen und die revolutionäre Überwindung der kapitalistischen Eigentums- und Machtverhältnisse erreicht 
werden.“

500
 

Die geltende Gesellschaftsordnung und die freiheitliche demokratische Grundordnung können nach 
dieser Sichtweise nur auf revolutionärem Wege beseitigt werden. 

Die Präambel der MLPD weist in dieselbe Richtung:

„Die Marxistisch-Leninistische Partei Deutschlands (MLPD) versteht sich als politische Vorhutorganisa-
tion der Arbeiterklasse in Deutschland. Ihr grundlegendes Ziel ist der revolutionäre Sturz der Diktatur 
des Monopolkapitals und die Errichtung der Diktatur des Proletariats für den Aufbau einer klassenlosen 
kommunistischen Gesellschaft.“

501

Im Unterschied zu anderen orthodox-kommunistischen Gruppierungen, die sich kaum noch offen zu 
Stalin oder Mao Tsetung bekennen, kann bei der MLPD ein deutlich offenes Bekenntnis zu diesen kom-

500 � Programm der DKP, 2006, S. 9
501 � Präambel der Organisationspolitischen Grundsätze der MLPD; www.mlpd.de Rubrik Grundsätze/Präambel  

(Stand: 10. September 2015).



276

munistischen Diktatoren ausgemacht werden. Dies unterstreicht, dass die MLPD im Gegensatz zur DKP 
oder KPF nicht nur marxistisch-leninistisch, sondern auch stalinistisch und maoistisch ausgerichtet ist. 
Diese politische Ausrichtung lässt sich an ihrer ideengeschichtlichen Selbstverortung ablesen. In der 
Präambel ihrer Grundsatzerklärung heißt es: 

„Die Lehren von Marx, Engels und Lenin, Stalin und Mao Tsetung bilden die entscheidende Grundlage für 
den Kampf für den Sozialismus.“

Mit ihrem ausgeprägten ideologischen Dogmatismus und dem exklusiven Anspruch auf den „wahren 
Sozialismus“ stößt die MLPD jedoch – ebenso wie die eng am orthodoxen Marxismus orientierten Grup-
pierungen DKP und KPF – sogar im orthodox-kommunistischen Spektrum auf geringe Akzeptanz. Sie ist 
deswegen isoliert und befördert damit dessen weitere Zersplitterung.

Aktivitäten
Aufgrund ihres geringen Personenpotenzials und ihrer strukturellen Schwächen beschränken sich Ak-
tionen dieser Gruppierungen überwiegend auf interne Treffen und Vortragsveranstaltungen. Sie be-
teiligen sich aber auch anlassbezogen an Demonstrationen nicht extremistischer Organisationen bzw. 
unterstützen diese, wie bspw. zum Jahrestag der alliierten Luftangriffe auf Dresden im Februar, zum 1. 
Mai oder bei Protesten anlässlich des zweiten Jahrestages von PEGIDA am 16. Oktober (Beteiligung der 
MLPD). 
Gelegentlich treten orthodoxe linksextremistische Organisationen mit eigenen Kundgebungen oder In-
foständen an die Öffentlichkeit. So war bspw. die DKP am 1. Mai 2016 in Leipzig mit einem Infostand 
präsent. 
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3.8	 Wege linksextremistischer Agitation 

Für ihre Agitation und Kommunikation nutzen vor allem die autonomen Gruppierungen seit jeher 
szenetypische Medien. Die Bedeutung von Printmedien ging in den vergangenen Jahren auch in der 
linksextremistischen Szene zurück. Zwar existieren weiterhin vor allem bundesweite Publikationen mit 
vergleichsweise hoher Auflagenzahl. Allerdings nahm die Nutzung digitaler Medien deutlich zu.

Linksextremistische Publikationen (Auswahl)

Die rote Fahne

Herausgeber/ Verantwortlicher:	 Kommunistische Partei Deutschlands (KPD),
	 Zentralkomitee
Erscheinungsturnus:	 monatlich
Auflage:	 unbekannt
Verbreitung:	 bundesweit

Die rote hilfe

Herausgeber/ Verantwortlicher:	 Rote Hilfe e. V. (RH),
Erscheinungsturnus:	 alle drei Monate
Auflage:	 8.050 (Eigenangabe)
Verbreitung:	 bundesweit

Die direkte aktion anarchosyndikalistische Zeitung

Herausgeber/ Verantwortlicher:	 Freie Arbeiterinnen- und Arbeiter-Union

	 - Internationale Arbeiterinnen Assoziation (FAU-IAA)
Erscheinungsturnus:	 alle zwei Monate
Auflage:	 unbekannt
Verbreitung:	 bundesweit

Interim

Herausgeber/ Verantwortlicher:	 Interim e. V., Berlin
Erscheinungsturnus:	 alle zwei Wochen
Auflage:	 unbekannt
Verbreitung:	 bundesweit
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Junge Welt

Herausgeber/ Verantwortlicher:	 Linke Presse Verlags-, Förderungs- und

	 Beteiligungsgenossenschaft Junge Welt e. G.
Erscheinungsturnus:	 werktäglich
Auflage:	 19.000 (Eigenangabe)
Verbreitung:	 bundesweit

marxistisches Forum

Herausgeber/ Verantwortlicher:	 Marxistisches Forum (MF)
Erscheinungsturnus:	 unregelmäßig
Auflage:	 1.000
Verbreitung:	 bundesweit

Mitteilungen der kommunistischen plattform der partei die linke

Herausgeber/ Verantwortlicher:	 Kommunistische Plattform der Partei Die Linke (KPF),
	 Bundeskoordinierungsrat
Erscheinungsturnus:	 monatlich
Auflage:	 ca. 1.700 (Eigenangabe)
Verbreitung:	 bundesweit

revolution

Herausgeber/ Verantwortlicher:	 Jugendorganisation Revolution

Erscheinungsturnus:	 unregelmäßig
Auflage:	 unbekannt
Verbreitung:	 bundesweit

rote fahne

Herausgeber/ Verantwortlicher:	 Marxistisch-Leninistische Partei Deutschlands (MLPD)
Erscheinungsturnus:	 wöchentlich
Auflage:	 ca. 8.000
Verbreitung:	 bundesweit
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unsere zeit (UZ)

Herausgeber/ Verantwortlicher:	 Deutsche Kommunistische Partei Die Linke (DKP),
	 Parteivorstand
Erscheinungsturnus:	 wöchentlich
Auflage:	 ca. 6.000
Verbreitung:	 bundesweit

Nutzung digitaler Medien (Auswahl)
Autonome nutzen das Internet vor allem zur politischen Agitation, um zeitnah Aufrufe, Ereignisberichte 
und Bildmaterial zu verbreiten und Recherchen über den politischen Gegner zu veröffentlichen. Dane-
ben werden Beiträge und Publikationen archiviert und Chroniken angelegt. Ein weiterer Schwerpunkt 
autonomer Internetpräsenz stellen Terminkalender mit aktuellen Ankündigungen über regionale und 
bundesweite Veranstaltungen und andere Aktivitäten dar. Folgende Kommunikationskanäle wurden im 
Berichtsjahr verwendet: 

❚	 Lokale Internetseiten/-plattformen
Die Internetplattform inventati.org/leipzig trägt die Bezeichnung „Antifa in Leipzig“ und soll laut 
eigenen Angaben eine Leipziger Plattform für Gruppen und Redaktionen sein, die „gegen Nazis, 
Rassismus und andere Zumutungen streiten wollen und dabei auf aktuelle Informationen und 
politische Analysen setzen“. 

Quelle: www.inventati.org/leipzig (Stand: 21. September 2016)
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In Dresden nutzte vor allem die Undogmatische Radikale Antifa (URA) ihre Internetseite regelmäßig für 
Aufrufe und Statements.

❚	 Überregionale Internetportale
	 Darüber hinaus nutzen sächsische Linksextremisten die für die bundesweite Szene maßgeblichen 

Internetportale linksunten.indymedia.org bzw. de.indymedia.org zur Veröffentlichung von Aufrufen, 
Bekennerschreiben, Bildern und Recherchen für „Outing“-Aktionen. Es existiert auch eine Kommen-
tarfunktion, die szeneinterne Debatten und Konflikte widerspiegelt.

Quelle: uradresden.noblogs.org/ (Stand: 21. September 2016)

Quelle: https://linksunten.indymedia.org/de (Stand: 21. September 2016)
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❚	 Nutzung von Instant-Messaging und sozialen Netzwerken
	 Neben Internetseiten werden – der allgemeinen Entwicklung folgend – auch verstärkt Instant-

Messenger genutzt. So ermöglicht der Messenger WhatsApp einen direkten und schnellen Austausch 
von Nachrichten oder Dateien zwischen einzelnen Personen oder Gruppen per Smartphone. 

	 Auch das soziale Netzwerk Facebook und verstärkt auch der Kurznachrichtendienst Twitter werden 
von vielen Linksextremisten aktiv verwendet. Ein Beispiel hierfür ist das Dresdner Autonomen 
zuzurechnende Twitter-Profil @aaction_dd502. Demgegenüber an Bedeutung verloren haben sog. 
Weblogs503.

❚	 Parallel zu den offen zugänglichen Kommunikationskanälen, in denen Informationen für jeden Nut-
zer abrufbar sind, existieren geschlossene Foren, die mit Zugangskriterien verbunden sind. Diese 
können sowohl anlassbezogen im Vorfeld eines Ereignisses als auch gruppenbezogen nur für Mit-
glieder einer Gruppe eingerichtet sein. Diese dienen der verschlüsselten Koordination von Gruppen 
und Aktivitäten. 

3.9	 �Politisch motivierte Kriminalität „links“ – Straftaten 	
mit linksextremistischem Hintergrund

Die Anzahl der linksextremistischen Straftaten im Freistaat Sachsen im Jahr 2016 hat sich zum Vorjahr 
fast um die Hälfte verringert; die Fallzahl sank um etwa 41 % auf 578 Delikte (2015: 977).
Ein noch größerer Rückgang ist bei den Gewaltdelikten zu verzeichnen. Der Wert verringerte sich um 
etwa 64 % auf 102 Delikte (2015: 283). Damit beträgt der Anteil der Gewalttaten am linksextremisti-
schen Straftatenaufkommen etwa 18 % (2015: ca. 29 %). 
Sowohl die Gesamtzahl der linksextremistischen Straftaten als auch die der darin enthaltenen Gewalt-
taten liegt damit deutlich unter dem Niveau der vorangegangenen Jahre 2013 bis 2015.

Straftaten mit linksextremistischem Hintergrund

502 � aaction_dd steht für die Eigenbezeichnung Antifacist Action Dresden (SN)
503 � öffentlich einsehbare Tagebuchseiten im Internet
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Der Rückgang war vor allem in den Schwerpunktregionen der autonomen Szene in Sachsen – Leipzig 
und Dresden – zu verzeichnen und basiert auf folgenden Faktoren: 

1.	 In Leipzig nahm die Zahl der Demonstrationen des politischen Gegners im Berichtsjahr 
deutlich ab. Dementsprechend gab es weniger öffentliche Aktionen der linksextremistischen 
Szene, welche meist einen konfrontativen Charakter aufweisen. 

2.	 Zudem hatte in Leipzig die starke bündnispolitische Orientierung von Teilen der linksext-
remistischen Szene Auswirkungen auf das Demonstrationsgeschehen und somit auch auf 
das Straftatenaufkommen. Dieser Strategiewechsel wirkte sich auf den Verlauf der Proteste 
gegen den politischen Gegner aus. So sanken Intensität und Schärfe dieser Aktionen deutlich, 
was zu einem starken Rückgang von Straf- und Gewalttaten führte.

3.	 In Dresden war die linksextremistische Szene personell und strukturell geschwächt. Trotz 
eines hohen linksextremistischen Aktionsniveaus war sie nur noch eingeschränkt in der Lage, 
eigene Aktionen durchzuführen. Sie beteiligte sich vorrangig an Demonstrationen nicht 
extremistischer Initiativen. Dies wirkte sich auf den Verlauf der Gegenproteste aus.

Im Jahr 2016 sind im Freistaat Sachsen die linksextremistischen Gewalttaten, die sich in konfrontativer 
Absicht gegen den politischen Gegner („rechts“) richteten, merklich (um ca. 70 %) zurückgegangen. Im 
Berichtsjahr wurden 62 solcher Straftaten gegenüber 207 im Jahr 2015 festgestellt. Der Anteil dieser 
Delikte an der Gesamtzahl der linksextremistisch motivierten Gewalttaten betrug im Berichtsjahr etwa 
61 % (2015: ca. 73 %).

Anzahl der gegen den politischen Gegner („rechts“) gerichteten Gewalttaten
504

Wie im Vorjahr wurden auch im Jahr 2016 die meisten der linksextremistisch motivierten Straftaten 
(einschließlich Gewalttaten) in den Städten Leipzig und Dresden – und somit in den Schwerpunktre-
gionen der autonomen Szene – begangen. Allerdings ist in beiden Städten, dem sachsenweiten Trend 
folgend, ein deutlicher Rückgang der Straf- und Gewalttaten gegenüber dem Vorjahr zu verzeichnen.

504 � Quelle: LKA Sachsen, „Politisch motivierte Kriminalität im Freistaat Sachsen“ jeweils für die Jahre 2011 bis 2016.
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In Leipzig verringerten sich die Straftaten um etwa 53 % auf 207 (2015: 439) und in Dresden um etwa 
46 % auf 90 (2015: 168). Damit wurden in diesen beiden Städten im Berichtsjahr etwa 49 % (2015: ca. 
62 %) aller Straftaten registriert. Mit deutlichem Abstand folgen die Landkreise Bautzen (51), die Stadt 
Chemnitz (42) und der Vogtlandkreis mit 35 Vorfällen.
Im Hinblick auf die Gewalttaten wird der Rückgang besonders in den Städten Leipzig und Dresden deut-
lich. In Leipzig verringerten sich die Gewalttaten um etwa 68 % auf 57 (2015: 180) und in Dresden um 
etwa 74 % auf 18 Taten (2015: 69). In Leipzig und Dresden wurden damit etwa 73 % (2015: ca. 88 %) 
aller Gewalttaten mit linksextremistischem Hintergrund verübt.

Straftaten, Aufteilung nach Regionen

Leipzig
linksextremistische
Straftaten

davon Gewalttaten

2014 2015 2016 2014 2015 2016

Freistaat Sachsen 821 977 578 154 283 102

Leipzig (Stadt) 227 439 207 67 180 57

Dresden
linksextremistische
Straftaten

davon Gewalttaten

2014 2015 2016 2014 2015 2016

Freistaat Sachsen 821 977 578 154 283 102

Dresden (Stadt) 226 168 90 38 69 18

Region Westsachsen
linksextremistische
Straftaten

davon Gewalttaten

2014 2015 2016 2014 2015 2016

Freistaat Sachsen 821 977 578 154 283 102

Chemnitz (Stadt) 35 45 42 5 10 5

Vogtlandkreis 135 15 35 24 3 8

Landkreis Zwickau 15 2 13 1 0 1

Erzgebirgskreis 23 17 28 1 3 1



284

Region Mittelsachsen
linksextremistische
Straftaten

davon Gewalttaten

2014 2015 2016 2014 2015 2016

Freistaat Sachsen 821 977 578 154 283 102

Landkreis Mittelsachsen 43 31 24 3 3 2

Landkreis Meißen 24 8 11 1 0 1

Landkreis Sächsische
Schweiz-Osterzgebirge 15 43 9 2 9 0

Region Ostsachsen
linksextremistische
Straftaten

davon Gewalttaten

2014 2015 2016 2014 2015 2016

Freistaat Sachsen 821 977 578 154 283 102

Landkreis Bautzen 31 23 51 5 0 0

Landkreis Görlitz 13 21 27 1 2 2

Region Nordsachsen
linksextremistische
Straftaten

davon Gewalttaten

2014 2015 2016 2014 2015 2016

Freistaat Sachsen 821 977 578 154 283 102

Landkreis Leipzig 16 138 19 4 2 5

Landkreis Nordsachsen 18 27 22 2 2 2
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3.10	 Ausblick

Im Jahr 2016 wurden im Freistaat Sachsen ca. 845 Personen linksextremistischen Bestrebungen zu-
gerechnet. Damit ist diese Zahl gegenüber dem Vorjahr (ca. 780 Personen) um ca. 8 % gestiegen und 
erreichte im Vergleich zu den vergangenen Jahren einen Höchststand.

Autonome

Mit einem Potenzial von 425 Personen stellen die Autonomen die stärkste Strömung innerhalb des Links-
extremismus dar. Dabei zeigten sich erhebliche regionale Unterschiede. Mit ca. 250 Personen gehört 
mittlerweile über die Hälfte der sächsischen Autonomen der Leipziger Szene an. Dagegen umfasst die 
Dresdener Szene lediglich ca. 70 Personen.	

Perspektivisch werden die Autonomen weiterhin die personell stärkste Strömung innerhalb des Linksext-
remismus bleiben. 
Es ist weiterhin zu erwarten, dass Leipzig die Schwerpunktregion der sächsischen autonomen Szene 
bleiben und noch weiter an Bedeutung zunehmen wird. Ebenso ist mit einer Zunahme klandestiner Ak-
tionen505 vor allem in Leipzig zu rechnen. Darauf weist ein Bekennerschreiben hin, welches nach einem 
Brandanschlag auf die Agentur für Arbeit in Leipzig zum Jahreswechsel 2016/2017 verfasst wurde. Darin 
hieß es: „Wir begrüßen es, wenn Menschen die von staatlicher Repression betroffen sind, diese nicht mehr 
ertragen, sondern zurückschlagen. (…) Wer Menschen drangsaliert, muss damit rechnen, dass es knallt.“506

Ebenso wird die Bündnisstrategie Leipziger Linksextremisten fortgesetzt werden. Mit dieser Taktik könn-
ten die Akteure ausreichend Bündnispartner außerhalb der eigenen Klientel gewinnen und so langfristig 
das weitere Anwachsen der autonomen Szene sichern. Damit wären Linksextremisten verstärkt in der 
Lage, öffentliche Aktionen und deren Verlauf zu bestimmen oder zu dominieren. Dies ist nicht zuletzt 
von der Kooperationsbereitschaft der zivilgesellschaftlichen Bündnispartner abhängig. 
Auch wenn sich Linksextremisten aktuell kompromissbereit zeigen, halten sie nach wie vor an der Um-
setzung ihrer politischen Ziele fest. So kann es neben jenen in Connewitz und Plagwitz zur Beanspru-
chung weiterer „Freiräume“ kommen, die nicht nur auf die bekannten Szeneviertel beschränkt bleiben. 

Auch ist weiterhin damit zu rechnen, dass derartige Freiräume durch die sächsische linksextremistische 
Szene auch dazu genutzt werden, ihre Haltung zur Asylpolitik zu verdeutlichen. So werden durch die 
Unterbringung von Migranten in Objekten, die unter Selbstverwaltung von Linksextremisten stehen507, 
diesen – ungeachtet jeglicher legitimer Sicherheitsinteressen des Staates – ein Asylverfahren und die 
damit verbundenen Integrationsmaßnahmen, wie Sprachkurse oder Schulbesuch, entzogen.
Durch die Präsenz der rechtsextremistischen Partei Der Dritte Weg in Plauen werden sich Autonome, je-
denfalls in der Region Westsachsen, veranlasst sehen, ihre Aktionen im ländlichen Raum fortzusetzen.508

Inwieweit diese Strategie auch in weiteren Regionen Sachsens verfolgt werden wird, bleibt abzuwarten.

505 � siehe Glossar
506 � https://linksunten.indymedia.org/de/node/200451 (Stand: 5. Januar 2017)
507 � siehe Abschnitt II.3.3.1 Autonome in Leipzig
508 � siehe Abschnitt II.3.3 Autonome – Grundlegende Entwicklungen in der autonomen Szene
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Die Strategie mit „antifaschistischen“ Strukturen bzw. Aktionen im ländlichen Raum wird sich zumindest 
in der Region Westsachsen fortsetzen, da mit der Präsenz der rechtsextremistischen Partei Der Dritte Weg 
in Plauen auch ein für sie hinreichender Anlass dafür gegeben ist. Inwieweit auch andere Regionen wie 
Ostsachsen einbezogen werden, hängt von vergleichbaren Entwicklungen ab. 

Anarchisten und sonstige linksextremistische Gruppierungen
Die den Anarchisten und sonstigen linksextremistischen Gruppierungen zuzurechnende Anhängerschaft 
veränderte sich nur minimal und liegt bei ca. 170 (2015: 160) Personen. 

Dabei blieb die Mitgliederzahl im Bereich der anarchistischen Gruppierungen mit ca. 45 Personen kon-
stant.

Wie bereits in den Jahren zuvor besetzten anarchosyndikalistische Gruppen im Freistaat Sachsen The-
men, wie Lohn- und Tarifpolitik, Arbeitskampf oder Gewerkschaftsarbeit aus linksextremistischer Per-
spektive und traten mit eigenen Aktionen öffentlich auf. Allerdings dürften sie damit auch weiterhin 
wenig Erfolg haben, da solche Themenfelder wie Lohn- oder Tarifpolitik durch die großen Massenge-
werkschaften abgedeckt sind.

Die trotzkistische Jugendorganisation Revolution konnte Mitglieder hinzugewinnen. Im Jahr 2016 war 
Revolution Leipzig die aktivste linksextremistische Organisation in Leipzig, die offen und massiv Werbung 
unter Schülern und im unmittelbaren Umfeld von Schulen betrieb. Auch weiterhin ist mit Aktionen zu 
rechnen, die auf eine Rekrutierung von Schülern in diese trotzkistische Organisation abzielt.

Linksextremistische Parteien
Das Personenpotenzial bei linksextremistischen Parteien stagnierte bei etwa 250 Personen. Im Vergleich 
zu den anderen linksextremistischen Strömungen besitzen sie nur marginale Bedeutung. Ihre bisweilen 
eng am orthodoxen Marxismus orientierte Programmatik ist nicht geeignet, auf Akzeptanz in breiten 
Kreisen der Bevölkerung oder bei anderen Linksextremisten, wie z. B. Autonomen, zu stoßen. In diesem 
Bereich linksextremistischer Bestrebungen sind demzufolge keine personellen Zuwächse zu erwarten.
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4.	 Islamismus 

4.1	 Verfassungsfeindliche Zielsetzungen 

Der Islamismus stellt kein einheitliches Phänomen dar. Alle Strömungen des Islamismus instrumentali-
sieren jedoch die Religion des Islam für ihre politischen Zielsetzungen.

Islamistische Organisationen verfolgen das Ziel, die westlichen, freiheitlichen demokratischen Gesell-
schaftsordnungen durch ein auf Koran und Scharia (islamisches Rechts- und Wertesystem) basierendes 
Gesellschaftssystem zu ersetzen. Nach ihren Vorstellungen regelt der Islam alle Lebensbereiche einer 
Gesellschaft. Insofern entspringe auch alle staatliche Herrschaft nicht dem menschlichen Willen, son-
dern habe ihren Ursprung einzig in Gottes (Allahs) Willen. Dementsprechend widerspricht eine Tren-
nung von Staat und Religion ihrer Auffassung von einer Staats- und Gesellschaftsordnung und wird als 
unislamisch verurteilt. Innerhalb des Islamismus gibt es zur Errichtung der angestrebten „islamischen“ 
Herrschaft unterschiedliche Strategien. Dabei sind entweder Organisationen aktiv, die terroristische  
Taten begehen oder solche, die zwar Gewalttaten befürworten, jedoch aus unterschiedlichen Gründen 
selber keine Gewalt zur Erreichung ihres Ziels einsetzen, und schließlich Organisationen, die sowohl 
Terror als auch Gewalteinsatz verurteilen. Letztere setzen u. a. mit politischen Mitteln darauf, die Ge-
sellschaft allmählich mit ihren ideologischen Vorstellungen zu durchdringen. Auch sie bekämpfen die 
grundlegenden Prinzipien der freiheitlichen demokratischen Grundordnung. Dazu gehört z. B. neben der 
Abschaffung der Trennung von Staat und Religion oder der Gleichheitsgrundrechte auch die Abschaf-
fung der Volkssouveränität, des Mehrparteienprinzips und des Rechts auf Bildung und Ausübung einer 
parlamentarischen Opposition.

Eine besonders radikale Erscheinungsform des Islamismus stellt der Salafismus dar. Salafisten versu-
chen, den Islam der ersten drei Generationen nach dem Religionsgründer Mohammed (570 bis 632  
n. Chr.), der sog. „rechtschaffenen Altvorderen“ (as-salaf as-salih), unverändert und kompromisslos auch 
als Gesellschaftsordnung der Gegenwart durchzusetzen. 

Die Sicherheitsbehörden unterscheiden zwischen politischen Salafisten, die – zumindest in Deutsch-
land – Gewalt ablehnen und jihadistischen Salafisten, die jegliche Form von Gewalt befürworten und 
ausüben. Die Grenzen zwischen beiden sind fließend. In den Kapiteln 4.3 und 4.4 werden diese beiden 
salafistischen Extremismusformen detailliert dargestellt. 

Die wichtigsten islamistisch-jihadistischen Terrororganisationen sind der sog. Islamische Staat, al-Qaida 
und ihre Regionalorganisationen, wie die in Syrien agierende Al-Nusra-Front.
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4.2	 Personenpotenzial

Wie in den Vorjahren bewegt sich das islamistische Personenpotenzial im Freistaat Sachsen auf bundes-
weit vergleichsweise niedrigem Niveau. 
Gegenüber dem Vorjahr ergab sich allerdings eine Steigerung von rund 17 % auf ca. 350 Islamisten 
(2015: 300), wovon ca. 190 Personen dem salafistischen Milieu zugeordnet werden. 509 In den kommen-
den Jahren dürfte sich dieser auch bundesweit seit Jahren zu beobachtende Trend fortsetzen.
Angesichts der anhaltenden Zuwanderungsbewegungen nach Deutschland kam es zu einer Vielzahl 
von Hinweisen, dass sich unter den Migranten auch Mitglieder terroristischer Organisationen oder 
Einzelpersonen mit extremistischer Gesinnung befinden.510 

Islamistisches Personenpotenzial im Freistaat Sachsen

4.3	 Salafistische Bestrebungen in Deutschland und Sachsen

In den vergangenen Jahren hat sich der Salafismus zur dynamischsten und am schnellsten wachsenden 
islamistischen Bewegung sowohl in Deutschland als auch in Sachsen entwickelt. 

Salafisten orientieren sich inhaltlich an den Vorstellungen der ersten Muslime und der Werteordnung 
der islamischen Frühzeit im 7. bis 9. Jh. Auch wenn salafistische Bestrebungen insgesamt verschiede-
ne Ausprägungen aufweisen, verfolgen sie letztlich gleiche Ziele. So streben sie eine Gesellschafts-
ordnung an, die ausschließlich auf Koran und Sunna (Überlieferung zum Leben des Propheten Mu-

509 � Zu mehreren der bundesweit aktiven islamistischen Organisationen bzw. Gruppierungen liegen keine gesicherten Anhänger- 
zahlen vor. Daher kann ein Gesamtpersonenpotenzial der Islamisten in Deutschland nicht exakt ausgewiesen werden.  
Das salafistische Personenpotenzial im Freistaat Sachsen wird erst seit dem Jahr 2014 gesondert erhoben, so dass für die 
Jahre zuvor diesbezüglich keine Werte vorliegen.

510 � vgl. hierzu weitere Ausführungen in den Abschnitten II.4.3 Salafistische Bestrebungen in Deutschland und Sachsen und 
II.4.4 Jihadistische Bestrebungen in Deutschland und Sachsen
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hammad) basiert. Die Einführung einer solchen Ordnung wird von ihnen weltweit, auch in westlichen 
Ländern, angestrebt. Sie unterscheiden sich jedoch in der Wahl ihrer Mittel, um diese zu erreichen.511

Folgende Merkmale sind u. a. für die salafistische Ideologie kennzeichnend:

Ablehnung von Demokratie und Rechtsstaat
Salafisten lehnen die Demokratie und die rechtsstaatliche Ordnung des Grundgesetzes ab. Grundlage 
der staatlichen Herrschaftsordnung ist nicht die Selbstbestimmung des Volkes, sondern der Wille Gottes. 
Danach ist Gott allein der Souverän, nicht jedoch 
das Volk. Gesetze, Normen und die Ergebnisse de-
mokratischer Prozesse sind nach salafistischem 
Verständnis per se illegitim, denn sie gelten als 
Verletzung der Souveränität Gottes. Parlamen-
tarische Systeme und ihre gewählten Repräsen-
tanten werden folglich abgelehnt. Die gewählten 
Vertreter des Volkes werden von Salafisten als 
Götzen (taghut) bezeichnet, die den Platz Gottes 
als absoluter Herrscher und Gesetzgeber wider-
rechtlich in Anspruch nähmen. Diejenigen Musli-
me, die menschengemachte Gesetze anerkennen, 
stehen nach Auffassung der Salafisten außerhalb 
des Islam und werden deshalb als Apostaten 
(Glaubensabtrünnige) betrachtet. 

Die Ablehnung der Teilnahme am demokratischen Willensbildungsprozess geht in weiten Teilen des 
salafistischen Milieus so weit, dass viele Salafisten selbst religiös inspirierte Parteien ablehnen.
 
Absoluter Geltungsanspruch der salafistischen Rechtsordnung (Scharia)
Als Basis ihrer religiös begründeten rechtlichen, sozialen und politischen Ordnungs- und Herrschafts-
vorstellungen ziehen Salafisten die Scharia als Ausdruck des göttlichen Willens heran. Nach ihrem  
Verständnis bezeichnet der Begriff „Scharia“ zusammengefasst sämtliche von Koran und Propheten-
überlieferung (Sunna) abgeleiteten religiösen und weltlichen Rechtsvorschriften. Jeder Muslim hat  
nach salafistischem Verständnis die Normen der Scharia als gottgewollt zu befolgen. Andere poli- 
tische und rechtliche Modelle werden entweder als zweitrangig verstanden oder grundsätzlich abgelehnt.

„Das islamische Gesetz (Schari’a) betrachtet den 
Herrscher im islamischen Staat als Verantwort-
lichen für die Durchführung der göttlichen Be- 
fehle […]. So darf kein Mensch, so hoch er sein  
mag, diesen Regelungen entgegenwirken, oder ein 
Gesetz erlassen, das gegen sie verstoßen kann.“ 

511 � siehe Abschnitt II.4.1 Islamismus – Verfassungsfeindliche Zielsetzungen

Religiös begründete Ablehnung des Demokratieprinzips
Quelle: www.tauhid-islam.blogspot.dem 
(Stand: 19. Dezember 2016)

Quelle: „Die Religion der Demokratie“ (Salafistischer Buchtitel)



290

Muslime, die den Koran nicht als ein „Gesetzbuch“ verstünden und durch säkulares Recht ersetzten, 
machten sich sogar des unzulässigen Götzendienstes (taghut) schuldig. So hieß es auf einer deutsch-
sprachigen salafistischen Internetplattform:512

„(…) Der mit was anderem richtet als der Koran. Das ist taghut [ein Götze].
Der französische Gesetze oder italienische Gesetze oder weltliche Gesetze anstatt den Koran 
als Gesetzbuch nimmt. 
Das sind die (...) großen tawaghit [Götzen] überhaupt, und Allah befiehlt uns, (...) sie zu leugnen, 
zu verabscheuen und zu verachten, damit wir richtige Muslime werden (…).“

Ablehnung der Gleichberechtigung von Mann und Frau
Die von Salafisten häufig thematisierte Ablehnung der Gleichberechtigung von Mann und Frau wider-
spricht dem in Art. 3 Abs. 2 des Grundgesetzes garantierten Grundsatz.

Es wird stattdessen von einer gottgegebenen Überordnung des Mannes über die Frau ausgegangen, die 
mit zwei Argumentationssträngen begründet wird: 
Zum einen wird diese Ungleichheit mit physischen Unterschieden gerechtfertigt, wodurch der Frau 
ein bestimmtes als traditionell und ehrenhaft gedeutetes Rollenbild zugewiesen wird. Dieses Rollenbild 
beschränkt Frauen auf ihre häuslichen Aufgaben; ihre öffentliche Betätigung (wie z. B. ein politisches 
Engagement) wird abgelehnt. 

„Frauen in autoritären Positionen wie Führer, Minister, Botschafter und Mitglied der gesetzgebenden Kör-
perschaft. (...) In der Tat kann sie die meisten der genannten Rollen keinesfalls erfüllen.
Die Muslime heutzutage, die versuchen, die Wahl von Frauen zu Führern der muslimischen Länder zu 
rechtfertigen, sind in klarem Widerspruch zu den Lehren des Islam.“513

„Die Rechte des Ehemannes über seine Frau sind unter den größten Rechten, in der Tat sind seine Rechte 
über sie größer als ihre Rechte über ihn […].
Eines der Rechte des Ehemannes über seine Frau ist, dass sie nicht aus dem Haus gehen soll, außer mit 
seiner Erlaubnis.“514

Zum anderen leiten Salafisten die Überordnung des Mannes aus Normen des islamischen Rechts ab, die 
ihnen durch Koran und Prophetenüberlieferung (Sunna) als belegt gilt. Diese Normen sind im „Recht 
der zwischenmenschlichen Beziehungen“ verortet. Die daraus abgeleitete Ungleichbehandlung der Frau 
erstreckt sich auf alle Rechts- und Lebensbereiche und geht z. B. in erb- oder familienrechtlichen Ange-
legenheiten mit erheblichen Benachteiligungen einher. Salafisten verstehen diese Ungleichbehandlung

512 � Die Zitate stammen ursprünglich von der Internetseite der seit November 2016 verbotenen salafistischen Vereinigung 
DIE WAHRE RELIGION. Zitat nach „DWR – Abou Nagy–Taghut“, in: Gutachten zur Verfassungsfeindlichkeit salafistischer 
Bestrebungen, Bundesamt für Verfassungsschutz, 2011, S. 25, Schreibweise wie im Original

513 � Abdul Ghaffar Hasan: Die Rechte und Pflichten der Frau im Islam, S.15, www.way-to- al-lah.com/dokument/rechteund-
plichtenderfrau.pdf , Schreibweise wie im Original (Stand: 30. No-vember 2016)

514 � Auszug aus „Rechte und Pflichten von Ehemann und Ehefrau“, in: Gutachten zur Verfassungsfeindlichkeit salafistischer 
Bestrebungen, Bundesamt für Verfassungsschutz, 2011, S. 35, Schreibweise wie im Original
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nicht als lediglich religiöse Werteorientierung. Nach ihrer Auffassung soll sie Bestandteil des ordentli-
chen staatlichen Rechts sein bzw. werden.

Nach salafistischer Auslegung des Korans besitzt der Ehemann gegenüber seiner Ehefrau ein Züch-
tigungsrecht zur Erziehung und Disziplinierung. Die Forderung nach „Körperstrafen“ gegenüber Ehe- 
frauen verstößt gegen das Grundrecht auf körperliche Unversehrtheit aus Art. 2 Abs. 2 des Grundge-
setzes. 

„Obwohl das Schlagen verboten ist, erlaubt es der Islam in eingeschränkten und begrenzten Gelegenheiten 
(...). Das Schlagen ist (...) als endgültig letztes Stadium der Schulung, Disziplinierung und Erziehung 
aufgezählt (...). Die Frau darf nur in absoluter Privatsphäre geschlagen werden. (...)
Dritte und letzte Stufe: Schlagen ohne zu verletzen, Knochen zu brechen, blaue oder schwarze  
Flecken auf dem Körper zu hinterlassen und unter allen Umständen vermeiden, ins Gesicht zu tref- 
fen.“515

Von Frauen wird allgemein ein regelkonformes Auftreten in der Öffentlichkeit erwartet; dies umfasst 
z. B. die Pflicht zur Vollverschleierung und die Begleitung durch einen männlichen Verwandten. Dabei 
projizieren Salafisten ihr Rollenverständnis auch auf Nichtmusliminnen. Deren Verhalten in der Öffent-
lichkeit wird als „schmutzig“ und „ungläubig“ bezeichnet.

Schließlich treten Salafisten auch offen für die Mehrehe in Deutschland ein. Die entgegenstehenden 
deutschen Gesetze sind für sie in diesem Zusammenhang bedeutungslos.

515 � Abdul Rahman Al-Sheha: „Frauen im Schutze des Islam“, Schreibweise wie im Original; abgerufen bei www.womeninislam.
ws/de/ schlagen_der_frauen.aspx (Stand: 30. November 2016) Das Werk wurde im Jahr 2009 von der Bundesprüfstelle  
für jugendgefährdende Medien (BPjM) indiziert.

Quelle: www.facebook.com/islamisches.erwachen (Stand: 29. November 2016) Quelle: Facebook-Profil  
sächsischer Salafisten 
(Stand: 16. Dezember 2016)
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Feindbilder
Die salafistische Ideologie ist insbesondere durch zahlreiche Abgrenzungsmechanismen geprägt. Sala-
fisten verbreiten aktiv Bilder von muslimischen wie nichtmuslimischen Feinden, die zur Stärkung einer 
eindeutigen, salafistischen Identität beitragen sollen. Sie bezeichnen Andersdenkende mit diffamieren-
den Begriffen wie Kuffar („Ungläubige“) und fordern bspw., dass Muslime ausschließlich mit Muslimen 
verkehren; sämtliche Beziehungen zu „Ungläubigen“ sollen unterbunden werden. 

„Er [der Muslim] sollte sich gaenzlich von den Gewohnheiten und Praktiken der Kuffar trennen und ab-
lehnen, von ihnen beeinflusst zu sein, sowohl in weltlichen als auch in religioesen Angelegenheiten.“ 516

 
Salafisten verstehen sich als Opfer in der nichtmuslimischen Mehrheitsgesellschaft. Dazu werden Sze-
narien von Bedrohungen und Angriffen gegen den Islam und die Muslime gezeichnet, die weltpolitische 
Ereignisse, wie die Konflikte in Syrien, Irak oder Afghanistan, aber auch eine vermeintliche Diskriminie-
rung in westlichen Ländern, verarbeiten. Diese bilden ein hohes Mobilisierungspotenzial für die Rekru-
tierung von Anhängern. 

Juden und Christen
Von besonderer Bedeutung für Salafisten ist das Feindbild „Zionisten und Juden“, das als religiös le-
gitimierter Antisemitismus und Kampf gegen den Staat Israel hohe Brisanz erfährt. Betont wird die 
Drohkulisse einer vermeintlichen weltweiten jüdischen Verschwörung und eines israelischen Staatster-
rorismus, welche angeblich den Untergang und die Vernichtung der Muslime anstreben. Figuren und 
Argumentationen aus der islamischen Geschichte, wie das Verhalten des Propheten Mohammeds gegen 
jüdische Stämme, werden als Präzedenzfälle zur Legitimierung eines konstanten jüdischen Feindbilds 
herangezogen. Die Rechtfertigung von Gewalt gegen Juden ist als sog. „defensiver Jihad“ gegen Israel 
weit verbreitet und schließt oftmals auch Gewalt gegen Zivilisten und Selbstmordattentate im Rahmen 
einer asymmetrischen Kriegsführung mit ein. Charakteristisch ist hier die Gleichsetzung von „jüdisch“ 
und „israelisch“. Zwischen Israel, das ausnahmslos des „Staatsterrorismus“ bezichtigt wird, und Juden 
wird nicht unterschieden. 

„Die Juden haben unterschiedliche Wege der Be-
gehung von Verbrechen und Massakern in ihrer 
schandbefleckten Geschichte. (...) Vielmehr ziehen 
sie es vor, in ihrem Verrat und in ihren abscheuli-
chen Verbrechen hartnäckig zu sein. (...) Sie haben 
sich auf der Erde aggressiv verhalten und das Blut 
zahlreicher unschuldiger Kinder, alter Menschen 
und armer Frauen vergossen. (...) Die jüdische 
Hochmütigkeit überschritt alle Grenzen; sie töten 
unschuldige Seelen ohne irgendein Gewissen.“517

516 � www.salaf.de, Rubrik Nichtmuslime, Wie man Muslim wird, S. 5, Schreibweise wie im Original (Stand: 30. November 2016)
517 � www.home.arcor.de/bisi.f/khutba/khutba_filistin.pdf, S. 4 (Stand: 30. November 2016)

Quelle: www.muslimandtheworld/the-top-10-israeli-terror-
companies-you-need-to-boykott  
(Stand: 19. Dezember 2016)
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Der Westen im Allgemeinen und die Christen im Besonderen werden als „Kreuzfahrer“ verstanden, die 
die muslimischen Länder besetzen und ausbeuten.

„Jeder Gläubige sollte feste daran glauben, dass Juden und Christen Kuffar [Ungläubige] und Feinde 
Allahs (...) und der Mu’minuun [Gläubigen] sind.“518

Es wird eingeschätzt, dass diese aktiv vertretene antiwestliche bzw. antisemitische Haltung des salafis-
tischen Islams das friedliche Zusammenleben der Völker gefährdet. 

Für „ungläubig erklärte“ Muslime
Die für „ungläubig erklärten“ Muslime sind zum einen all jene, die eine vom Salafismus abweichende 
Interpretation des Islam verfolgen. Zum anderen werden sämtliche Regierungen muslimischer Länder 
als „unislamisch“ und „unmoralisch“ deklariert und so zum Feind erklärt.

518 � www.salaf.de, Rubrik Manhadsch, „Der Ruf zur Einheit der Religionen“, S. 11, Schreibweise wie im Original  
(Stand: 30. November 2016)

Quelle: Facebook-Profil eines Jihadisten (Stand: 19. Dezember 2016)

Quelle: www.facebook.com/islamisches.erwachen (Stand: 29. November 2016)



294

Zur Lage in Sachsen
Innerhalb des Phänomenbereiches Islamismus gewinnt der Salafismus seit Jahren an Bedeutung. Ihm 
werden deutschlandweit etwa 9.700 Personen zugeordnet (2015: 8350). Im Freistaat Sachsen liegt das 
salafistische Personenpotenzial bei ca. 190 Personen (2015: ca. 170).519

 
Den Schwerpunkt salafistischer Bestrebungen bildete auch im Jahr 2016 die Al-Rahman-Moschee 
Leipzig. Der Imam dieser Einrichtung, Hassan DABBAGH, ist ein überregional bekannter Vertreter des 
politischen Salafismus in Deutschland. 
Die Al-Rahman-Moschee ist die größte Moscheegemeinde in Sachsen. 

Der Zustrom von Migranten führte zu einem starken Anstieg der Besucherzahlen, wobei es zahlreichen 
Besuchern schlicht an Alternativen fehlen dürfte, andere Moscheen zum Gebet aufzusuchen. Es besteht 
die Möglichkeit, dass Migranten durch Hassan DABBAGH salafistisch beeinflusst werden. Zudem kön-
nen Konflikte mit anderen muslimischen Glaubensrichtungen aufgrund der abwertenden Äußerungen 
DABBAGHs, zum Beispiel gegenüber Schiiten oder der Ahmadiyya-Gemeinde, die er zu „Ungläubigen“ 
erklärte, entstehen. 

Salafisten wie Hassan DABBAGH sind bestrebt, ihre Ideologie zu verbreiten und die Gesellschaft in ei-
nem langfristig angelegten Prozess nach salafistischen Normen zu verändern. 

DABBAGH nutzt hierzu – neben seiner Tätigkeit als Imam und Prediger – auch soziale Netzwerke 
und verschiedene Internetportale. So wurden bspw. im August 2016 verschiedene Erklärungen und 
Äußerungen DABBAGHs auf der Internetplattform YouTube veröffentlicht, welche von dem salafistischen 
As-Sunna-Verlag Berlin produziert worden sind. 520 Dort stellt DABBAGH Muslime immer wieder als Opfer 
der westlichen Gesellschaft dar. Es werden ausschließlich die Muslime sunnitischer Prägung als die einzig 
wahren Muslime verstanden. Mittels eines verschwörungstheoretischen Kommunikationsstils macht er 
Politik, Medien und die Sicherheitsbehörden für diese Entwicklung verantwortlich. Seiner Meinung nach 
gibt es einen Plan, (sunnitische) Muslime zu bekämpfen und zu töten. Zur Begründung seiner Ansichten 
deutet er aktuelle Ereignisse, wie zum Beispiel jihadistische Terroranschläge, verschwörungstheoretisch 
um. Er sieht darin einen Komplott u. a. westlicher Geheimdienste, um die „Unterdrückung“ der Muslime 
zu rechtfertigen.

Aussagen wie diese haben eine desintegrative und radikalisierungsfördernde Wirkung. Gleichzeitig 
spiegeln sie ein ambivalentes Verhältnis zur Gewalt wider, da sie zum Beispiel von jungen und wenig 
gefestigten Muslimen auch als Rechtfertigung der Anwendung von Gewalt verstanden werden kön- 
nen. 

Erstmalig wurden im Jahr 2016 in Dresden an mehreren „Islam-Infoständen“ salafistische, darunter 
auch indizierte521, Publikationen verteilt. Herausgeber der Bücher und Broschüren ist die salafistisch 

519 � siehe Abschnitt II.4.2 Islamismus – Personenpotenzial
520 � Die Aufnahmen sollen von einem „Islam-Treff“ stammen, welcher am 30. Juli 2016 in der Al-Rahman-Moschee stattfand.
521 � Von der Bundesprüfstelle für jugendgefährdende Medien (BPjM) wurden die Bücher „Botschaft des Islam“ und  

„Missverständnisse über Menschenrechte im Islam“ indiziert.
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geprägte Gesellschaft Conveying Islamic Message Society (CIMS, Gesellschaft zur Vermittlung der islamischen 
Botschaft) mit Sitz in Alexandria/ Ägypten.

Verbot der Vereinigung Die wahre Religion

Im November 2016 hat der Bundesinnenminister die salafistische Vereinigung Die wahre Religion verbo-
ten. Sie richtete sich gegen die verfassungsmäßige Ordnung sowie gegen den Gedanken der Völkerver-
ständigung. Die Vereinigung befürwortete den bewaffneten Jihad und stellte so ein bundesweit einzig-
artiges Rekrutierungs- und Sammelbecken für jihadistische Islamisten sowie für Personen dar, welche 
aus jihadistisch-islamistischer Motivation nach Syrien bzw. in den Irak ausreisen wollen.
Die Vereinigung initiierte auch die Koranverteilungskampagne „LIES“. Diese fand im Zeitraum April bis 
Oktober 2016 sporadisch auch in der Leipziger Innenstadt statt. 

Beispiele salafistischer Broschüren, die im Jahr 2016 an Infoständen in Dresden verteilt wurden

Quelle: Verbotsverfügung des Bundesministeriums des Innern vom 15. November 2016

Quelle: www.facebook.com/diewahrereligion (Stand: 24. Juni 2016). Die Personen wurden unkenntlich gemacht. 
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4.4	 Jihadistische Bestrebungen in Deutschland und Sachsen

Der Krieg in Syrien und im Irak war im Berichtsjahr der Dreh- und Angelpunkt für jihadistische Aktivi- 
täten weltweit. Einerseits diente die Region als Kriegsschauplatz für kampfbereite Jihadisten und  
Ausbildungsort für Terroristen. Andererseits wurde in der jihadistischen Propaganda das vom IS  
beherrschte Gebiet als „muslimisches Utopia“ verklärt. Beide Aspekte wurden gezielt verknüpft und 
instrumentalisiert, um auch in Deutschland Personen im jihadistischen Milieu zu radikalisieren und für 
Anschläge zu rekrutieren. 

Ausreisen
Die Zahl der Ausreisenden in die Region war im Jahr 2016 zwar rückläufig, jedoch lässt sich hieraus 
nicht ableiten, dass Syrien als Ausreiseziel für Jihadisten signifikant an Attraktivität verloren hat. 
Zum Ende des Berichtsjahres lagen Erkenntnisse zu mehr als 880 Islamisten aus Deutschland vor, die 
in Richtung Syrien/Irak reisten, um dort auf Seiten des Islamischen Staates und anderer terroristischer 
Gruppierungen an Kampfhandlungen teilzunehmen oder diese in sonstiger Weise zu unterstützen. Nicht 
in allen Fällen liegen jedoch Erkenntnisse vor, dass sich diese Personen tatsächlich in Syrien/Irak aufhal-
ten oder aufgehalten haben. 
Etwa ein Drittel dieser Personen befindet sich gegenwärtig wieder in Deutschland. Nur bei bundesweit 
gut 70 Rückkehrern liegen indes belastbare Erkenntnisse zu einer aktiven Beteiligung an Kämpfen in 
Syrien oder im Irak oder einer entsprechenden Ausbildung hierfür vor. Zu ca. 140 Personen gibt es Hin-
weise auf ein Ableben in Syrien oder im Irak.
Der überwiegende Teil der insgesamt in diese Region ausgereisten Personen ist jünger als 30 Jahre. 
Bundesweit ist etwa ein Fünftel der ausgereisten Personen weiblich.

In Sachsen sind drei Ausreisefälle bekannt. Davon ist eine Person zwischenzeitlich zurückgekehrt. 

Ausreisedynamik nach Syrien/Irak

Für das kommende Berichtsjahr sind weitere Ausreisen zu erwarten. Die deutschen Sicherheitsbehörden 
sind bestrebt, etwaige Ausreiseplanungen möglichst frühzeitig aufzuklären, um deren Verwirklichung 
zu unterbinden. Die Anzahl der bundesweit behördlich verhängten Ausreiseverbotsverfügungen bewegt 
sich im niedrigen dreistelligen Bereich.

Rückkehrer
Todesfälle
Verbliebene

293

140

447

704

176

Männlich	
Weiblich

< 30 Jahre
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Anschläge
Terroristische Organisationen konzentrieren sich zunehmend darauf, ihre Anschläge von autonom – 
aber gesteuert – agierenden Kleingruppen oder Einzeltätern begehen zu lassen. Vielfach dürfte der Im-
puls zur Tat – insbesondere bei Einzeltätern – durch jihadistische Propaganda im Internet, z. B. über die 
Online-Magazine INSPIRE522, DABIQ523 oder RUMIYAH524 – die beiden letzteren erscheinen teilweise auch 
in deutscher Sprache – erfolgt sein. Dort finden sich neben religiös-ideologischen Rechtfertigungen 
jihadistischer Taten auch Aufrufe und Anleitungen, um mit einfachsten Mitteln Anschläge zu verüben. 
Ein derartig verübter Anschlag hat für den Täter den „Vorteil“, dass er sein Handeln unter Berufung auf 
einen vermeintlich religiösen Auftrag (z. B. durch den IS) rechtfertigen kann. Gleichzeitig profitiert auch 
die Terrororganisation im Nachgang der Tat von der Berichterstattung in den Medien. Terroristische 
Angriffe dieser Art sind für die Sicherheitsbehörden im Vorfeld nur schwer abzusehen. 

Die Attentate vom 18. Juli 2016 in einer Regionalbahn bei Würzburg, vom 24. Juli 2016 in Ansbach (beide 
Orte in Bayern gelegen) und vom 19. Dezember 2016 in Berlin sowie der vereitelte Anschlagsversuch am 
8. Oktober 2016 in Chemnitz (Sachsen) fügen sich in dieses Bild ein. 
Im Oktober 2016 konnten die Sicherheitsbehörden durch die Ermittlung des Jaber AL-BAKR als 
Terrorverdächtigem einen möglichen Anschlag verhindern. Im Vorfeld der weiteren Ereignisse hatte 
das Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) die Landesbehörden für Verfassungsschutz (LfV) Mitte 
September über mögliche jihadistisch motivierte Anschlagspläne in Deutschland informiert. Hierbei war 
auf eine zunächst unbekannte Person hingewiesen worden, die möglicherweise in diese Pläne verwickelt 
sei. Diese konnte im weiteren Verlauf der Ermittlungen als Jaber AL-BAKR identifiziert werden. Am  
7. Oktober 2016 wurde der Verdächtige, welcher als Asylbewerber eingereist war, in Chemnitz festgestellt. 
Kurz darauf verdichteten sich die Hinweise auf die Verübung eines möglichen Anschlags durch ihn. Die 
zuständige Polizeibehörde leitete sicherheitsbehördliche Maßnahmen ein und koordinierte diese. 
Am 8. Oktober 2016 entzog sich der Verdächtige Jaber AL-BAKR in Chemnitz einem polizeilichen Zugriff 
durch Flucht. Bei einer Wohnungsdurchsuchung konnten bereits angefertigter Sprengstoff sowie Che-
mikalien, die u. a. zur Herstellung von Sprengstoff dienen, sichergestellt werden. Nachdem der geflüch-
tete AL-BAKR in Leipzig festgenommen werden konnte, wurde am 10. Oktober 2016 gegen ihn Haftbe-
fehl wegen des Verdachts der Vorbereitung einer schweren staatsgefährdenden Gewalttat erlassen. In 
der Justizvollzugsanstalt Leipzig nahm er sich am 12. Oktober 2016 das Leben. Der Fakt, dass es nach 
seinem Suizid kein offizielles Bekennerschreiben aus dem jihadistischen Milieu gab, deutet darauf hin, 
dass das Scheitern des Anschlags in diesen Kreisen als Versagen gewertet wird.
Der am 8. Oktober 2016 festgenommene Syrer Khalil A., dessen Wohnung Jaber AL-BAKR in Chemnitz 
genutzt hatte, wurde am 20. November 2016 aus der Untersuchungshaft entlassen. 
Um das Geschehen zu analysieren und zu bewerten sowie konkrete Empfehlungen für die Arbeit der 
sächsischen Behörden aufzuzeigen, beauftragte die Sächsische Staatsregierung unmittelbar nach den 
Ereignissen eine externe Expertenkommission mit der Untersuchung der Vorfälle. In ihrem Abschluss-
bericht vom 24. Januar 2017 hielt diese die gute Arbeit des Bundesamtes für Verfassungsschutz und 

522 � englischsprachiges Online-Magazin des Terrornetzwerkes al-Qaida (frei: „das Erleuchten/die Erleuchtung“ 
(vom Englischen to inspire – inspirieren/beflügeln/erleuchten)

523 � monatlich erscheinendes Online-Magazin des IS (benannt nach einer nordsyrischen Ortschaft imGouvernement Aleppo); 
einzelne Ausgaben wurden übersetzt, u. a. in die französische, russische und deutsche Sprache

524 � Online-Magazin des IS, spezialisiert auf multilinguale Veröffentlichungen (arab.: „Rom“)
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des Landesamtes für Verfassungsschutz Sachsen fest. Ohne das Zusammenwirken der Behörden auf 
Bundes- und Landesebene hätte eine Anschlagsgefahr bestanden.

Wie diese Fälle zeigen, bedienen sich die jihadistisch-terroristischen Organisationen, wie zum Beispiel 
der Islamische Staat, des aktuellen Migrationsstroms, um (Selbstmord)-Attentäter zur Begehung von 
Anschlägen auch nach Deutschland zu schleusen.

Die erwähnten Fälle stehen im Zusammenhang mit dem globalen islamistischen Jihad gegen den 
„kreuzzüglerischen“ Westen. Die in Chemnitz sichergestellten Sprengstoffe und explosionsverstärken-
den Utensilien aus dem vereitelten Anschlag des Jaber AL-BAKR lassen den Schluss auf eine größere und 
komplexere Dimension der Planung zu. 

4.5	 Ausblick

Muslimbruderschaft

Seit 2015 ist die Zahl der Muslime in Sachsen gestiegen. Damit wird auch ein erhöhter Bedarf an isla-
misch-religiösen Einrichtungen einhergehen. Es ist davon auszugehen, dass in diesem Zusammenhang 
bereits existierende bzw. neu entstehende islamische Gemeinden möglicherweise in das Blickfeld von 
islamistischen Organisationen geraten können und diese versuchen werden, die entsprechende Einrich-
tung für ihre Zwecke zu missbrauchen. 
Eine derartige ideologische Einflussnahme bis hin zur Unterwanderung kann häufig für die Öffentlich-
keit völlig unbemerkt vonstattengehen und somit auch für den einzelnen Besucher nicht erkennbar sein. 

Exemplarisch für eine solche Verschleierungstaktik ist die von Vertretern der islamistischen Muslimbruder-
schaft (MB) bzw. der Islamischen Gemeinschaft in Deutschland e.V. (IGD) üblicherweise praktizierte Doppelstrate-
gie. So wird die jeweilige Gemeinde durch MB-Angehörige organisatorisch unterwandert und ideologisch 
beeinflusst. Dabei werden aus taktischen Gründen offen erkennbare Bezüge zur MB gezielt vermieden. 

Die Muslimbruderschaft ist die weltweit älteste und einflussreichste sunnitische islamistische Bewe-
gung. Sie wird von den Verfassungsschutzbehörden als extremistisch kategorisiert. Angestrebt wird 
die Bildung einer islamischen Gesellschaft sowie die Errichtung eines islamischen Staates auf der 
Grundlage der Scharia, der islamischen Rechts- und Lebensordnung. Zahlreiche islamistische und 
islamistisch-terroristische Organisationen, z. B. die palästinensische HAMAS, die das Existenzrecht 
des Staates Israels negiert und diesen aktiv bekämpft, sind aus ihr hervorgegangen. Seit den 1970er-
Jahren formuliert die MB den Verzicht von Gewalt zur Umsetzung ihrer Ziele. Ausgenommen davon 
sei jedoch der Widerstand gegen „Besatzer“, worunter die MB vor allem Israel versteht. 
Die Islamische Gemeinschaft in Deutschland e.V. ist die zentrale und wichtigste Organisation von 
Anhängern der MB in Deutschland und gilt als deren inoffizielle Deutschlandvertretung. Ihr Ziel ist, 
sich in Deutschland als anerkannter Ansprechpartner für Muslime und für Islamfragen zu etablieren. 
Bei öffentlichen Auftritten werden Bekenntnisse zur MB und verfassungsfeindliche Äußerungen aus 
taktischen Gründen vermieden.
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Die Einbeziehung hochrangiger Akteure aus dem Umfeld der MB bzw. der IGD beim Aufbau neuer 
Gebetsräume, wie bspw. im Juli/August 2016 in Pirna, stellt einen konkreten Anhaltspunkt für eine 
Einflussnahme seitens der MB dar. 

Neben diesen sich verstärkenden Aktivitäten der Muslimbruderschaft im Freistaat Sachsen ist zu erwarten, 
dass die seit Jahren zunehmenden salafistischen Bestrebungen weiter an Bedeutung gewinnen.525

525 � siehe Abschnitt II.4.3 Salafistische Bestrebungen in Deutschland und Sachsen

Quelle: Facebook-Profil SBS – Sächsische Begegnungsstätte Pirna (Stand: 6. Oktober 2016)

Quelle: Facebook-Profil Marwa Elsherbiny Kultur- und Bildungszentrum Dresden 
(Stand: 16. November 2016); Werbeflyer der „Sächsischen Begegnungsstätte gUG“ (SBS), 
welche insbesondere in Sachsen für die Eröffnung mehrerer neuer Gebetsräume 
verantwortlich ist. Hinweis: Die Personen wurden unkenntlich gemacht.
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Die Bundesrepublik Deutschland und damit auch Sachsen werden auch im Jahr 2017 weiterhin von 
jihadistischen Terrororganisationen als „kreuzzüglerische“ Gegner wahrgenommen und damit Ziel 
von Anschlagsplanungen sein. Die hohe abstrakte Gefährdung wird auch künftig bestehen bleiben. Es 
besteht aber auch die Möglichkeit für eine Zuspitzung der Gefährdung.

Ein Grund hierfür ist die Konkurrenzsituation zwischen dem Islamischen Staat und Al-qaida. Letzterer ist 
es nicht gelungen, propagandistisch wirksame terroristische Operationen gegen westliche Ziele durch-
zuführen. Jeder „gelungene“ Anschlag des sog. Islamischen Staates erhöht damit den Handlungsdruck auf 
das Al-qaida-Netzwerk. 
Ein weiterer Grund liegt in den militärischen Rückschlägen, die der IS im Berichtsjahr in Syrien und Irak 
erfuhr. Dies kann zur Folge haben, dass bereits ausgereiste Islamisten vermehrt z. B. die Migrations-
ströme für eine unerkannte Rückkehr nach Westeuropa nutzen.
Grundsätzlich sind zwei Handlungsmuster denkbar: zum einen komplexe Anschläge, wie in Paris am  
13. November 2015, bei denen mehrere Täter mit massiver Bewaffnung zeitgleich terroristische Angriffe 
ausgeführt haben; zum anderen Anschläge islamistisch motivierter Einzeltäter, wie u. a. in Ansbach am 
24. Juli 2016, in Würzburg am 18. Juli 2016 und in Berlin am 19. Dezember 2016.

Angesichts der anhaltenden Zuwanderungsbewegungen nach Deutschland ist davon auszugehen, 
dass sich unter den künftig einreisenden Asylbewerbern auch künftig aktive und ehemalige Mitglieder, 
Unterstützer und Sympathisanten terroristischer Organisationen gem. §§ 129a, 129b StGB (wie dem 
sog. Islamischen Staat) sowie Einzelpersonen mit extremistischer Gesinnung befinden. Auch ausgereiste 
Islamisten können die Migrationsströme für eine unerkannte Rückkehr nach Westeuropa nutzen. Diese 
stellen wegen der möglichen Kampfausbildung und -erfahrung eine besondere Risikogruppe dar.

526

Neben den möglicherweise als Flüchtling getarnten Islamisten ist in Einzelfällen auch mit einer Radika-
lisierung von Asylbewerbern zu rechnen, die bis dahin keine Verbindungen zu islamistischen Strukturen 
hatten. Aber auch Konvertiten und Muslime ohne Asylhintergrund sind im Fokus der islamistischen 
Rekrutierungs- und Radikalisierungsbemühungen. 

Die Bearbeitung jeglicher Hinweise erfolgt durch das LfV Sachsen in engem Austausch mit den LKA 
Sachsen, den betroffenen Sicherheitsbehörden bzw. im Gemeinsamen Terrorismusabwehrzentrum 
(GTAZ) sowie mit europäischen und internationalen Partnern.

526 � siehe Ausreisefälle, Abschnitt II.4.3 Salafistische Bestrebungen in Deutschland und Sachsen
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5.	 Ausländerextremismus

5.1	 Zielsetzungen

Die Bestrebungen ausländerextremistischer Organisationen richten sich gegen den Gedanken der Völ-
kerverständigung und gefährden die öffentliche Sicherheit, die öffentliche Ordnung sowie die auswär-
tigen Belange der Bundesrepublik Deutschland.
Dabei handelt es sich um kein einheitliches Spektrum. Politik, Strategie und Aktionen der nichtislamis-
tischen extremistischen Ausländerorganisationen in Deutschland werden ganz entscheidend von den 
Entwicklungen in den jeweiligen Herkunftsländern bestimmt. 
	
In Sachsen konnten ausländerextremistische Bestrebungen aus folgenden Bereichen festgestellt wer-
den:

❚	 islamisch-extremistische (d. h. islamistische – siehe Abschnitt 4.1), 
❚	 linksextremistisch-separatistische und
❚	 extrem nationalistische.

Linksextremistisch-separatistische Ausländerorganisationen streben nach revolutionärer Beseiti-
gung der jeweiligen Staatsordnung in ihren Herkunftsländern die Errichtung eines sozialistischen bzw. 
kommunistischen Systems an. Einige dieser Organisationen verfolgen dabei eine ethnisch motivierte 
Unabhängigkeit vom bekämpften Staat. 

Extrem nationalistische Ausländerorganisationen vertreten ein übersteigertes Nationalbewusstsein, 
das anderen Nationen oder Personen anderer Nationalität die Gleichwertigkeit abspricht. 

Die Organisationen wollen – häufig gewalttätig – eine radikale Veränderung der politischen Verhältnisse 
im Heimatland erzielen. Hierdurch wird auch die innere Sicherheit in Deutschland gefährdet, denn es 
wird von vielen Ausländerextremisten als sicherer Rückzugsraum betrachtet, um hier ihre Ziele durch 
Agitation, Rekrutierung neuer Anhänger und ideologische Indoktrination zu verfolgen. Von hier aus 
werden die Heimatorganisationen propagandistisch, vor allem aber auch materiell und finanziell 
unterstützt. 
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5.2	 Personenpotenzial

Das ausländerextremistische Personenpotenzial im linksextremistischen Spektrum stieg im Jahr 2016 
geringfügig auf ca. 160 Personen (2015: ca. 150) an. Es setzte sich fast ausschließlich aus Mitgliedern 
und Anhängern der Nachfolge- und Nebenorganisationen der Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) zusammen. 
Die ab Mitte 2014 wieder verstärkt zu beobachtenden öffentlichkeitswirksamen Aktionen dieser Grup-
pen dauerten auch im Berichtsjahr an. Neben dem Vormarsch des sog. Islamischen Staates und dessen 
vermeintlicher Unterstützung durch die türkische Regierung wurden hauptsächlich der gescheiterte 
Putschversuch in der Türkei vom Juli 2016 und die drastischen Reaktionen der türkischen Regierung 
thematisiert.527 Das Mobilisierungspotenzial der PKK kann deren Anhängerzahl deutlich überschreiten. 
Hierzu zählen regelmäßig auch Personen aus dem linksextremistischen Spektrum in Sachsen oder aus 
benachbarten Bundesländern. 

National-extremistischen Organisationen wurden in Sachsen lediglich einzelne Personen zugerechnet, 
die hier bislang jedoch keine Aktivitäten entfalteten.

Ausländerextremistisches Personenpotenzial im Freistaat Sachsen

527 �� siehe Abschnitt II.5.3 Ausblick
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5.3	 Arbeiterpartei Kurdistans (PKK)

Arbeiterpartei Kurdistans (PKK)

Extremismusbereich:	 Linksextremistischer Ausländerextremismus
Gründung:	 1978
Sitz:	 Nordirak/ Kandilgebirge
Vorsitz:	 Abdullah ÖCALAN528	
Teil-, Nebenorganisationen:	 u.a. Koordination der kurdischen demokratischen

	 Gesellschaft in Europa (CDK), Ciwanen Azad

Publikation:	 Serxwebun, Yeni Özgür Politika
Kennzeichen:	    529 
	      

529

  

Historie und Strukturentwicklung in der Türkei
Die PKK wurde im Jahr 1978 gegründet. Ziel war die Schaffung eines autonomen Kurdenstaates unter 
ihrer Führung. Zu den Gründern gehörte Abdullah ÖCALAN. Er übte von Beginn an die Funktion des  
Generalsekretärs aus. Seine bis heute unumstrittene Führungsposition setzte er gegen interne Wider-
stände durch und behielt diese auch nach seiner Inhaftierung und Verurteilung im Jahr 1999. 
Die PKK entwickelte sich sowohl in der Türkei als auch in Europa zur anhängerstärksten und militan-
testen Kurdenorganisation. 1984 nahm sie den bewaffneten Kampf gegen den türkischen Staat auf.  
Diesen Auseinandersetzungen fielen bislang rund 45.000530 Menschen zum Opfer. Seit dem Jahr 2002 
werden die PKK und später auch deren Nachfolgeorganisationen als terroristische Organisationen ge-
listet.

Die PKK bezeichnet sich seit 2007 offiziell als Vereinigte Gemeinschaften Kurdistans (KCK).

Ab Mitte der 1990er Jahre verfolgte die PKK-Führung eine Doppelstrategie. Während sie sich in West-
europa bemühte, friedlich in Erscheinung zu treten, agierte sie in der Türkei weiterhin auch mit militä-
rischen und terroristischen Mitteln. Die Guerillaeinheiten, die sog. Volksverteidigungskräfte (HPG), griffen 
sowohl türkische Sicherheitskräfte als auch Ziele der Infrastruktur an. Um den HPG ein vermeintlich re-
guläres militärisches Antlitz zu verleihen und sie vor dem Vorwurf des Terrorismus zu bewahren, wurden 
die Freiheitsfalken Kurdistans (TAK) ins Leben gerufen. Den TAK schlossen sich überwiegend jugendliche 
Kämpfer der HPG an, die seit 2004 Sprengstoff- und Brandanschläge verüben. 
Im Frühjahr 2013 schien sich eine neue Entwicklung abzuzeichnen, nachdem bekannt geworden war, 
dass die türkische Regierung Verhandlungen mit Abdullah ÖCALAN geführt hatte. ÖCALAN, der erstma-
lig als Verhandlungspartner akzeptiert wurde, präsentierte dabei eine eigene „Roadmap“. Nach dieser 
sollten sich in einem ersten Schritt die PKK-Kämpfer aus der Türkei zurückziehen. Das Fernziel sei die 
Waffenniederlegung und der Gewaltverzicht. Im Gegenzug erwartete die PKK-Führung die Erfüllung 

528 � Trotz Inhaftierung hat er faktisch die Führung inne.
529 � Fahne der Volksverteidigungskräfte (HPG)
530 � http://www.bpb.de/internationales/weltweit/innerstaatliche-konflikte/54641/kurdenkonflikt (Stand: 29. Januar 2016)
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ihrer Forderungen nach Verankerung politischer und kultureller Rechte für die Kurden in einer neuen 
Verfassung der Türkei. 
Der Konflikt mit dem Islamischen Staat (IS) im Gebiet Westkurdistans (Nordsyrien) hatte auch Einfluss 
auf die Aktivitäten der PKK. Der syrische Zweig der PKK, die Partei der Demokratischen Union (PYD), setzte 
sich mit ihrem im Juli 2012 gegründeten militärischen Arm, den Volksverteidigungseinheiten (YPG), für 
den Schutz des Gebietes und den Kampf gegen den IS ein. Sie wurde dabei von den HPG unterstützt. 
Sie agieren in einem politisch fragilen Umfeld, in dem geopolitische Interessen und die Interessen der 
lokalen Akteure äußerst unübersichtlich und von hoher Dynamik geprägt sind.

Aktuelle Entwicklung in der Türkei
Die Situation in der Türkei wurde im Berichtsjahr stark vom gescheiterten Putschversuch im Juli 2016 
geprägt. Staatspräsident Recep Tayyip Erdoğan sah in dem muslimischen Prediger und ehemaligen Weg-
gefährten Fethullah Gülen den Urheber des Putsches. Der nach dem Putschversuch verhängte Ausnah-
mezustand ermöglichte die Verfolgung und Inhaftierung zehntausender Personen in der Türkei. Hiervon 
waren nicht zuletzt auch Kurden betroffen. Dies verschärfte den Konflikt zwischen der Türkei und der 
PKK zusätzlich. 

Bereits zu Beginn des Jahres 2016 hatte sich die 2015 begonnene Spirale der Gewalt fortgesetzt. Beson-
ders betroffen von PKK-initiierten Anschlägen waren türkische Polizisten und Militärangehörige, zum 
Teil aber auch Ziele in Touristengebieten. 

Wie bereits in den vergangenen Jahren versuchte die PKK auch die Tourismuswirtschaft in der Türkei zu 
schädigen. Ab Februar 2016 publizierten der Kurdische demokratische Gesellschaftskongress in Europa (KCD-E), 
der Verband der Studierenden aus Kurdistan (YXK) und das Demokratische Gesellschaftszentrum der KurdInnen in 
Deutschland (NAV-DEM) eine gemeinsame Kampagne in Europa. In der Türkei Urlaub zu machen und Geld 
auszugeben, bedeute den „schmutzigen Krieg von Erdoğ an“ zu finanzieren.531 

531  YENI ÖZGÜR POLITIKA, „Tourismus-Boykott ist eine Angelegenheit der Moral“, S. 6 (Stand: 3. März 2016)

Quelle: picture-alliance/dpa-Grafik (Stand: 1. Februar 2017)
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Die der PKK zuzuordnenden Freiheitsfalken 
Kurdistans (TAK) bekannten sich unter anderem zu 
den Selbstmordanschlägen am 17. Februar 2016 
und 13. März 2016 in Ankara „als Racheakte für 
das grausame Vorgehen der türkischen Armee in 
der Stadt Cizîr/Cizre532.“533 Ab Juni 2016 fanden 
fast monatlich Anschläge der TAK statt. Betroffen 
war hauptsächlich die Stadt Istanbul, aber auch 
Adana, ein kurdisches Siedlungsgebiet im Süden 
der Türkei sowie die Urlaubsregion um Antalya. 
Die Attentate galten vor allem der Polizei oder 
Armeeangehörigen. Opfer unter Zivilisten wurden 
billigend in Kauf genommen. Bei dem Anschlag 
am 10. Dezember 2016, der aus zwei Einzeltaten 
in Istanbul bestand, kamen mehr als 40 Menschen 
ums Leben. 

Im März 2016 schloss die PKK mit verschiedenen linksextremistischen türkischen Organisationen den 
Bund der revolutionären Bewegung der Völker (HBDH). Dieser Bund richtet sich gegen „Imperialismus, Kapi-
talismus und gegen jegliche reaktionäre Bewegung“. Die revolutionäre Gewalt stehe im Vordergrund, 
da der Widerstand, auch im Westen534 und in den Metropolen, fortgeführt werden soll.535 Der PKK-
Nachrichtensender Med Nûçe TV berichtete am 8. Mai 2016 von einem Anschlag auf die Gendarmeriesta-
tion in Giresun-Çaldağ 536, bei dem mehrere Soldaten getötet worden sein sollen. Bekannt habe sich die 
HBDH. Weitere Anschläge gegen die „faschistische Regierung sowie gegen ihre Einrichtungen“ wurden 
angekündigt. Die „Jugend in der Türkei“ wurde zur Teilnahme an den Anschlägen aufgerufen.

Auch der Jahrestag der erzwungenen Ausreise des PKK-Führers Abdullah ÖCALAN aus seinem syrischen 
Exil am 9. Oktober 1998 ist immer wieder Anlass für „Rache“-Aktionen. So soll sich der Bombenanschlag 
am 6. Oktober 2016 auf eine Polizeizentrale in Istanbul gegen das „internationale Komplott vom 
9. Oktober und gegen die Unterdrückung und Tyrannei, denen das Volk von ‚Kurdistan‘ ausgesetzt sei“, 
gerichtet haben.537

Nach wie vor stehen die seit 2015 forcierten Autonomiebestrebungen der Kurden in ihren Siedlungsge-
bieten im Südosten der Türkei im Zentrum des Konflikts.
Unter der Überschrift „Sie werden unsere Heimat verlassen“ veröffentlichte die PKK-Zeitung YENI 
ÖZGÜR POLITIKA am 23. Juni 2016 folgendes Statement eines Mitglieds des Exekutivkomitees der PKK: 

532 � Liegt in dem Bereich der Autonomiebestrebungen (s. u.)
533 � YENI ÖZGÜR POLITIKA vom 22. Februar und 18. März 2016, S.1
534 � Hier dürfte der Westen der Türkei gemeint sein.
535 � Med Nûçe TV vom 13. März 2016
536 � knapp 700 km nordöstlich von Ankara gelegen
537 � YENI ÖZGÜR POLITIKA vom 8. Oktober 2016, S.1

Quelle: navdem.com/wp-content/uploads/2014/08/ 
boycotTurkey-160118-de (Stand: 18. Januar 2016)
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„[Es] erklärte, das kurdische Volk werde den Boden, auf dem es mehr als 10.000 Jahre lebe, 
nicht verlassen, und betonte: „Die kurdische Befreiungsbewegung wird keinen einzigen Schritt 
zurückgehen. Sie sind die Besatzer und werden unsere Heimat verlassen. Die Kurdenfrage wird 
so oder so gelöst werden. Der Traum Erdoğans von der „einzigen Nation“, der auf dem Völkermord 
basiert, existierte vor 90 Jahren. Jetzt leben wir im 21. Jahrhundert. Die Ungerechtigkeit gegen-
über dem kurdischen Volk im Nahen Osten wird ein Ende finden. Wir sind für eine friedliche  
Lösung des Kurdenproblems, aber wir stellen Bedingungen. Ohne die Einführung der 
Selbstverwaltung in Kurdistan und die Freilassung Abdullah Öcalans wird man den Krieg nicht 
stoppen können.“ 

Historie und Strukturentwicklung in der Bundesrepublik Deutschland und Westeuropa
Aufgrund der Kampfhandlungen in ihren Siedlungsgebieten seit den 1980er Jahren flüchteten hundert-
tausende Kurden. Ihr Hauptziel war Westeuropa, insbesondere die Bundesrepublik Deutschland. 

Mitglieder und Anhänger der PKK setzten hier den Kampf fort und gründeten 1985 die Nationale 
Befreiungsfront Kurdistans (ERNK). Sie verübten terroristische Anschläge auf türkische Einrichtungen und 
Gewerbe. Ohne Rücksicht auf Leib und Leben griffen sie ebenfalls deutsche Polizisten an. Dies führte im 
November 1993 zu einem Betätigungsverbot der PKK und der ihr angeschlossenen Nebenorganisationen 
in der Bundesrepublik. Das Verbot umfasst auch die daraufhin gegründeten Nachfolgeorganisationen 
der ERNK, nämlich die seit dem Jahr 2000 verbotene Kurdische Demokratische Volksunion (YDK) und die seit 
2004 verbotene Koordination der kurdischen demokratischen Gesellschaft in Europa (CDK).

Das Territorium der Bundesrepublik Deutschland ist in neun „Eyalets“ (i. S. v. Gebiet) untergliedert. Diese 
setzen sich wiederum aus „Bölge“ (Gebiete/Zonen) zusammen. Aktuell gibt es um die 30 Bölge, die aus 
mehreren Teilgebieten bestehen. 
In der Bundesrepublik befindet sich mit ca. 800.000538 Personen die größte Gruppe der kurdischen 
Diaspora. Weniger als 2 % dieses Personenkreises sind Anhänger der PKK oder ihrer Nachfolge- bzw. 
Nebenorganisationen. Das Mobilisierungspotenzial kann allerdings das Mehrfache betragen. Die streng 
hierarchisch und territorial gegliederten Organisationsstrukturen sichern der PKK den ideologischen 
Einfluss und bilden die Grundlage für die erfolgreiche Durchführung jährlicher Spendenkampagnen. 
Letztere sind eine unverzichtbare Grundlage für die Finanzierung des gesamten Parteiapparates und 
aller Aktivitäten einschließlich des bewaffneten Kampfes. 

Westeuropa und die Bundesrepublik Deutschland sind ein wesentliches Rekrutierungsgebiet für den 
Nachwuchs des Guerillakampfes in den Kurdengebieten. 

538 � Die Zahl stellt nur einen Schätzwert dar. Es gibt keine offizielle Statistik zu Personen kurdischer Volkszugehörigkeit.  
Sie werden gemäß ihrer Staatsangehörigkeit als Türken, Iraner, Iraker oder Syrer geführt.



307

Ausländerextremismus

Die PKK ist sehr daran interessiert, möglichst alle Kurden in ihre Organisation einzugliedern und hält für 
sie deshalb eine Vielzahl von zielgruppenorientierten Teilorganisationen, z. B. für Frauen und Jugendliche 
sowie Berufs- oder religiöse Gruppen, bereit. In den jeweiligen westeuropäischen Staaten existieren 
Föderationen örtlicher kurdischer Vereine, die wiederum in der europäischen Konföderation KCD-E 
zusammengeschlossen sind. Aufgabe des KCD-E soll der Einsatz für das soziale und kulturelle Wohl der 
Kurden in Europa sein. Es solle dafür gesorgt werden, dass die Identität der Kurden in der jeweiligen 
Verfassung der Herkunftsländer Türkei, Iran, Irak und Syrien anerkannt werde. Zu diesem Zweck wolle 
man in ganz Europa „demokratische Gesellschaftszentren“ für Kurden eröffnen. 

Der KCD-E ist nunmehr die PKK-Europaführung, in die auch die CDK integriert ist.539 Das neue Organi-
sationsmodell soll alle kurdischen Einrichtungen unter einem Dach vereinen. 

Anlässlich ihres 20. Kongresses gründete im Juni 2014 die Föderation kurdi-
scher Vereine in Deutschland e. V. (YEK-KOM)540 das NAV-DEM. NAV-DEM ist der 
Dachverband für die Vereine und die bedeutendste Organisation der PKK in 
Deutschland.541 Den Namenswechsel vollzogen danach auch die bisher in der 
YEK-KOM organisierten örtlichen Vereine. Sie gaben jeweils die „Gründung“ 
des Demokratischen kurdischen Gesellschaftszentrums (DKTM)542 bekannt. 

539 � Verfassungsschutzbericht des Bundesministeriums des Innern 2014, S. 129
540 � Bisherige Dachorganisation für Vereine in Deutschland, in denen sich Mitglieder und Anhänger der PKK organisierten
541 � Broschüre des Bundesamtes für Verfassungsschutz „Wie erkenne ich extremistische und geheimdienstliche Aktivitäten?“, 

S.18 (Stand: August 2016)
542 � Demokratik Kürt Toplum Merkezi

Quelle: Diverse Veröffentlichungen 
in der Yeni Özgür Politika
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Struktur der PKK 543 544
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Historie und aktuelle Situation im Freistaat Sachsen
Das Bölge Sachsen wird dem Eyalet Berlin zugerechnet. Es besteht hauptsächlich aus den „Teilgebieten“ 
Leipzig, Dresden und Chemnitz. Darüber hinaus gehören angrenzende Teile umliegender Bundesländer 
und der Nachbarstaaten Polen und Tschechien dazu. In den Teilgebieten gründeten sich in den 1990er 
Jahren bis in die ersten Jahre des Folgejahrzehnts Vereine, die dem Dachverband YEK-KOM zuzuordnen 
waren. Zwischen 2009 und 2015 kam das der PKK zuzurechnende Vereinsleben vollständig zum Erliegen. 
Die Mitglieder und Sympathisanten beteiligten sich lediglich an PKK-initiierten überregionalen Kampag-
nen und Großveranstaltungen. Dies dürfte nicht zuletzt auf das konsequente Vorgehen der sächsischen 
Sicherheitsbehörden zurückzuführen sein. Die Vereinslokale der PKK waren mehrfach von Exekutivmaß-
nahmen der Polizei betroffen. Am 13. Oktober 2016 sprach das Oberlandesgericht Stuttgart einen Funk-
tionär der PKK wegen Mitgliedschaft in einer ausländischen terroristischen Vereinigung gemäß §§ 129a, 
b StGB schuldig. Er war viele Jahre als Gebietsleiter für die PKK tätig gewesen, davon in den Jahren 2011 
bis 2013 in Sachsen. Er wurde zu einer Freiheitsstrafe von drei Jahren und sechs Monaten verurteilt.

543 � Das türkische Wort Ülke bedeutet „Land“ (politisch).
544 � Abschaltung durch den französischen Satellitenbetreiber EUTELSAT Anfang Oktober 2016
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Den PKK-Strukturen im Freistaat Sachsen sind 
der Dresdner Verein deutsch kurdischer Begegnungen 
e. V. und die Gruppe Ciwanen Azad Dresden (Freie Ju-
gend Dresden) zuzurechnen. Die Nähe der Gruppe 
Ciwanen Azad Dresden zur PKK wird dadurch noch 
betont, dass sie das Symbol der Jugendorgani-
sation der PKK in Westeuropa Ciwanen Azad545 als 
Facebook-Profilbild verwendet. 

Auch der Dresdner Verein deutsch kurdischer Begegnungen e. V. verwendet PKK-Symbolik. Er tritt seit 2016 
auf seiner Facebook-Seite unter der Bezeichnung Navend546 Sachsen auf und verwendet das Logo des 
NAV-DEM. 

Im gesamten Berichtsjahr führte der Verein inter-
ne Veranstaltungen durch und zeigte in Dresden 
Präsenz. 
So führte er z. B. am Wochenende 23./24. April 
2016 seinen 2. Kongress durch (s. Foto) Monatlich 
fanden Demonstrationen oder Kundgebungen 
statt. An Informationsständen präsentierten sie 
ihr Propagandamaterial. Alle Aktivitäten standen 
stets im Zusammenhang mit zumindest deutsch-
landweiten Aktionen, wie diese z. B. in der PKK-
Zeitung YENI ÖZGÜR POLITIKA am 26. April 2016 
(Seite 1/6) unter der Überschrift „Überwinden des 
klassischen Vereinsmodells“ wiedergegeben wur-
den. In den meisten Fällen konnten diese Veran-
staltungen auf in den PKK-Medien veröffentlichte  
Aufrufe des NAV-DEM oder auch des KCD-E zu-
rückgeführt werden. Themen waren insbesondere 
die Situation in der Türkei und die anhaltenden 
Haftbedingungen von Abdullah ÖCALAN. 

Ein weiteres Schwerpunktthema war die Lage in der Türkei und in dem kurdischen Siedlungsgebiet in 
Nordsyrien. 

545 � Jugendorganisation der PKK in Westeuropa
546 � kurdisches Wort für „Zentrum“

Quelle: Facebook-Profil Navend Sachsen (Stand: 27. April 2016)

Demonstration am 13. August 2016 (Dresden, Theaterplatz)
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Bereits im August 2015 hatte der Dresdner Verein 
deutsch kurdischer Begegnungen e. V. eine Spenden-
sammlung unter dem Motto „Ein Rettungswagen 
für Kobane“547 initiiert, die zahlreiche Unterstützer 
fand.

Im Frühjahr 2016 rief die Hilfsorganisation Kurdischer Roter Halbmond e. V. (HSK), unterstützt vom KCD-E, 
des Weiteren ein „Geschwister- und Familienprojekt“ ins Leben. 548 Ziel dieses Projektes war es, Men-
schen Hilfe jeglicher Art zukommen zu lassen, die in Gebieten im Südosten der Türkei besonders unter 
den Auseinandersetzungen zwischen PKK und türkischem Militär litten. Im Juni 2016 habe in Dresden 
ein Abgeordneter der Demokratischen Partei der Völker (HDP) anlässlich einer Podiumsdiskussion auf die 
Bedeutung des Projektes hingewiesen. An der Veranstaltung hätten ein Mitglied des NAV-DEM, zwei 
Vertreter des Demokratischen kurdischen Gesellschaftszentrums549 und 100 Zuschauer teilgenommen. Im An-
schluss sollen sich 20 Personen als neue Paten verpflichtet haben. 550

547 � Die Spendenaktion hatte zum Ziel, einen Rettungswagen für die vom sog. Islamischen Staat (IS) zeitweise besetzte 
und umkämpfte Stadt Kobane, die im kurdischen Siedlungsgebiet in Nordsyrien liegt, zu beschaffen.

548 � YENI ÖZGÜR POLITIKA vom 23. April 2016, S. 6
549 � Identisch mit dem Dresdner Verein deutsch-kurdischer Begegnungen e. V. 
550 � YENI ÖZGÜR POLITIKA vom 6. Juni 2016, S. 6

Informationsstand am Albertplatz am 2. Juli 2016

Logo des Vereins zum Vergleich: 
KCK-Fahne

YPG

Quelle: www.dresden-hilft-kobane.de (Stand: 15. Juni 2016)
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5.4	 �Politisch motivierte Ausländerkriminalität – Straftaten 	
mit ausländerextremistischem Hintergrund

Die politisch motivierte Kriminalität im Bereich Ausländerextremismus ist seit Jahren im Vergleich zu 
den anderen Phänomenbereichen äußerst niedrig. Der Anteil der ausländerextremistisch motivierten 
Fälle betrug im Jahr 2016 weniger als 2 % des Gesamtaufkommens von Straftaten mit politischem 
Hintergrund.
So stellte die Polizei 54 (2015: 32) Straftaten aus diesem Spektrum fest. Gegenüber dem Vorjahr ist da-
mit ein deutlicher Anstieg zu verzeichnen. Die Anzahl der Gewalttaten ist mit 14 (2015: sieben) ebenfalls 
angestiegen. 

Die seit drei Jahren steigende Tendenz der Straftaten steht im Zusammenhang mit der Eskalation der 
Lage in der Türkei. Dort wurde der Friedensprozess zwischen der Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) und der 
türkischen Regierung beendet. Es folgten verschärfte Auseinandersetzungen zwischen der PKK und dem 
türkischen Militär. Dies spiegelte sich auch in den Aktivitäten der PKK-Mitglieder und -Anhänger in 
Deutschland wider. Vornehmlich kam es zu Propagandadelikten.

5.5	 Ausblick

Das ausländerextremistische Personenpotenzial setzt sich in Sachsen nahezu ausschließlich aus An-
hängern der Nachfolge- und Nebenorganisationen der Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) zusammen. Deren 
Gründungsmitglied, Abdullah ÖCALAN, behielt seinen Status als Führungspersönlichkeit trotz seiner In-
haftierung im Jahr 1999 bei. Es ist davon auszugehen, dass seiner strategischen Vorgabe – dem Streben 
nach einem eigenen Kurdenstaat auch mit Mitteln der Gewalt – in der Türkei weiterhin gefolgt wird. 
In Westeuropa war die PKK jedoch bislang bemüht, von sich das Bild einer gewaltfreien Befreiungsbe-
wegung zu vermitteln. Sie versprach sich davon, das ihr anhaftende Stigma einer Terrororganisation 
zu verlieren und so die Unterstützung demokratischer Kräfte zu gewinnen. Da sie in den letzten Jahren 

Straftaten insgesamt
davon Gewalttaten
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hierbei durchaus beachtliche Erfolge für sich verbuchen konnte, sind auch künftig keine gravierenden 
Abweichungen im Auftreten der Organisation zu erwarten. 
Das Bestreben der PKK, in Deutschland gewaltfrei und friedlich aufzutreten, zeigte sich auch in den 
Reaktionen auf die angebliche Unterstützung des sog. Islamischen Staats (IS) durch die türkische Regie-
rung, auf die Eskalation zwischen türkischem Militär und der PKK im Südosten der Türkei sowie auf die 
Verhaftung von Funktionären der kurdisch-türkischen Demokratischen Partei der Völker (HDP), insbe-
sondere im Nachgang zum gescheiterten Putsch im Juli 2016.

Im Freistaat Sachsen wurden im Berichtsjahr verstärkt öffentlichkeitswirksame Aktionen hiesiger PKK-
Mitglieder und -Anhänger festgestellt. Sie brachten ihren Protest vor allem durch Kundgebungen und 
Demonstrationen zum Ausdruck, die (überwiegend) friedlich verliefen. 
Zu berücksichtigen ist, dass die Situation Abdullah ÖCALANs von seinen Anhängern weltweit aufmerk-
sam beobachtet wird. Schon vage Anhaltspunkte für gesundheitliche Beeinträchtigungen oder schlech-
te Haftbedingungen können heftige Reaktionen, wie z. B. die Besetzung öffentlicher und staatlicher 
Einrichtungen, auslösen. 

Nahezu unberechenbar wären die Reaktionen der PKK-Anhängerschaft auf ein mögliches Ableben von 
Abdullah ÖCALAN. Sollte der türkischen Regierung in diesem Fall auch nur entfernt ein Mitverschulden 
angelastet werden können, wäre mit massiven gewalttätigen Ausschreitungen in der Türkei und gegen 
türkische Einrichtungen in ganz Europa zu rechnen. Die Situation wäre vergleichbar mit der Lage rund 
um die Festnahme Abdullah ÖCALANs im Februar 1999. Dort war es u. a. zu Geiselnahmen und gewalt-
tätigen Auseinandersetzungen im Zusammenhang mit Konsulatsbesetzungen sowie auch zu Blockaden 
im öffentlichen Raum gekommen.
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6.	 Reichsbürger und Selbstverwalter

Die heterogene Szene der Reichsbürger und Selbstverwalter setzt sich aus verschiedenen Einzelpersonen 
sowie Personenzusammenschlüssen zusammen, die aus unterschiedlichen Motiven und Begründungen, 
u. a. unter Berufung auf das historische Deutsche Reich, auf verschwörungstheoretische Argumenta
tionsmuster oder auf ein selbst definiertes Naturrecht, die Existenz der Bundesrepublik Deutschland und 
deren Rechtssystem ablehnen. Sie sprechen den demokratisch gewählten Repräsentanten die Legitima-
tion ab oder definieren sich gar gänzlich als außerhalb der Rechtsordnung stehend und sind deshalb 
bereit, Verstöße gegen diese zu begehen. Diese Verstöße reichen von Ordnungswidrigkeiten über Straf-
taten, wie Nötigungen, Beleidigungen und Urkundenfälschungen, bis hin zu schwersten Straftaten wie 
am 25. August 2016 in Reuden (Sachsen-Anhalt) und am 19. Oktober 2016 in Georgensgmünd (Bayern). 
Bei einer Zwangsräumung in Reuden wurden Einsatzkräfte der Polizei durch den ehemaligen Besit-
zer des Hauses mit einer Schusswaffe bedroht. Es kam zu einer wechselseitigen Schussabgabe, bei 
der sowohl Spezialkräfte als auch der Beschuldigte verletzt wurden. Dieser ist Anhänger der Reichs- 
bürgerszene und gab an, auf seinem Grundstück einen Staat mit dem Namen „UR“ gegründet zu  
haben.
Bei einem 49-jährigen Reichsbürger in Georgensgmünd sollten dessen sich im legalen Besitz befindliche 
Waffen wegen Unzuverlässigkeit sichergestellt werden. Er wird beschuldigt, unmittelbar nach Eindrin-
gen der Spezialeinheiten der Bayerischen Polizei in seine Wohnung das Feuer auf die Beamten eröffnet 
zu haben. Es kam zu einem Schusswechsel mit dem Beschuldigten, der eine schusssichere Weste trug. 
Dabei wurden vier Polizisten verletzt, ein Beamter erlag wenig später seinen schweren Verletzungen. Der 
Betroffene konnte leicht verletzt festgenommen werden. 

Die gemeinsame Basis der Szene der Reichsbürger und Selbstverwalter ist die fundamentale Ablehnung des 
Staates und seiner gesamten Rechtsordnung. Für die Verwirklichung ihrer Ziele treten sie aktiv ein, z. B. 
mit Werbeaktivitäten oder mit aggressiven Verhaltensweisen gegenüber Gerichten und Behörden. So 
wird versucht, diese in ihrer Arbeit zu behindern oder es werden deren Mitarbeiter bedroht.

Ein zentrales Merkmal dieser Szene ist die Vorstellung, Deutschland würde als eine sog. „BRD GmbH“ 
existieren und weiterhin von den „Alliierten“ besetzt sein. Zudem teilen die verschiedenen Gruppierun-
gen die Annahme, dass das Deutsche Reich völkerrechtlich bis heute fortbestehe, die Bundesrepublik 
Deutschland keine Existenzberechtigung habe und demzufolge ihre verfassungsmäßige Ordnung, Or
gane und Institutionen keine Legitimation besäßen.

In Sachsen sind z. B. die Exilregierung Deutsches Reich oder der Bundesstaat Sachsen bekannt.
Reichsbürger wenden sich in Sachsen mit „öffentlichen Schreiben“, „öffentlichen Bekanntmachun-
gen“ oder „Anordnungen“ an die Öffentlichkeit sowie gezielt an Dienststellen des Freistaates und der 
sächsischen Kommunen. Darin behaupten sie gemäß ihrer Überzeugung, dass es die Bundesrepublik 
Deutschland als Staatsgebilde nicht gebe und die angeschrieben Behörden deshalb nicht zum exekuti-
ven Handeln befugt seien. 
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Allerdings findet die Szene aufgrund ihrer kruden Theorien und ihres speziellen Auftretens kaum positi-
ve Resonanz. In weiten Teilen stellen die Reichsbürger ein polizei- und ordnungsrechtliches Problem dar, 
da sie Behörden und Gerichte mit umfangreichen Anträgen und Beschwerden belasten. Die Szene ist in 
der Regel auf sich selbst bezogen. Nur in Ausnahmefällen bilden sich stabile Gruppen, die dann wieder 
eine hohe Spaltungstendenz aufweisen. Neben eher aus persönlichen Notlagen zur Reichsbürgerideo-
logie greifenden Einzelpersonen, gibt es auch über Jahre hinweg aktive Mitglieder der Szene der Reichs-
bürger und Selbstverwalter. Aktuell werden ihr in Sachsen ca. 600 Personen zugerechnet.551 Die personelle 
Überschneidung mit den in Sachsen bekannten Rechtsextremisten liegt bei rund fünf %.

Reichsbürger und 
Selbstveralter

2016: ca. 600

davon  
Rechtsextremisten

        2016: ca. 25

551 � Bundesweites eigenständiges Beobachtungsobjekt sind Reichsbürger und Selbstverwalter seit dem 1. Dezember 2016. 
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7.	 �Propaganda und Agitation von Extremisten 	
im Internet

Extremisten aller Phänomenbereiche nutzen die Möglichkeiten des Internets intensiv für ihre Zwecke. 
Es dient ihnen zur internen Kommunikation und Vernetzung, ebenso wie zur Propaganda und für die 
Werbung potenzieller Anhänger. Dabei ist seit Jahren zu beobachten, dass sie – entsprechend dem 
allgemeinen Trend – immer weniger klassische Homepages oder Online-Foren nutzen. Vielmehr verla-
gerten sich ihre Internetauftritte auf die Plattformen sozialer Medien. Dabei lag der Schwerpunkt auf 
Facebook, jedoch wurde man – abhängig von Struktur und Anlass – auch auf weiteren Netzwerken aktiv. 
So kommt insbesondere dem Kurznachrichtendienst Twitter eine große Bedeutung bei der Bewältigung 
größerer Szeneereignisse zu, etwa im Zusammenhang mit Demonstrationen bzw. entsprechenden Ge-
genveranstaltungen. Für die interne Kommunikation nutzen Extremisten zunehmend Messengerdienste 
wie WhatsApp, Threema oder Telegram. 

Trotz der vorgenannten Tendenzen waren bei den verschiedenen Extremismusbereichen auch Unter-
schiede in der Internetnutzung wahrnehmbar, welche nachfolgend erläutert werden:

Rechtsextremismus
Für Rechtsextremisten ist das Internet ein wesentliches Instrument zur Selbstdarstellung und Propa-
ganda sowie zur Gewinnung neuer Anhänger. Es bietet eine Plattform, um ihre rechtsextremistische 
und ausländerfeindliche Gesinnung zum Teil offen, aber auch subtil verbrämt zu verbreiten. Im Zusam-
menhang mit der Asylpolitik verleitet die vermeintliche Anonymität des Netzes Rechtsextremisten zu 
einer – besonders bezüglich Asylbewerbern, aber auch Politikern – beleidigenden und diffamierenden 
Agitation in den sozialen Netzwerken. Dort publizierte Beiträge erscheinen dabei für rechtsextremistisch 
orientierte Nutzer glaubwürdiger als die Berichterstattung in den Medien. Die Zustimmung zu Hetz-
beiträgen wird als virtueller Applaus empfunden und führt so noch zu einer Verstärkung der eigenen 
fremdenfeindlichen Ideologie. 

Neben den bekannten sozialen Netzwerken, 
wie Facebook und Twitter sowie dem Video-
portal YouTube, nutzt die rechtsextremis-
tische Szene auch verstärkt das Netzwerk 
VK.com zur virtuellen Vernetzung und Kom-
munikation. VK.com ist das russische Äquiva-
lent für Facebook und ist in Optik und Funk-
tionsumfang sehr stark an das amerikanische 
Vorbild angelehnt. VK.com bietet den Nutzern 
die Möglichkeit, sich untereinander durch 
private oder Gruppen-Chats auszutauschen, 
Nachrichten innerhalb der Plattform zu ver-
senden oder sich in Gruppen mit angeschlos-

Quelle: Facebook-Seite der NPD zur Nutzung sozialer Netzwerke 
(Stand: 21. November 2015)
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senen Foren zu organisieren. Rechtsextremisten nutzen dieses soziale Netzwerk, um Löschungen oder 
Sperrungen bei Facebook zu umgehen. 

In der Vergangenheit spielten Internetforen, wie 
Thiazi, Nationale Revolution oder Altermedia 
Deutschland552, eine wichtige Rolle für den Aus-
tausch von Ideologie und Propagandamaterial 
sowie bei der Intensivierung persönlicher Be-
ziehungen. Nach entsprechenden behördlichen 
Maßnahmen und der Abschaltung dieser wich-
tigen Plattformen verlagerten sich die Online-
Aktivitäten von Rechtsextremisten zunehmend 
in Richtung sozialer Netzwerke und Messenger-
Dienste. Insbesondere Instant-Messenger wie 
WhatsApp bieten die Möglichkeit der Identitäts-
prüfung des Gegenübers und eine Abschottung 
zu szenefremden Kommunikationsteilnehmern. 
Den leistungsfähigen Messengern kommt bei Mobilisierungsaktivitäten zu Demonstrationen, Musikver-
anstaltungen oder Auseinandersetzungen mit dem politischen Gegner eine Schlüsselrolle zu, da sie nun 
die früheren telefonischen Absprachen oder SMS ersetzen. 

Ein großer Teil der im Internet von Rechtsextremisten entfalteten Propaganda bezieht sich auf die 
Asylthematik. Rechtsextremistische Gruppierungen verbreiten diese besonders in sozialen Netzwerken, 
dabei stets bestrebt, Außenstehende als Anhänger zu gewinnen. 
Nach den Anschlägen islamistischer Terroristen im Juli 2016 in Würzburg und Ansbach und der Fest-
nahme des mutmaßlichen Terroristen AL-BAKR im Oktober 2016 in Leipzig verstärkte sich die Debatte 
im Internet. 

So forderte die sächsische NPD auf der Facebook-Seite des Kreisverbandes Leipzig nach dem Amoklauf 
in München am 22. Juli 2016 einen konsequenten Kurswechsel der deutschen Politik:

„Als Täter (…) wurde offenbar ein ethnischer Nicht-Deutscher mit deutschem Paß identifiziert, ein 
sogenannter „Deutsch-Iraner“! (…)
Die etablierten Zuwanderungsparteien tragen die moralische Mitschuld an den von Ausländern 
ermordeten Deutschen. (…) Nötig ist ein konsequenter Kurswechsel in der Ausländerpolitik: 
Grenzschließung, Zuwanderungsstopp, Abschiebung bestimmter Ausländergruppen und ein Ende 
der selbstmörderischen „Willkommenspolitik“ für kulturfremde Ausländer! Rettet Deutschland! 
Rettet Europa!“553

 

552 � Verbot durch den Bundesminister des Innern am 27. Januar 2016; BAnz AT 27. Januar 2016 B1  
(Unanfechtbarkeit des Verbots vom 30. März 2016; BAnz AT 8. April 2016 B1)

553 � www.facebook.com/NPD-Kreisverband-Leipzig (Stand: 23. Juli 2016)

Quelle: Facebook-Seite der rechtsextremistischen Band 
Thematik 25 wirbt für die App Threema (Stand: 14. März 2016)
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Zur verhinderten Terrortat eines in Chemnitz aktiven Islamisten schrieb die NPD Sachsen bei Facebook554:

„Nach dem Auffliegen des syrischen Bombenbauers in Chemnitz, der im letzten Jahr mit Hundert-
tausenden anderen Muslimen als Pseudo-Flüchtling ins Land kam, ist die NPD-Forderung aktueller 
denn je: Asylflut stoppen! Islamistischen Terror verhindern!“

Die anhaltenden Äußerungen der rechtsextremistischen Szene im Zusammenhang mit Asyl und Zuwan-
derung sind Ausdruck der in den Internet-Foren herrschenden aggressiven Stimmungslage. Die Einträge 
thematisieren Untergangs- und Überfremdungsszenarien, in denen der Fortbestand des deutschen Vol-
kes in Gefahr gesehen wird. Als Verantwortliche gebrandmarkt werden Flüchtlinge und Asylbewerber, 
aber auch die als volksfeindlich diffamierten „System“-Politiker. Darüber hinaus sind die als „Lügen-
presse“ angefeindeten Medien Ziele der Agitation von Rechtsextremisten.

Linksextremismus
Internetplattformen und -foren dienen Linksextremisten sowohl als Kommunikationsmittel als auch 
als offenes Medium zur propagandistischen Beeinflussung. Dabei machen sie sich vielfältige Kommu-
nikationsmittel zunutze. Um anonym zu bleiben, setzen sie etwa verschlüsselte Messenger-Dienste und 
Cryptotools555 ein. 

Im Bereich des Linksextremismus erreichen nur wenige eigene Internetseiten eine Bedeutung jenseits 
ihrer lokalen, regionalen oder ideologischen Zusammenhänge. Um daher ihre Wahrnehmbarkeit und 
Reichweite zu erhöhen, nutzen Linksextremisten gruppenunabhängige überregionale Internetplattfor-
men wie Indymedia Deutschland oder – verstärkt – linksunten.indymedia. 
Lokale Kommunikationsplattformen, wie left-action.de oder „Antifa in Leipzig“ (inventati.org/leipzig), 
dienen daneben der Vernetzung im städtischen Umfeld und der breiteren Mobilisierung von Szenemit-
gliedern. Sie stellen darüber hinaus auch Anlaufpunkte zur Informationssammlung dar. So finden sich 
Aufrufe zur Meldung rechtsextremistischer Aktivitäten und zur Unterstützung von Recherchen über 
den politischen Gegner. Grundsätzlich geht es 
um die Schaffung alternativer, selbstbestimmter 
Medienangebote, um mit eigenen Themenfeldern 
und Aktivitäten online präsent zu sein und der 
etablierten Medienwelt eine eigene Perspektive 
entgegenzusetzen.

„Outing“ auf Internetportalen
Recherchedatenbanken stellen inzwischen ein umfangreiches, auch personenbezogenes Wissen über 
den politischen Gegner zur Verfügung. Damit kann das „Outing“ im Netz zu einer unmittelbaren Gefähr-
dung von Personen und Objekten führen.

554 � www.facebook.com/npd.sachsen (Stand: 9. Oktober 2016)
555 � Verschlüsselungssoftware

Logo von indymedia und linksunten.indymedia
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Das „Outing“ tatsächlicher oder vermeintlicher Rechtsextremisten erfolgt dabei häufig auf den bereits 
genannten linksextremistischen Portalen. Hier werden wiederholt Fotos und Adressen von politischen 
Gegnern veröffentlicht. Das Ziel solcher Aktionen besteht einerseits in der „Aufklärung“ der Gesellschaft 
über die rechtsextremistische Gesinnung von Personen. Andererseits geht es aber auch um die Verun-
glimpfung der Betroffenen und ihre Isolation in der Gesellschaft. Ihnen wird nach dem Selbstverständnis 
der Linksautonomen das Recht auf informationelle Selbstbestimmung und auf Privatsphäre abgespro-
chen. Diese Art von Antifaschismus hat eine stabilisierende Funktion für die linksextremistische Szene.556

 
Ein Beispiel für eine solche intensive Recherche ist das entsprechende „Outing“ durch eine lokale links-
extremistische Gruppe vom 4. November 2016 im Internet, wo Material mit Bezug zur rechtsextremisti-
schen Gruppierung Rechtes Plenum veröffentlicht wurde557.

Dieser Schritt wurde im einleitenden Text wie folgt begründet: 
„Sie verüben Gewalttaten, versprühen und kleben massiv Propaganda und wollen sich damit einen Raum 
schaffen, in dem sie frei von Widerstand und Repression tun können, was sie wollen. Wir wollen das nicht, 
deshalb haben wir viele Infos zusammengetragen und präsentieren sie hier als umfangreiches Outing. 
(…).“

Zu 14 Personen wurden Adressen und Profilnamen der Accounts in sozialen Netzwerken, ebenso Infor-
mationen zum Arbeitgeber sowie Fotos online gestellt. Auch wurden Auflistungen zu Beteiligungen ein-
zelner Personen an Szeneaktivitäten veröffentlicht. Mit derartigen Aktionen meint man, den politischen 
Gegner demaskieren zu können. Gleichzeitig werden Reaktionen provoziert, die sich durchaus auch in 
der Realwelt fortsetzen können.

Islamismus
Jihadisten und Islamisten nutzen die modernen Kommunikationstechnologien ebenfalls zur Verbreitung 
ihrer Ideologie. Die Propaganda wird zielgruppengerecht und in verschiedenen Sprachen angeboten. 
Dazu gehören die Veröffentlichung von Videos und Onlinemagazinen, aber auch Bekenntniserklärungen 
zu Anschlägen. 
Der sog. Islamische Staat (IS) nimmt eine führende Rolle bei der jihadistischen Internetpropaganda ein. 
Wie keine Terrorgruppe zuvor nutzt er soziale Netzwerke, wie Twitter und Facebook sowie das Video-
portal YouTube, zu Propaganda, Rekrutierung und Vernetzung. Über eigene Kanäle und Onlinemagazine 
propagiert der IS seine Botschaften. Bedeutsam ist hierbei die ähnlich wie ein Nachrichtenmagazin ge-
staltete Online-Publikation DABIQ. Diese wird seit Sommer 2014 unregelmäßig online als PDF-Datei in 
mehreren Sprachen herausgegeben, darunter vereinzelte Ausgaben auch auf Deutsch. DABIQ trägt dazu 
bei, die Botschaften und die Ideologie des IS weltweit zu verbreiten. Durch die Veröffentlichung von 
Bildern der Attentäter des Anschlags in Paris vom 13. November 2015 mittels einer Fotomontage mit 
dem Kommentar „Gerechter Terror – Lasst Paris den Nationen, die bedenken wollen, eine Lehre sein …“ 558

wurden diese glorifiziert.

556 � www.bpb.de/politik/extremismus/linksextremismus/136660/nazi-outing?p=all (Stand: 21. Mai 2012)
557 � siehe Abschnitt II.2.5 Neonationalsozialisten

558 � DABIQ, 13. Ausgabe, deutsche Version, S. 55
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Seit 2016 erscheint zudem das IS-Propagandamagazin RUMIYAH (arabisch: Rom) mit bisher fünf er-
schienenen Ausgaben in verschiedenen Sprachen, darunter auch in Englisch und Deutsch. Hier liegt der 
Fokus deutlich auf dem Kampf gegen den Westen. Bereits die zweite Ausgabe enthielt Erklärungen zur 
Ausführung von Messerangriffen für IS-Sympathisanten in der westlichen Welt. In der englischspra-
chigen November-Ausgabe 2016 wurden von der Terrororganisation IS detailliert Anschlagsszenarien 
mittels Lastwagen beschrieben. So hieß es u. a., dass ein Fahrzeug eine sichere und einfache Waffe 
gegen Kuffar („Ungläubige“) sei. 

In der fünften deutschsprachigen Ausgabe von RUMIYAH, die nach dem Anschlag auf dem Berliner 
Weihnachtsmarkt erschien, verherrlicht ein zweiseitiger Beitrag unter der Überschrift „Grenzenloser 
Terror“ diesen Terrorakt als „neuesten Teil einer Serie von gesegneten Anschlägen“. Im Weiteren wird 
Deutschland als besonders wichtiges Anschlagsziel genannt:

„Zweifellos steht Deutschland ganz oben auf der Liste der Kreuzfahrer-Nationen, die sich am von den 
USA-geführten Kreuzzug gegen den Islamischen Staat und die muslimische Ummah beteiligen. (…) 
Nehmt euch ein Messer und schlachtet die Kuffar egal wo sie sind oder nehmt euch einen LKW und rast 
in versammelte Menschenmengen, um so viele wie möglich von ihnen zu töten und zu verkrüppeln.“559

Weitere jihadistische Terrororgansationen publizieren eigene Magazine über das Internet. So wird das 
seit Juli 2010 erscheinende Magazin Inspire der al-Qaida auf der arabischen Halbinsel zugerechnet. Von der 
professionell gestalteten, und auf westliche Leser ausgerichteten Publikation wurden seitdem mehrere 

559 � RUMIYAH, Ausgabe 5, S. 11, Schreibweise wie im Original

Quelle: Internetseite jihadology.net (Stand: 5. Januar 2016) 
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Ausgaben herausgegeben (2016: zwei Ausgaben). 
Ihre Beiträge verbreiteten die Propaganda von 
Osama BIN LADEN und weiteren führenden Ver-
tretern von al-Qaida. Terroranschläge gegen west-
liche Ziele werden darin zum Zwecke des Frei-
heitskampfes der Muslime für legitim erachtet. 

Ein Beitrag mit dem Titel „the ultimative mowing 
machine“ (dt.: „Die ultimative Mähmaschine“) 
beschrieb bereits in der im Oktober 2010 erschie-
nenen zweiten Ausgabe, wie man mittels eines 
Fahrzeuges einen terroristischen Anschlag durch-
führen und dabei eine möglichst hohe Opferzahl 
erreichen könne. Demzufolge solle man einen 
hoch motorisierten Pickup-Geländewagen mit 
hoher Geschwindigkeit in eine Menschenmenge 
steuern und möglichst mit einer Waffe weitere 
Menschen töten. 

„Es ist eine Einbahnstraße, Du kämpfst so lange weiter, bis du als Märtyrer stirbst.“

Im Folgenden hieß es: 
„Diese Idee könnte in Ländern wie Israel, den USA, Großbritannien, Kanada, Australien, Frankreich, 
Deutschland und Dänemark angewendet werden…“.

Ein vergleichbarer Tathergang fand sowohl beim Terroranschlag in Nizza am 14. Juli 2016 als auch am 
19. Dezember 2016 in Berlin statt. 

2016 erschien zudem erstmals das Onlinemaga-
zin KYBERNETIQ, das sich als deutschsprachige 
Publikation an die jihadistische Szene richtet. 
Inhaltlicher Schwerpunkt ist der sichere Umgang 
mit Soft- und Hardware zur Online-Sicherheit. 
Es werden u. a. die gängigen Verschlüsselungs-
techniken beschrieben und vor der Überwachung 
durch Nachrichtendienste gewarnt. KYBERNETIQ 
konnte bisher keiner der bekannten Terrororgani-
sationen direkt zugeordnet werden. 
Der IS nutzt für die Verbreitung seiner Propagan-
da sog. Medienzentren. Je nach Kommunikations-
mittel (z. B. Video) wird ein spezifisches Symbol 
als „Corporate Design“ verwendet. Dieses soll 
nicht nur die Authentizität der Information und 

Quelle: Internetseite jihadology.net (Stand: 12. Januar 2017)

Quelle: Internetseite Bayerischer Rundfunk (Stand: 3. Juli 2016)
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die Verbindung zum IS belegen, sondern auch einen entsprechenden Wiedererkennungswert erzeu-
gen. Zu diesen „offiziellen Medienstellen“ gehören Al-Hayat Media Center (speziell für Kommunikation 
mit nichtarabischen Nutzern), Al-Bayan Radio (auch im Internet abrufbar) und Al-Furqan als offizielle 
Hauptmedienstelle. 

Nach den Anschlägen in Würzburg und Ansbach 
wurde eine Eilmeldung von der dem IS naheste-
henden Medienstelle Amaq News Agency verbrei-
tet. Diese nutzt vor allem den Messenger-Dienst 
Telegram, um derartige aktuelle Meldungen 
zu versenden. Die Veröffentlichung erfolgte in 
mehreren Sprachen, darunter auch auf Deutsch. 
Zudem veröffentlichte diese Medienstelle ein Ab-
schiedsvideo des Attentäters von Würzburg auf 
arabisch, später auch mit deutschen Untertiteln. 
Ganz im Sinne der islamistischen Propaganda 
stellte sich der Attentäter als „Soldat des Kalifats“ 
dar. Er bekannte sich zum IS und rechtfertigte 
seine bevorstehende Tat mit der Tötung unschul-
diger Zivilisten durch die westlichen Staaten in 
muslimischen Ländern.

Nach dem Lkw-Anschlag am 19. Dezember 2016 
in Berlin veröffentlichte Amaq ein Video, in dem 
der Attentäter einen Treueeid auf den IS leistete.

Insbesondere zu dem Anschlag in Würzburg gab es befürwortende Resonanzen von Islamisten im  
Internet, darunter Fotomontagen auf verschiedenen Telegram-Kanälen und Posts bei Twitter und  
Facebook.560

So hieß es unter dem Twitter-Hashtag „#Angriff_Würzburg“ (Übersetzung aus dem Arabischen) unter 
anderem:

„In euren Häusern und auf euren Straßen werden wir euch töten. Es wird keinen Zufluchtsort geben, 
ihr Kreuzanbeter.“

Bei Facebook schrieb ein Nutzer:
„Wir haben leider keine Kampfflugzeuge, aber eine Axt tut es auch #Würzburg.“

560 � www.verfassungsschutz.de/aktuelles/schlaglicht/schlaglicht-2016-08-reaktionen-auf-den-anschlag-von-wuerzburg 
(Stand: 4. August 2016)

Quelle: Internetseite jihadology.net (Stand: 12. Januar 2017)

Quelle: Meldung des Axtangriffes in Würzburg auf Amaq am 
18. Juli 2016 (Foto: memrijttm.org)

Quelle: Meldung vom Anschlag in Ansbach am 24. Juli 2016 
durch Amaq auf Deutsch (Foto: ojihad.wordpress.com)
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Über den Messenger-Dienst Telegram wurden 
auch Fotomontagen verbreitet. Darunter befand 
sich ein Bild, auf dem das brennende Bundeskanz-
leramt, ein Panzer und ein bewaffneter Kämpfer 
zu sehen waren. Darüber stand: „DEUTSCHLAND 
IST EIN SCHLACHTFELD“.

Die aufgeführten Reaktionen im Internet, die den 
Täter und den Anschlag glorifizierten, sollten die 
Propagandawirkung des IS verstärken. Quelle: www.verfassungsschutz.de/aktuelles/schlaglicht/

schlaglicht-2016-08-reaktionen-auf-den-anschlag-von-
wuerzburg (Stand: 4. August 2016)
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III.	 �Spionage in Politik und Wirtschaft

1.	 Begriffe, Bedeutung und Adressaten 

Sicherheitsgefährdende oder geheimdienstliche Tätigkeiten gegnerischer Nachrichtendienste im Gel-
tungsbereich des Grundgesetzes haben im Jahr 2016 eine bedeutende Rolle gespielt und in der Öffent-
lichkeit zum Teil erhebliche Aufmerksamkeit erregt. Von zentraler Bedeutung war erneut die staatlich 
gelenkte Spionage, also die nachrichtendienstlich organisierte Beschaffung von Informationen. Die  
spionagerelevanten Aufklärungsinteressen gegnerischer Nachrichtendienste sind vielfältig und betreffen 
unter anderem das politische Geschehen (Politikspionage) oder aktuelle Erkenntnisse und Entwicklungen 
in Wirtschaft und Wissenschaft (Wirtschaftsspionage). Ein Spezialfall der Wirtschaftsspionage ist die Pro-
liferation, die neben der Aufklärung der Technologie auch die vollständige oder teilweise Beschaffung von 
atomaren, biologischen oder chemischen Massenvernichtungswaffen mit deren Trägersystemen umfasst.

Die politische Bedeutung sowie die wirtschaftliche und wissenschaftliche Leistungs- und Innovations-
kraft Deutschlands begründen nach wie vor ein intensives Aufklärungsinteresse fremder Nachrichten-
dienste. Auch der Freistaat Sachsen mit den hier ansässigen innovativen Unternehmen und Forschungs-
zentren bildet ein Ziel der Wirtschaftsspionage. 

Die aufgrund von Spionage eintretenden Schäden sind immens. Sie können sich im Bereich der Wirt-
schaft durch empfindliche Forschungs- und/oder Auftragsverluste äußern. Vertreter der deutschen 
Wirtschaft gehen mittlerweile von einem durch Wirtschaftsspionage verursachten jährlichen Schaden 
in Höhe von etwa 50 Milliarden Euro und – wegen einer hohen Dunkelziffer an Spionageaktivitäten –  
einem Schadenspotenzial von etwa 100 Milliarden Euro aus. Das kann auf Dauer spürbare Auswirkungen 
auf Staat und Wirtschaft haben. Ein funktionierendes Staatswesen und eine funktionierende Wirtschaft 
sind aber eine wesentliche Grundlage für die innere Stabilität von Staat und Gesellschaft. Die Abwehr 
von hiergegen gerichteten Spionageaktivitäten ist deshalb ein wichtiges Aufgabenfeld der Verfassungs-
schutzbehörden des Bundes und der Länder.

Mögliche Adressaten von Politikspionage sind in erster Linie Staat und Verwaltung sowie Mandats-
träger politischer Parteien. Darüber hinaus können auch Mitglieder von Oppositionsbewegungen aus 
dem Ausland, die in Deutschland leben, von den Maßnahmen des Nachrichtendienstes des jeweiligen 
Herkunftslandes betroffen sein. 
Adressaten der Wirtschaftsspionage sind vor allem Wirtschaftsunternehmen und Forschungseinrich-
tungen. Staat und Verwaltung können ebenfalls betroffen sein, soweit durch finanzielle Förderung ent-
sprechende Verbindungen zu Unternehmen und Einrichtungen bestehen. Grundsätzlich gilt, dass kein 
Informationsträger „zu klein“ ist, um nicht doch Adressat einer Spionagemaßnahme werden zu können.

Neben Spionageaktivitäten hat die von fremden Nachrichtendiensten gesteuerte Beeinflussung der 
öffentlichen Meinung weiterhin Bedeutung.561

561 � siehe dazu Abschnitt 2.2.3
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2.	 �Akteure, Aufklärungsschwerpunkte 	
und Methoden

2.1	 Akteure und Aufklärungsschwerpunkte

In Deutschland sind zahlreiche ausländische Nachrichtendienste mit ganz unterschiedlichen Aufklä-
rungsschwerpunkten aktiv. Nachrichtendienste hoch entwickelter Staaten wollen durch Spionage vor 
allem im politischen und wirtschaftlichen Wettbewerb weiter Schritt halten oder sogar Wettbewerbs-
vorteile erzielen. Nachrichtendienste von Krisenländern geht es in politischer Hinsicht um die Aufklä-
rung und Unterwanderung von Oppositionellen ihrer Länder, die in Deutschland leben. In wirtschaftli-
cher und militärischer Hinsicht entwickeln die Nachrichtendienste dieser Länder proliferationsrelevante 
Aktivitäten. 
Als Hauptakteure im Freistaat Sachsen gelten weiterhin die Nachrichtendienste Russlands und Chinas. 
Daneben stehen arabische, nordafrikanische und weitere asiatische Nachrichtendienste im Verdacht 
Spionageaktivitäten zu entfalten. Gleiches gilt für den Einsatz westlicher Nachrichtendienste. 

2.1.1	 Russische Föderation 

Die Nachrichtendienste der Russischen Föderation waren auch im Jahr 2016 von hoher Bedeutung 
für die russische Staatsführung. Die Bemühungen zur nachrichtendienstlichen Aufklärung im In- und 
Ausland erstrecken sich sowohl auf gesellschaftliche und politische als auch auf wirtschaftliche und 
wissenschaftliche Entwicklungen. Dabei können sie verstärkt auf ehemalige Mitarbeiter der Nachrich-
tendienste zurückgreifen, die mittlerweile in der russischen Wirtschaft und in verschiedenen Bereichen 
der Zivilgesellschaft engagiert sind. Dadurch verschwimmt die Grenze zwischen zivilen und nachrich-
tendienstlichen Aktivitäten im In- und Ausland. Gleichzeitig beginnen die Maßnahmen des russischen 
Gesetzgebers zur besseren Überwachung des Internetverkehrs mit dem Westen zu greifen. Bereits im 
Jahr 2015 in Kraft getretene Restriktionen sehen vor, dass personenbezogene Daten russischer Staats-
bürger im Internetverkehr nur noch auf russischen Servern gespeichert und verarbeitet werden dürfen. 
Das gilt selbst dann, wenn diese Personen Kunden oder Angestellte ausländischer Unternehmen sind, 
unabhängig davon, ob diese Unternehmen einen Standort in Russland haben oder nicht. Auf dieser 
Grundlage hat Russland im November 2016 das US-amerikanische Karrierenetzwerk LinkedIn auf sei-
nem Hoheitsgebiet vorläufig gesperrt, weil die Daten von mehr als fünf Millionen russischen Nutzern 
auf Servern im Ausland gespeichert waren562. 
Zugleich hat sich der Druck auf Ausländer und Nichtregierungsorganisationen in Russland verstärkt. 
So müssen sich mit ausländischem Geld voll- oder teilfinanzierte Nichtregierungsorganisationen seit 
einiger Zeit als „Ausländische Agenten“ registrieren lassen. Dies erschwerte bestehende Kooperationen 
oder führte sogar zu deren Beendigung.

562 � SPIEGEL ONLINE „Russland blockiert LinkedIn“, www.spiegel.de/karriere/linkedin-wird-in-russland-gesperrt-a-1121723.html 
(Stand: 17. November 2016)
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Insbesondere der russische zivile Auslandsnachrichtendienst563, der militärische Auslandsnachrichten-
dienst564 und der Inlandsnachrichtendienst565 entwickelten gegen deutsche und damit auch sächsische 
Sicherheitsinteressen Aktivitäten. Die Spionage ging mit einer weiterhin sehr offensiven russischen ​ 
Außenpolitik einher, die sich in der fortgesetzten völkerrechtswidrigen Besetzung der Krim, der Auf-
rechterhaltung des Ukraine-Konfliktes und dem immer stärkeren militärischen Eingreifen in den Sy-
rien-Konflikt besonders deutlich manifestierte. Da die internationale Staatengemeinschaft weiterhin 
Druck sowohl auf die russische Politik als auch auf die russische Wirtschaft ausübte, hielt die russische 
Seite weiterhin an dem Versuch nachrichtendienstlicher Entlastungsmaßnahmen fest. Dafür boten die 
russischen Nachrichtendienste ein breites Spektrum an Aktivitäten auf. Für die politische Aufklärung 
von Interesse waren die deutsche Haltung zu Fragen der Außen- und Sicherheitspolitik sowie der Fi-
nanz- und Energiepolitik, aber auch die Rolle Deutschlands in der NATO. Ansatzpunkte für dahingehende  
Aufklärungsmaßnahmen sind politische Mandatsträger, Denkfabriken, Nichtregierungsorganisatio-
nen und Vereine mit Bezügen zu Russland oder anderen osteuropäischen Staaten. In wirtschaftlicher 
Hinsicht ging es darum, die angeschlagene russische Wirtschaft mit neuem Know-how zu versorgen.  
Augenscheinliches Ziel ist es, die Politik der russischen Staatsführung zu rechtfertigen und den Westen 
für die angespannte politische Situation in Osteuropa und dem Nahen Osten verantwortlich zu machen. 
Dabei erhöhte man auch den Druck auf in Russland tätige Ausländer und Nichtregierungsorganisa
tionen. 

Vor diesem Hintergrund bildet der Freistaat Sachsen als Bestandteil der deutschen Politiklandschaft und 
als innovativer und leistungsstarker Forschungs- und Wirtschaftsstandort in Deutschland ein lukratives 
Ziel russischer Nachrichtendienste. 

2.1.2	 Volksrepublik China

Die Volksrepublik China hat im Jahr 2016 die Aktivitäten ihrer Nachrichtendienste wieder in erheblichem 
Maße vorangetrieben. Die chinesische Partei- und Staatsführung nutzte ihre Geheimdienste gezielt zur 
Informationsgewinnung in den Bereichen Politik, Militär, Wirtschaft und Wissenschaft. Ziel war es, stra-
tegische Vorteile zu gewinnen und die eigenen wirtschaftlichen Interessen zu fördern. Dafür erhielten 
die chinesischen Nachrichtendienste eine starke Personalausstattung und umfangreiche Befugnisse. Die 
verschiedenen nachrichtendienstlichen Maßnahmen werden durch das Ministerium für Staatssicher-
heit566, das als In- und Auslandsdienst strukturiert ist, organisiert. Angehörige sind an den amtlichen 
oder halbamtlichen Vertretungen in der Bundesrepublik Deutschland (sog. Legalresidenturen) präsent 
und oft als Diplomaten oder Journalisten getarnt. Auch der militärische Nachrichtendienst567 und das 

563  �Служба Внешней Pазведки Российской Федерации (СВР)/Sluschba Wneschnei Raswedki Rossijskoj Federazii (SWR); 
Übersetzung: Dienst der Außenaufklärung der Russischen Föderation.	

564  �Главное разведывательное управление Генерального штаба ВС (ГРУ)/Glawnoje Raswedywtelnoje Uprawlenije 
Generalnowo Staba WS (GRU); Übersetzung: Hauptverwaltung für Aufklärung beim Generalstab der Streitkräfte der 
Russischen Föderation

565  �Федеральная Cлужба Безопасности Российской Федерации (ФCБ)/Federalnaja Sluschba Besopasnosti Rossijskoj 
Federazii (FSB); Übersetzung: Föderaler Dienst für Sicherheit der Russischen Föderation	

566 �� Ministry of State Security (MSS)
567 � Military Intelligence Department (MID)
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Ministerium für öffentliche Sicherheit568 als Leitungsebene der Polizei waren mit Aufklärungsmaßnah-
men gegen Deutschland aktiv.

Auch im Berichtsjahr standen innovative deutsche Unternehmen und Hochschuleinrichtungen mit 
entwickelten Spitzentechnologien im Blickfeld chinesischer Nachrichtendienste. Das machte auch 
den Freistaat Sachsen für sie interessant. Das gilt umso mehr, als die chinesische Wirtschaft weiter 
an Vitalität verloren hat und vor der zunehmenden Herausforderung steht, die von der Partei- und 
Staatsführung gesetzten ambitionierten Ziele zu erreichen. Ein weiterer Schwerpunkt der Tätig-
keit chinesischer Nachrichtendienste war das Ausspähen und die Unterwanderung von in Deutsch-
land lebenden oppositionellen Kräften, die von der chinesischen Regierung zu den sog. Fünf Giften569

gezählt werden. Verstärkte innerstaatliche Konflikte mit Oppositionellen und nationalen Minderheiten 
in einigen Provinzen werden in chinesischen Sicherheitskreisen als wachsende Bedrohung der staatli-
chen Sicherheit wahrgenommen. Da sich im Freistaat Sachsen Angehörige der chinesischen Opposition 
aufhalten, ist davon auszugehen, dass der Freistaat auch aus diesem Grunde ein lohnendes Ziel der 
chinesischen Nachrichtendienste ist. 

2.1.3	 Arabische, nordafrikanische und weitere asiatische Staaten

Arabische, nordafrikanische und weitere asiatische Nachrichtendienste führten im Berichtsjahr in 
Deutschland in erster Linie Maßnahmen gegen hier lebende Oppositionelle aus ihren Heimatländern 
durch. Die politischen Veränderungen der letzten Jahre im arabischen und nordafrikanischen Raum ha-
ben daran nichts geändert. Damit bilden auch die in Sachsen lebenden Einwanderer und Flüchtlinge aus 
den einschlägigen Krisenregionen nach wie vor ein Ziel der jeweiligen Nachrichtendienste, insbesondere 
dann, wenn sie sich oppositionell betätigt haben.

Syrische Nachrichtendienste haben ein starkes Interesse an Erkenntnissen über den Verbleib bekannter 
Oppositioneller und über deren Rolle im syrischen Bürgerkrieg. Die Ausforschung persönlicher Umstän-
de kann dann zur Repression gegen spätere Rückkehrer oder gegen in der Heimat verbliebene Verwand-
te genutzt werden. Als Agenten kommen vor allem seit längerem in Deutschland lebende Landsleute 
zum Einsatz.
Vergleichbare Aktivitäten zeigten zunehmend auch die Nachrichtendienste aus Indien und Iran. So 
klagte die Bundesanwaltschaft im September 2016 einen Mitarbeiter einer zentralen Ausländerbehörde 
wegen geheimdienstlicher Agententätigkeit und der Verletzung von Dienstgeheimnissen in 45 Fällen an. 
Der Angeschuldigte war hinreichend verdächtig, für einen indischen Nachrichtendienst in Deutschland 
lebende Inder ausgeforscht zu haben. Dafür soll er seinen Auftraggebern dienstlich erlangte Informa-
tionen über oppositionelle und extremistische Sikhs570 übermittelt haben. Bereits im März 2016 wurden 
zwei iranische Staatsangehörige wegen geheimdienstlicher Agententätigkeit angeklagt. Diese sollen 

568 � Ministry of Public Security (MPS)
569 � Unter der diffamierenden Bezeichnung Fünf Gifte werden von der Kommunistischen Partei Chinas Mitglieder der Vereinigung 

der Uiguren, Anhänger einer Eigenständigkeit Tibets, Praktizierende der Falun Gong-Bewegung, Anhänger einer Eigenstaat-
lichkeit Taiwans und Angehörige der Demokratiebewegung zusammengefasst.

570 � Anhänger einer in Indien gegründeten Religionsgemeinschaft, weltweit bekannt als Sikhismus
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Angehörige der militanten iranischen Oppositionsbewegung Volksmodjahedin Iran-Organisation (MEK) und 
des Nationalen Widerstandsrates Iran (NWRI) gegen Bezahlung ausgeforscht und die Informationen an 
einen iranischen Nachrichtendienst weitergegeben haben. Im Juli 2016 ließ die Bundesanwaltschaft 
einen pakistanischen Staatsangehörigen aus demselben Grund festnehmen. Der Beschuldigte soll Ver-
bindungen zu einer iranischen geheimdienstlichen Einheit gehabt haben. In deren Auftrag soll er unter 
anderem den ehemaligen Präsidenten der Deutsch-Israelischen Gesellschaft und dessen Umfeld aus-
gespäht haben. 
Nordkorea und Pakistan stehen im Verdacht ähnlicher Handlungen. 

2.1.4	 Westliche Staaten

Die Spionageabwehr der Verfassungsschutzbehörden des Bundes und der Länder erstreckt sich auch auf 
nachrichtendienstliche Aktivitäten westlicher Staaten gegen Deutschland. Die fortwährenden Veröf-
fentlichungen interner Dokumente haben das breite Spektrum von Spionageaktivitäten amerikanischer 
Nachrichtendienste und anderer westlicher Dienste verdeutlicht. Aus den Snowden-Enthüllungen folgt 
der Verdacht, westliche Dienste nutzten ihre technischen Fähigkeiten und Fertigkeiten, um weltweit 
Kommunikationsdaten abzuschöpfen. In diesem Bereich sollen vor allem US-amerikanische und briti-
sche Auslandsnachrichtendienste571 in enger Zusammenarbeit ihre Möglichkeiten gegen Deutschland 
einsetzen. Unabhängig davon kommt es weiterhin zu „klassischen“ Spionageaktivitäten westlicher 
Nachrichtendienste. Im März 2016 verurteilte das Oberlandesgericht München einen ehemaligen Mitar-
beiter des Bundesnachrichtendienstes zu acht Jahren Haft wegen Landesverrats, Bestechlichkeit in ei-
nem besonders schweren Fall und der Verletzung von Dienstgeheimnissen. Der frühere BND-Mitarbeiter 
war Anfang 2008 mit dem US-amerikanischen Nachrichtendienst Central Intelligence Agency (CIA) in 
Kontakt gekommen und hatte sich zu einer nachrichtendienstlichen Zusammenarbeit bereit erklärt. Im 
Rahmen dieser Zusammenarbeit hat er der CIA bis 2014 zahlreiche dienstliche Dokumente und interne 
Informationen über die Aufklärungstätigkeit und die Organisation des BND zugespielt und hierfür min-
destens 80.000 Euro erhalten. 

Der Verfassungsschutz geht in Erfüllung seines gesetzlichen Auftrages jedem Anfangsverdacht von  
Spionageaktivitäten auch westlicher Dienste nach.

571 � Das sind insbesondere die US-amerikanische National Security Agency (NSA; Übersetzung: Nationale Sicherheitsbehörde) 
und die britische Government Communications Headquarters (GCHQ; Übersetzung: Regierungskommunikationszentrale), 
die beide im Bereich der technischen Aufklärung aktiv sind.
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2.2	 Methoden und Arbeitsweisen ausländischer Nachrichtendienste

2.2.1	 Beschaffung öffentlich zugänglicher Informationen

Ausländische Nachrichtendienste können einen großen Teil ihrer Informationen bereits aus offen zu-
gänglichen Quellen gewinnen. Sie ergeben sich bspw. bei dem Besuch öffentlicher Tagungen, Vortrags-
veranstaltungen oder Messen, ebenso wie bei der Lektüre von Werbebroschüren oder Tageszeitungen 
sowie aus Radio und Fernsehen. Selbst brisante Informationen sind oft ohne weiteres und legal zugäng-
lich, etwa über Fachzeitschriften und -bücher, über Bachelor-, Master- oder Diplomarbeiten oder auch 
über Dissertations- oder Habilitationsschriften, für die im Regelfall sogar eine Veröffentlichungspflicht 
besteht. Nicht zuletzt erweitert die rasante technische Entwicklung im Bereich der Digitalisierung das 
Spektrum frei zugänglicher Informationen in einem stetig wachsenden Ausmaß. Das reguläre Infor-
mationsangebot der digitalen Medien bietet fremden Nachrichtendiensten zahlreiche Informationen, 
die als Grundlage und Ausgangspunkt für weitere Spionageaktivitäten von erheblicher Bedeutung sein 
können. 

2.2.2	 Beschaffung nicht öffentlich zugänglicher Informationen

Daneben gehört die konspirative Beschaffung von nicht öffentlich zugänglichen Informationen zu den 
Zielen ausländischer Nachrichtendienste. Die konspirative Informationsbeschaffung erfolgt über den 
Einsatz menschlicher Quellen, durch technische Mittel oder durch eine Kombination beider Möglich-
keiten. 

Einsatz menschlicher Quellen
Als menschliche Quelle kommt in Betracht, wer aktuell oder künftig über nachrichtendienstlich rele-
vante Informationen verfügen oder solche Informationen gewinnen kann. Der möglichen Bandbreite 
sind keine Grenzen gesetzt. Sie reicht vom einflussreichen Politiker oder Wirtschaftslenker über den 
Wissenschaftler, den Groß- und Kleinunternehmer, den leitenden Beamten und den Offizier bis hin 
zu einfachen Angestellten, Studenten und Praktikanten. Keine Position ist zu unbedeutend, um Ziel 
der Ausspähung zu sein. Die Gewinnung menschlicher Quellen kann unter anderem durch den Aufbau 
von langjährigen persönlichen Kontakten oder durch die unmittelbare Einschleusung von Quellen in 
relevante Bereiche geschehen. Der in den letzten Jahren in der Öffentlichkeit prominent gewordene Fall 
„Anschlag“572, der in Deutschland zu einem der bedeutendsten Strafverfahren in Spionagesachen führte, 
belegt das nach wie vor eindrucksvoll. 
Nicht in jedem Fall betreiben Nachrichtendienste einen solchen Aufwand. Auch kleiner angelegte Spio-
nageaktionen können Wirkung entfalten. So treten etwa Mitarbeiter russischer und chinesischer Nach-
richtendienste als Diplomaten, Journalisten oder als Mitglieder von Wirtschaftsdelegationen auf, die 

572 � Der Fall zeigt eine übliche Vorgehensweise russischer Nachrichtendienste. Das Oberlandesgericht Stuttgart verurteilte ein 
unter dem Namen Andreas und Heidrun ANSCHLAG auftretendes Agentenpaar unter anderem zu mehrjährigen Haftstrafen 
wegen geheimdienstlicher Agententätigkeit gegen die Bundesrepublik Deutschland in einem besonders schweren Fall. 
Das Gericht sah es als erwiesen an, dass die Angeklagten für den russischen Auslandsnachrichtendienst SWR in Deutschland 
tätig waren (OLG Stuttgart vom 2. Juli 2013, Az. 4b-3StE 5/12).
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mögliche Informanten auf Tagungen, Fachmessen oder diplomatischen Empfängen zunächst in schein-
bar unverfängliche Gespräche verwickeln. Meist chinesische Nachrichtendienste bedienen sich dabei 
ihrer Landsleute, die im jeweiligen Ausland als Wissenschaftler, Studenten oder Praktikanten leben und 
in ihren Arbeitsbereichen über ein erhebliches Wissenspotenzial verfügen. Zunehmend werden auch 
politische oder wissenschaftliche Denkfabriken in die nachrichtendienstliche Informationsgewinnung 
eingebunden. Vor allem China verfügt über eine Vielzahl solcher Einrichtungen und fördert sie gezielt. 
Weltweit verfügen gegenwärtig nur die USA über noch zahlreichere Denkfabriken als China.573 Über 
regulär anmutende Kooperationen mit deutschen Stiftungen fördern nachrichtendienstlich gesteuerte 
Denkfabriken vordergründig das Ansehen ihres Heimatlandes, während sie im Hintergrund der nach-
richtendienstlichen Informationsgewinnung dienen. Auf diesem Wege lassen sich besonders einfach 
und unauffällig Kontakte zu interessanten Zielpersonen knüpfen, sensible Informationen sammeln und 
nachrichtendienstliche Maßnahmen tarnen.
Wann immer die Agenten fremder Nachrichtendienste mit potenziellen Informanten Kontakt aufneh-
men, greifen sie zurück auf die Möglichkeiten zwischenmenschlicher Beeinflussung, um Informationen 
zu erhalten. Dabei werden oft menschliche Eigenschaften, wie Dankbarkeit, Hilfsbereitschaft, Habgier, 
Autoritätshörigkeit, Geltungssucht, Unsicherheit oder Bequemlichkeit ausgenutzt, um so Zugang zu 
sensiblen Daten zu erhalten (sog. „Social Engineering“). Auf eine solche Vorgehensweise deutet auch 
der bereits im Abschnitt „Westliche Dienste“ erwähnte Spionagefall hin, in dem der US-amerikanische 
Nachrichtendienst CIA einen Spion beim BND installierte.

Die erlangten Informationen werden auf unterschiedlichste Art und Weise weitergegeben. Nur exem-
plarisch sei auf die sog. Legalresidenturen der Nachrichtendienste in Deutschland verwiesen. Solche 
Legalresidenturen sind regelmäßig in Botschaften und Konsulaten angesiedelt, wo Mitarbeiter von 
Nachrichtendiensten als reguläre Mitarbeiter auftreten.

Einsatz technischer Mittel, Elektronische Angriffe
Die Informationsbeschaffung durch den Einsatz technischer Mittel, insbesondere über moderne Kom-
munikationsmedien, hat weiter an Bedeutung gewonnen. Das gilt umso mehr, als auch nicht öffentlich 
zugängliche Informationen im neuen digitalen Zeitalter oft leicht und ohne größere Risiken erreichbar 
sind. Fremde Nachrichtendienste nutzten diese Möglichkeiten und hörten Kommunikationsverbindun-
gen über Internetknoten und Server im Ausland ab. Darauf weisen Erkenntnisse über Abhörpraktiken 
der US-amerikanischen NSA und des britischen GCHQ hin. In dieselbe Richtung deutet die Entwicklung 
in Russland, wo die Nachrichtendienste immer mehr Möglichkeiten zur Überwachung und Beeinflus-
sung des Internetverkehrs erhalten, etwa durch Zugriffsmöglichkeiten auf IP- und E-Mail-Adressen, 
Telefonnummern und Daten aus sozialen Netzwerken oder durch datenschutzrechtliche Restriktionen 
im Internet. 

Neben Abhörmaßnahmen sind Elektronische Angriffe, also gezielte Maßnahmen mit und gegen IT-Infra-
strukturen, ein probates und wichtiges Mittel der Informationsgewinnung und -beeinträchtigung gewor-
den. Die Möglichkeiten reichen vom Ausspähen, Kopieren oder Verändern von Daten (z. B. von Kundenlisten 

573 � James G. McGann, 2015 Global Go To Think Tank Index Report, In: University of Pennsylvania (Hrsg.), TTCSP Global Go To 
Think Tank Index Reports – Paper 10, 2016, S. 31
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oder Strategiepapieren) über den Missbrauch von Identitäten bis hin zur Übernahme und Sabotage von Pro-
duktions- und Steuerungseinrichtungen. Derartige technische Maßnahmen können schnell erfolgen, sie 
sind kostengünstig und weitgehend risikoarm, auch wenn eine Identifizierung der Urheber durchaus mög-
lich ist. Im Rahmen solcher Cyberangriffe werden klassische Trojaner-E-Mails574, Wasserloch-Angriffe575

mit Drive-By-Infektionen576 und vieles mehr eingesetzt. Ausgangspunkt ist auch hier oft ein ausgefeiltes 
„Social Engineering“. 
Das Sächsische Verwaltungsnetz ist seit 2012 nachweislich Ziel zahlreicher Cyberangriffe,577 die auch 
einen nachrichtendienstlichen Hintergrund haben können und Anlass zu größter Wachsamkeit geben. 
Auch wenn vergleichbare Erhebungen zu Elektronischen Angriffen außerhalb der Verwaltung in Sachsen 
noch fehlen, besteht Grund zu der Annahme, dass Wirtschaft und Wissenschaft in einem vergleichbaren 
Ausmaß betroffen sind. Chinesische Nachrichtendienste stehen im Verdacht, einen großen Teil solcher 
Maßnahmen mit einem möglichen nachrichtendienstlichen Bezug zu Deutschland initiiert zu haben. 
Diese Angriffe richteten sich sowohl gegen staatliche Einrichtungen als auch gegen Wirtschaftsunter-
nehmen aus den Bereichen Rüstung, Satellitentechnik, Maschinen- und Anlagenbau sowie Chemie- und 
Pharmaindustrie. Daneben gelten auch russische Nachrichtendienste als Initiatoren solcher Handlun-
gen. Bekannte und mittlerweile auch berüchtigte Angriffskampagnen wie Sandworm, Snake und Sofacy 
werden Russland zugeschrieben. Sie sind hochkomplex und mit großer Professionalität geführt, dass sie 
über Jahre verborgen bleiben können. Die Schadsoftware Snake soll bereits seit 2005 aktiv sein, wurde 
aber erst 2012 erkannt. Seither haben die Angreifer einzelne technische Komponenten mehrfach geän-
dert, so dass sie die Kampagne in abgewandelter Form auch 2016 noch einsetzen konnten. Eine neue 
Qualität von Cyberspionage überschreitet sogar die Schwelle zur Sabotage. Der Anfang 2015 mutmaß-
lich von russischen Nachrichtendiensten initiierte Elektronische Angriff auf den Deutschen Bundestag 
belegt diese Einschätzung. In diesem Zusammenhang zeigt sich deutlich, dass sich ein Elektronischer 
Angriff keineswegs in einer einmaligen punktuellen Maßnahme erschöpfen muss, sondern zu einer län-
ger andauernden, komplexen und herausfordernden Bedrohung heranwachsen kann, die mit großem 
Aufwand betrieben wird (sog. „Advanced Persistent Threat“ [APT]).

Besondere Brisanz erhalten Elektronische Angriffe letztendlich dadurch, dass sie selbst bei ausgepräg-
tem Sicherheitsbewusstsein der Betroffenen und trotz der Benutzung aktueller Schutzprogramme ge-
gen Schadsoftware oft über längere Zeit unbemerkt bleiben können.

574 � Als Trojaner-E-Mails gelten hier E-Mails, die zumeist im Anhang eine Schadsoftware enthalten. Diese als nützliche Datei 
getarnte Schadsoftware wird beim Öffnen der Datei aktiviert, um den betroffenen Rechner dann im Hintergrund zu 
manipulieren.

575 � Bei Wasserloch-Angriffen (Watering-Hole-Attacks) manipuliert der Angreifer bestimmte Webseiten, bei denen er mit 
einem Aufruf durch das Opfer rechnen darf. Die Manipulation entfaltet im Regelfall erst dann ihre Wirkung, wenn das 
Opfer die Seite aufruft.

576 � Eine Drive-By-Infektion ist die Infektion eines Rechners mit Schadsoftware allein durch das Aufrufen einer mit Schadsoft-
ware manipulierten Webseite. Die Manipulation kann ohne Wissen und Wollen des Betreibers geschehen sein.  
Drive-By-Infektionen sollen in den letzten Jahren weiter an Bedeutung gewonnen und die E-Mail als Hauptverbreitungsweg 
für Schadsoftware abgelöst haben.

577 � siehe dazu exemplarisch für den Berichtszeitraum 2014/2015, Quelle: Karl Otto Feger, Jahresbericht des Beauftragten  
für die Informationssicherheit des Landes 2014/2015, In: Sächsisches Staatsministerium des Innern (Hrsg.), Informations- 
und Cybersicherheit in Sachsen, 2016, S. 6 ff. und 10 f.
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2.2.3	 Einflussnahme auf gesellschaftliche und politische Entwicklungen

Fremde Nachrichtendienste haben im Jahr 2016 neben der Beschaffung von Informationen erneut ver-
sucht, gesellschaftliche und politische Entwicklungen in Deutschland zu beeinflussen. Das Portfolio der 
eingesetzten Mittel ist weiterhin vielfältig und reicht von dem bereits aus der Vergangenheit bekannten 
Einsatz von Einflussagenten über den zielgerichteten Aufbau und die Pflege von Kontakten zu Mul-
tiplikatoren in Politik und Wirtschaft bis hin zu regelrechten Propagandaoffensiven und dem damit 
verbundenen Versuch der Instrumentalisierung ganzer Bevölkerungsgruppen.

Der aus dem Kalten Krieg bekannte Einsatz von Einflussagenten dient zum einen der Desinformation der 
Bevölkerung in den Heimatländern. Dafür geben diese Personen bevorzugt in Presse und Rundfunk, aber 
auch durch elektronische Rundschreiben Erklärungen ab, mit dem Ziel, die Politik ihrer Heimatländer zu 
unterstützen. Die Bevölkerung soll annehmen, dass „Experten“ im Ausland die eigene Regierungspolitik 
befürworten. Der Einsatz von Einflussagenten kann sich zum anderen auch auf relevante Entwicklungen 
in Deutschland richten. 

Der zielgerichtete Aufbau und die Pflege von Kontakten zu Multiplikatoren in Politik und Wirtschaft 
erfolgen im Regelfall sehr langfristig. Die Zielpersonen müssen im Zeitpunkt der Anbahnung noch nicht 
die vom fremden Nachrichtendienst erhofften Kontakte, Beziehungen und Einflussmöglichkeiten haben. 
Oft genügt es, dass dafür in Zukunft eine hinreichende Aussicht besteht. Erst zu diesem Zeitpunkt kom-
men dann die eigentlich beabsichtigen Maßnahmen zum Tragen. 
Die versuchte Instrumentalisierung ganzer Bevölkerungsgruppen kommt bei nunmehr in Deutschland 
lebenden ehemaligen Staatsbürgern aus dem Herkunftsland des jeweiligen Nachrichtendienstes in Be-
tracht. Bundesweite Demonstrationen ehemaliger russischer Aussiedler nach bspw. der angeblichen 
Vergewaltigung eines russlanddeutschen Mädchens in Deutschland legen solche Versuche der Instru-
mentalisierung nahe. 
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3.	 Abwehrmaßnahmen und Sicherheitspartnerschaft

Eine effektive Prävention ist die wichtigste Abwehrmaßnahme gegen sicherheitsgefährdende oder ge-
heimdienstliche Tätigkeiten gegnerischer Nachrichtendienste. Sowohl Staat und Verwaltung als auch 
Wirtschaft und Wissenschaft sind aufgerufen, sich und ihre Umgebung bereits im Vorfeld von Spiona-
geaktivitäten hinreichend zu schützen. 

Prävention heißt vor diesem Hintergrund,

❚	 sich in Bezug auf Angriffsmethoden und -ziele fremder Nachrichtendienste zu sensibilisieren,
❚	 �die eigenen Einrichtungen und deren Umgebung auf spionagerelevante Schwachstellen systema-

tisch zu analysieren,
❚	 passgenaue Abwehrlösungen zu entwickeln,
❚	 die Entwicklungen auf dem „Spionagemarkt“ fortlaufend zu beobachten und
❚	 Verdachtsfällen nachzugehen.

Zur Bewältigung dieser anspruchsvollen Herausforderungen bietet das LfV Sachsen allen sächsischen 
Behörden, Verbänden, Vereinigungen, Unternehmen, Hochschulen und Forschungseinrichtungen eine 
Sicherheitspartnerschaft an. 

Das LfV Sachsen geht aktiv auf potenziell gefährdete Institutionen zu. Bestandteil einer Sicherheits-
partnerschaft können Vorträge, Individualberatungen, Onlineangebote578 und Broschüren sein. Darüber 
hinaus unterstützt das LfV Sachsen alle Interessenten bei der Analyse von deren Einrichtungen auf spi-
onagerelevante Schwachstellen, bei der Entwicklung individueller Abwehrlösungen und bei der Aufklä- 
rung von Verdachtsfällen. Die Gewährleistung einer vertraulichen Behandlung ist dabei selbstverständ-
lich. 
Bei alldem kann das LfV Sachsen auf starke Partner zurückgreifen. Dazu gehören das Bundesamt für 
Verfassungsschutz (BfV) und die weiteren 15 Landesbehörden für Verfassungsschutz, der Bundes-
nachrichtendienst (BND), der Militärische Abschirmdienst (MAD), das Bundesamt für Sicherheit in der 
Informationstechnik (BSI), das Nationale Cyber-Abwehrzentrum, die Polizei und viele andere Sicher-
heitsbehörden. Unabhängig davon engagiert sich das LfV Sachsen gemeinsam mit der Sächsischen 
Polizei und dem Sächsischen Verband für Sicherheit in der Wirtschaft in dem Präventionsangebot 
„Sicheres Unternehmen“, einem ebenfalls kostenlosen Beratungsangebot zum Schutz der äußeren und 
inneren Sicherheit von Unternehmen. Unternehmen mit geheimhaltungsbedürftigen Aufträgen be-
treut das LfV Sachsen außerdem mit Unterstützung des Bundesministeriums für Wirtschaft und Tech-
nologie (BMWi) und des Sächsischen Staatsministeriums für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr (SMWA).579

Außerdem hat der Verfassungsschutzverbund gemeinsam mit anderen Behörden und Wirtschaftsver-
bänden im Frühjahr 2016 die „Initiative Wirtschaftsschutz“ ins Leben gerufen. Ziel ist es, die deutsche 
Wirtschaft und Wissenschaft in einem umfassenden Schutzkonzept noch besser vor Spionageaktivitä-

578 � siehe u. a. http://www.verfassungschutz.sachsen.de
579 � siehe Abschnitt IV. Geheim- und Sabotageschutz
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ten zu bewahren. Ein eigens geschaffenes Inter-
netportal bietet unter der Adresse

www.wirtschaftsschutz.info

erste Informationen und Einschätzungen zu ak-
tuellen Fragen der Unternehmenssicherheit und 
ermöglicht eine schnelle Kontaktaufnahme mit 
den Sicherheitsbehörden. Der Wirtschaftsschutz 
des LfV Sachsen hat unter der Telefonnummer

0351/8585-5333

eine Hotline für alle Fragen des Wirtschaftsschut-
zes eingerichtet.

Im Jahr 2016 konnte das LfV Sachsen durch Presse- 
und Rundfunkauftritte, Vorträge und Individual-
beratungen eine erhebliche Zahl an Interessenten 
und Multiplikatoren unmittelbar erreichen. Au-
ßerdem wurden ausgewählte Unternehmen, For-
schungseinrichtungen und Behörden in anlassbe-
zogenen Rundschreiben mehrfach über aktuelle elektronische Angriffskampagnen unterrichtet. Dabei 
wurden konkrete Handreichungen zu Abwehrmaßnahmen geliefert. Wichtiger Bestandteil der öffentlichen 
Aktivitäten war der gemeinsame Wirtschaftsschutztag des LfV Sachsen und der Sächsischen Industrie- 
und Handelskammern am 21. September 2016 unter dem Titel „Vorsicht Spione“. Zahlreiche Teilnehmer aus  
Wirtschaft, Wissenschaft und Verwaltung informierten sich in den repräsentativen Räumlichkei-
ten der Sächsischen Aufbaubank über die Spionageabwehr in Wirtschaft und Wissenschaft. Da-
bei ging es sowohl um die aktuelle Spionagelage als auch um den Einsatz menschlicher Quellen 
und technischer Hilfsmittel, insbesondere Elektronischer Angriffe. Darüber hinaus waren mögliche  
Abwehrmaßnahmen und lehrreiche Beispiele aus der Praxis ein Thema der Tagung. Die Teilneh-
mer nutzten die Gelegenheit zum regen Gedankenaustausch untereinander und mit den Vortragen- 
den.580

Die vielfältigen Präventionsmaßnahmen zeigten Wirkung. Auch im Jahr 2016 gab es mehrfach Hinweise 
auf mögliche spionagerelevante Sachverhalte, denen das LfV Sachsen nachging. Darüber hinaus konnte 
es zahlreiche potenzielle Adressaten auf die Möglichkeit von Elektronischen Angriffen hinweisen und 
sie so beim Schließen von Sicherheitslücken unterstützen.

Kontakt zur Spionageabwehr des Landesamtes für Verfassungsschutz Sachsen:

580 � siehe Abschnitt V. Verfassungsschutz Sachsen

Ausgewählte Kooperationen des LfV Sachsen auf dem Gebiet 
des Wirtschaftsschutzes
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Landesamt für Verfassungsschutz
Neuländer Str. 60, 01129 Dresden 

Telefon: 0351/8585-0
Fax: 0351/8585-500

Bereich Wirtschaftsschutz:
Telefon: 0351/8585-5333
E-Mail: wirtschaftsschutz@lfv.smi.sachsen.de

Verfassungsschutz gegen
Wirtschaftsspionage

Publikationen der
Verfassungsschutzbehörden
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IV.	 �Geheim- und Sabotageschutz, 	
Mitwirkungsaufgaben

Allgemein
Der Geheimschutz gewährleistet, dass geheimhaltungsbedürftige Informationen aus Verschlusssachen 
geheim bleiben und nicht an Unbefugte gelangen. Verschlusssachen sind im öffentlichen Interesse  
geheimhaltungsbedürftige Tatsachen, Gegenstände oder Erkenntnisse. Die Einstufung als Verschluss-
sache ist unabhängig von der Form, in der die geheimhaltungsbedürftige Information vorliegt. Das 
Spektrum der Verschlusssachen reicht vom gesprochenen Wort über Schriftstücke und Zeichnungen bis 
zu elektronischen Datenträgern und technischen Einrichtungen. Sie werden je nach dem erforderlichen 
Schutz in die Geheimhaltungsgrade STRENG GEHEIM, GEHEIM, VS-VERTRAULICH und VS-NUR FÜR DEN 
DIENSTGEBRAUCH eingestuft. Ihre Bearbeitung wird als sicherheitsempfindliche Tätigkeit bezeichnet. 

Der Zugang zu Verschlusssachen und der Umgang mit ihnen sowie die Ausübung einer sicherheits-
empfindlichen Tätigkeit sind im Gesetz über die Voraussetzungen und das Verfahren von Sicherheits-
überprüfungen im Freistaat Sachsen (Sächsisches Sicherheitsüberprüfungsgesetz – SächsSÜG) vom  
19. Februar 2004 und in der Verwaltungsvorschrift der Sächsischen Staatsregierung über die Behand-
lung von Verschlusssachen (Verschlusssachenanweisung – VSA) vom 4. Januar 2008 geregelt. 

1.	 �Sicherheitsüberprüfungen (Personeller Geheim-
schutz) und Sabotageschutzüberprüfungen

1.1	 Sicherheitsüberprüfungen

Personen, die eine sicherheitsempfindliche Tätigkeit ausüben sollen, müssen sich vorher einer Sicher-
heitsüberprüfung unterziehen. Im Rahmen der Sicherheitsüberprüfung wird ermittelt, ob bei der betref-
fenden Person ein Sicherheitsrisiko vorliegt, das dem Zugang zu Verschlusssachen bzw. der Ausübung 
einer sicherheitsempfindlichen Tätigkeit entgegensteht.

Nach der gesetzlichen Regelung (§ 5 Abs. 1 SächsSÜG) liegt ein Sicherheitsrisiko vor, wenn tatsächli-
che Anhaltspunkte 

1.	 Zweifel an der Zuverlässigkeit der betroffenen Person bei der Wahrnehmung einer sicherheitsemp-
findlichen Tätigkeit,

2.	 eine besondere Gefährdung durch Anbahnungs- und Werbungsversuche fremder Nachrichten-
dienste oder
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3.	 Zweifel am Bekenntnis der betroffenen Person zur freiheitlichen demokratischen Grundordnung 
oder am jederzeitigen Eintreten für deren Erhaltung begründen. 

Ein Sicherheitsrisiko in diesem Sinne kann auch aufgrund tatsächlicher Anhaltspunkte in Bezug auf 
andere Personen, insbesondere Ehegatten, Lebenspartner oder Lebensgefährten, vorliegen.

Werden bei einer Sicherheitsüberprüfung sicherheitserhebliche Erkenntnisse – z. B. Straftaten, Hinweise 
auf übermäßigen Alkoholgenuss, Hinweise auf Gegnerschaft zur freiheitlichen demokratischen Grund-
ordnung – bekannt, wird geprüft, ob sich daraus ein Anhaltspunkt für ein Sicherheitsrisiko ergibt.

Zuständig für die Durchführung der Sicherheitsüberprüfung ist die Behörde, bei der die sicherheitsemp-
findliche Tätigkeit ausgeübt wird. Auch für Personen in Wirtschaftsunternehmen, die im Rahmen von 
staatlichen Aufträgen sächsischer Behörden mit Verschlusssachen umgehen, werden Sicherheitsüber-
prüfungen durchgeführt. In diesen Fällen ist die Landesdirektion Sachsen zuständig. Die Sicherheits-
überprüfung wird erst nach schriftlicher Zustimmung des Betroffenen eingeleitet.

Das Landesamt für Verfassungsschutz wirkt im Auftrag der zuständigen Stelle bei der Sicherheitsüber-
prüfung mit. Es überprüft die Personen und stellt fest, ob ein Sicherheitsrisiko vorliegt. In Abhängigkeit 
von der auszuübenden sicherheitsempfindlichen Tätigkeit gibt es verschiedene Stufen der Sicherheits-
überprüfung (Ü 1 bis Ü 3). 

1.2	 Sabotageschutzüberprüfungen

Der Sabotageschutz dient dem Schutz der für das Gemeinwesen lebenswichtigen Einrichtungen. In der 
Verordnung der Sächsischen Staatsregierung zur Feststellung lebenswichtiger Einrichtungen im Frei-
staat Sachsen (Sächsische Sicherheits-Überprüfungsfeststellungsverordnung) vom 22. September 2010 
(SächsGVBl. 2010 Nr. 12, S. 271) werden lebenswichtige Einrichtungen im Sinne des Sabotageschutzes 
benannt. 

Personen, die an einer sicherheitsempfindlichen Stelle in einer lebenswichtigen Einrichtung beschäftigt 
werden, üben nach dem SächsSÜG eine sicherheitsempfindliche Tätigkeit aus und müssen sich daher 
einer einfachen Sicherheitsüberprüfung Ü1 unterziehen. 



337

Geheim- und Sabotageschutz ,  Mitwirkungsaufgaben

2.	 Materieller Geheimschutz

Der materielle Geheimschutz umfasst technische und organisatorische Maßnahmen gegen die unbe-
fugte Kenntnisnahme von Verschlusssachen und gewährleistet die Einhaltung der Bestimmungen der 
Verschlusssachenanweisung. Dazu zählen bspw. die rechtlichen Maßgaben zur Herstellung, Kennzeich-
nung und Vervielfältigung von Verschlusssachen sowie Regelungen zu Aufbewahrung, Verwaltung, 
Transport und Vernichtung von Verschlusssachen. Wird ein Geheimnisverrat bekannt, ist das Landesamt 
für Verfassungsschutz Sachsen zu beteiligen.

Das Landesamt für Verfassungsschutz Sachsen berät und unterstützt die Behörden des Freistaates 
Sachsen in Fragen des materiellen Geheimschutzes, damit Verschlusssachen sicher erstellt, bearbeitet 
und aufbewahrt werden können. 

Bei Wirtschaftsunternehmen, die im Auftrag sächsischer Landesbehörden tätig sind und dabei Zugriff 
auf Verschlusssachen haben, führt die Landesdirektion Sachsen als zuständige Stelle mit dem Landes-
amt für Verfassungsschutz als mitwirkende Behörde ein Geheimschutzverfahren durch. Es sollen Si-
cherheitsstandards geschaffen werden, um die Kenntnisnahme von Verschlusssachen durch Unbefugte 
zu verhindern. Im Rahmen dieser Geheimschutzbetreuung berät das Landesamt für Verfassungsschutz 
die Unternehmen. 

3.	 �Zuverlässigkeitsüberprüfungen sowie Prüfung 
von Versagens- oder Ausschlussgründen

Mitwirkungsaufgaben des Verfassungsschutzes
Zum Schutz der freiheitlichen demokratischen Grundordnung und der Sicherheit des Bundes und der 
Länder nimmt der Verfassungsschutz neben seinem Beobachtungs- und Aufklärungsauftrag auch ge-
setzlich geregelte Mitwirkungspflichten gegenüber anderen Behörden wahr. Auf Anfrage der zuständi-
gen Behörden wird geprüft, ob den Verfassungsschutzbehörden Erkenntnisse zu den angefragten Perso-
nen vorliegen und ob diese gemäß den gesetzlichen Regelungen mitgeteilt werden dürfen. Im Einzelnen 
unterstützte das LfV Sachsen die Behörden im Jahr 2016 bei folgenden Überprüfungen: 

•	 Zuverlässigkeitsüberprüfungen nach dem Luftsicherheitsgesetz (LuftSiG) für Personen,
die im sicherheitsempfindlichen Bereich des Luftverkehrs Zutritt haben sollen 

	 5.840 Anfragen

•	� Beteiligung nach dem Aufenthaltsgesetz (AufenthG) 
	 vor der Erteilung oder Verlängerung von Aufenthaltstiteln 
	 22.307 Anfragen
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•	 Beteiligung nach dem Staatsangehörigkeitsgesetz (StAG)
	 bei Einbürgerungen 
	 2.077 Anfragen

•	 Zuverlässigkeitsüberprüfungen nach dem Gesetz über explosionsgefährliche Stoffe – 
Sprengstoffgesetz (SprengG) für Personen, die gewerbsmäßig, selbstständig im Rahmen 
einer wirtschaftlichen Unternehmung oder eines land- oder forstwirtschaftlichen Betriebes 
oder bei der Beschäftigung von Arbeitnehmern mit explosionsgefährlichen Stoffen umgehen 
wollen oder den Verkehr mit explosionsgefährlichen Stoffen betreiben wollen

	 448 Anfragen

•	 Zuverlässigkeitsüberprüfungen nach dem Gesetz über die friedliche Verwendung von 
Kernenergie und den Schutz gegen ihre Gefahren Atomgesetz (AtG) für Personen, die 
beim Umgang mit radioaktiven Stoffen oder bei der Beförderung von radioaktiven Stoffen 
oder bei der Errichtung oder dem Betrieb von Anlagen tätig sind

	 70 Anfragen

•	 Zuverlässigkeitsüberprüfungen nach dem Waffengesetz (WaffG) 
	 für Personen, die Umgang mit Waffen oder Munition haben
	 21 Anfragen

•	 Zuverlässigkeitsüberprüfungen nach der Verordnung über das Bewachungsgewerbe – 
Bewachungsverordnung (BewachV) für Wachpersonen, die mit Schutzaufgaben im befrie-
deten Besitztum bei Objekten, von denen im Falle eines kriminellen Eingriffs eine besondere 
Gefahr für die Allgemeinheit ausgehen kann, beauftragt werden sollen 

	 4.681 Anfragen

Im Jahr 2016 wurden insgesamt 35.444 solcher Mitwirkungsanfragen überprüft. Damit wurden 7.630 
Anfragen mehr als im Vorjahr bearbeitet. Dies lag im Wesentlichen an dem signifikanten Anstieg von 
41 % bei den Anfragen von Beteiligungen nach dem Aufenthaltsgesetz (AufenthG). Die Fallzahlen bei 
Zuverlässigkeitsüberprüfungen nach der Bewachungsverordnung waren bereits in den letzten Jahren 
stark angestiegen. Auch im Jahr 2016 setzte sich dieser Trend weiter fort. Die Zahl der Anträge stieg um 
30 % an. 
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V.	 Verfassungsschutz Sachsen

1.	 Struktur

In der Bundesrepublik Deutschland gibt es Inlandsnachrichtendienste sowohl auf Bundesebene (Bun-
desamt für Verfassungsschutz) als auch auf Ebene der Länder (Landesverfassungsschutzbehörden). Die 
Behörden arbeiten jeweils selbständig, sind jedoch gesetzlich zur Zusammenarbeit verpflichtet. 

Das Landesamt für Verfassungsschutz (LfV) Sachsen mit Sitz in Dresden gehört dem Geschäftsbereich 
des Sächsischen Staatsministeriums des Innern (SMI) an.
Seine Organisation stellt sich wie folgt dar:
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2.	 Gesetzliche Grundlagen

2.1	 Verfassungsschutz als Frühwarnsystem

Unser Grundgesetz (GG) bekennt sich zu einer wehrhaften Demokratie. Die notwendige Handhabe hier-
für findet sich in Art. 21 Abs. 2 und Art. 9 Abs. 2 GG:
Parteien können vom Bundesverfassungsgericht für verfassungswidrig erklärt und Vereinigungen, die 
sich gegen die verfassungsmäßige Ordnung oder den Gedanken der Völkerverständigung richten, kön-
nen verboten werden.

Voraussetzung hierfür ist jedoch, dass der Staat entsprechende Bestrebungen oder Aktivitäten – sie 
werden als extremistisch oder verfassungsfeindlich bezeichnet – rechtzeitig erkennen kann. Hier setzt 
die Aufgabe des Verfassungsschutzes als „Frühwarnsystem“ zum Schutz der freiheitlichen demokrati-
schen Grundordnung an. 

Aufgaben und Befugnisse
Der Verfassungsschutz hat die Aufgabe, Erkenntnisse zum politischen Extremismus sowie zu Terroris-
mus und Spionage schon weit im Vorfeld polizeilicher Maßnahmen zu gewinnen. Zu diesem Zweck be-
obachtet er extremistische, d. h. verfassungsfeindliche Bestrebungen, die gezielt versuchen, die grund-
legenden Prinzipien unserer Verfassung zu beeinträchtigen oder zu beseitigen. Ziel der Tätigkeit des 
Verfassungsschutzes ist es, rechtzeitig auf Gefahren hinzuweisen, die dem freiheitlichen Rechtsstaat – 
insbesondere durch Extremisten, Terroristen oder Spione – drohen. Zu diesem Zweck erstellt er Lagebil-
der und Analysen, die es den Regierungen von Bund und Ländern ermöglichen, rechtzeitig Maßnahmen 
zur Abwehr von Gefahren für die freiheitliche demokratische Grundordnung und die innere Sicherheit 
einzuleiten. Dem Verfassungsschutz stehen selbst keine polizeilichen Befugnisse zu. Jedoch übermittelt 
er unter bestimmten Voraussetzungen seine Erkenntnisse an Polizei und Staatsanwaltschaft, um deren 
Vollzugsmaßnahmen zu unterstützen.

Aufgaben und Befugnisse des Verfassungsschutzes ergeben sich aus dem „Gesetz über den Verfas-
sungsschutz im Freistaat Sachsen“ (SächsVSG)581. Dem LfV Sachsen obliegt danach die Sammlung und 
Auswertung von Informationen über 

•	 Bestrebungen, die gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung, den Bestand oder 
die Sicherheit des Bundes oder eines Landes gerichtet sind oder eine ungesetzliche Beein-
trächtigung der Amtsführung der Verfassungsorgane des Bundes oder eines Landes oder ihrer 
Mitglieder zum Ziele haben,

•	 sicherheitsgefährdende oder geheimdienstliche Tätigkeiten im Geltungsbereich des Grundge-
setzes für eine fremde Macht,

581 � Das SächsVSG ist abrufbar unter www.verfassungsschutz.sachsen.de.
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•	 Bestrebungen im Geltungsbereich des Grundgesetzes, die durch Anwendung von Gewalt oder 
darauf gerichtete Vorbereitungshandlungen auswärtige Belange der Bundesrepublik Deutsch-
land gefährden,

•	 Bestrebungen, die gegen den Gedanken der Völkerverständigung, insbesondere das friedliche 
Zusammenleben der Völker gerichtet sind,

•	 fortwirkende Strukturen und Tätigkeiten der Aufklärungs- und Abwehrdienste der ehemaligen 
Deutschen Demokratischen Republik im Geltungsbereich dieses Gesetzes.

Auch der Wirtschaftsschutz zählt zu den Aufgaben des Verfassungsschutzes. Er umfasst staatliche 
Maßnahmen, die dem Schutz deutscher Unternehmen und Forschungseinrichtungen vor einem durch 
Spionage betriebenen Know-how-Abfluss dienen. 

Daneben nimmt das LfV Sachsen auch sog. Mitwirkungsaufgaben wahr. Es ist u. a. beteiligt an:

❚	 Sicherheitsüberprüfungen von Personen, die mit einer sicherheitsempfindlichen Tätigkeit betraut 
werden sollen,

❚	 der Durchführung von technischen Sicherheitsmaßnahmen zum Schutz von im öffentlichen Interes-
se geheimhaltungsbedürftigen Tatsachen, Gegenständen oder Erkenntnissen 

Ebenso wirkt das LfV Sachsen auf Ersuchen mit bei:

❚	 der Überprüfung von Personen, die sich um die Einstellung im öffentlichen Dienst bewerben, sowie 
bei der Überprüfung von Beschäftigten des öffentlichen Dienstes, wenn der Verdacht besteht, dass 
sie gegen die Pflicht zur Verfassungstreue verstoßen,

❚	 Überprüfungen, soweit diese gesetzlich vorgesehen sind, z. B. nach dem Aufenthaltsgesetz, dem 
Staatsangehörigkeitsgesetz, dem Atomgesetz, dem Sprengstoffgesetz und dem Luftsicherheitsge-
setz, sowie der Gewerbeordnung in Verbindung mit der Bewachungsverordnung.

Informationsgewinnung
Der Verfassungsschutz sammelt einen erheblichen Teil seiner Informationen aus allgemein zugängli-
chen Quellen. So werden u. a. Parteiprogramme, Satzungen, Publikationen, Flugblätter und Internetsei-
ten oder auch Reden von Funktionären ausgewertet. 
Fremde Nachrichtendienste, Extremisten und Terroristen arbeiten jedoch häufig sehr konspirativ und 
legen ihre Ziele nicht offen dar. Dementsprechend ist der Verfassungsschutz gesetzlich ermächtigt,  
auch sog. nachrichtendienstliche Mittel bei der Informationsgewinnung einzusetzen. Dabei ist er jedoch 
an den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit gebunden. Zu den nachrichtendienstlichen Mitteln zählen 
u. a.:

❚	 der Einsatz von Vertrauenspersonen (V-Personen), Informanten und Gewährspersonen, d. h. von 
Personen, die für den Verfassungsschutz Informationen aus verfassungsfeindlichen Organisationen 
beschaffen oder ihm z. B. logistische Hilfe leisten, ohne ihre Zusammenarbeit mit dem Verfassungs-
schutz zu erkennen zu geben,
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❚	 die Observation, d. h. das verdeckte Beobachten von Personen und Objekten,
❚	 die Anwendung technischer Hilfsmittel, wie Bild- und Tonaufzeichnungen, 
❚	 die Nutzung von Tarnmitteln, mit denen die Tätigkeit des Verfassungsschutzes verborgen werden 

soll, wie z. B. Tarnkennzeichen,
❚	 die Überwachung des Brief-, Post- und Fernmeldeverkehrs sowie
❚	 die Wohnraumüberwachung.

Die Überwachung des Brief-, Post- und Fernmeldeverkehrs ist ein bedeutender Eingriff in das grund-
rechtlich geschützte Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis (Art. 10 Abs. 1 Grundgesetz [GG] und Art. 
27 Abs. 1 Sächsische Verfassung [SächsVerf]). Diese Maßnahme ist deshalb in einem besonderen Gesetz 
geregelt, dem Gesetz zur Beschränkung des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses (Artikel 10-Ge-
setz – G 10)

 582
. Demnach dürfen u. a. der Telekommunikationsverkehr abgehört und aufgezeichnet so-

wie Briefe geöffnet und gelesen werden, wenn tatsächliche Anhaltspunkte für den Verdacht bestehen, 
dass bestimmte schwere Straftaten geplant oder begangen werden bzw. wurden, z. B. Straftaten der 
Gefährdung des demokratischen Rechtsstaats, Betätigung in einer terroristischen Vereinigung, Hoch-/
Landesverrat oder geheimdienstliche Agententätigkeit. 
Der Präsident des LfV Sachsen muss einen entsprechenden Antrag beim Staatsministerium des Innern 
stellen. Wenn die vom Sächsischen Landtag gewählte G 10-Kommission Zulässigkeit und Notwendigkeit 
der Maßnahmen bestätigt hat, wird sie vom Staatsminister des Innern angeordnet. 

Das SächsVSG lässt in besonderen Fällen auch eine Überwachung von Wohnraum zu. Die engen Vo-
raussetzungen hierfür sind im § 5a SächsVSG geregelt. Danach dürfen technische Mittel zur Infor-
mationsgewinnung in Wohnräumen nur dann verdeckt eingesetzt werden, wenn die Voraussetzungen 
für einen Eingriff in das Brief-, Post- oder Fernmeldegeheimnis nach dem Artikel 10-Gesetz vorliegen. 
Außerdem muss der verdeckte Einsatz zur Abwehr einer dringenden Gefahr für die freiheitliche demo-
kratische Grundordnung oder den Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder eines Landes oder für 
Leben, Gesundheit oder Freiheit einer Person oder für bedeutende fremde Sach- oder Vermögenswerte 
erforderlich sein. Voraussetzung ist schließlich, dass die Erforschung des Sachverhalts auf andere Weise 
aussichtslos oder wesentlich erschwert wäre.
Flankierend sind besondere Vorkehrungen zum Schutz des Kernbereichs privater Lebensgestaltung (In-
timsphäre) und von Berufsgeheimnisträgern (z. B. Geistliche, Strafverteidiger) zu treffen. Ebenso wurden 
zum Schutz der aus einer Wohnraumüberwachung gewonnenen Daten besonders restriktive Vorschrif-
ten zu deren Löschung und Übermittlung in das SächsVSG eingefügt. 
Über die Anordnung einer Wohnraumüberwachung entscheidet auf Antrag des LfV Sachsen eine 
besondere Kammer des Landgerichtes. Zusätzlich ist die Parlamentarische Kontrollkommission des 
Sächsischen Landtages (PKK) über angeordnete Wohnraumüberwachungen zu unterrichten.

Verfassungsschutz und Polizei
Verfassungsschutz und Polizei sind getrennt voneinander organisiert und mit unterschiedlichen Be-
fugnissen ausgestattet. Dieses Trennungsgebot ist in Artikel 83 Absatz 3 der Sächsischen Verfassung 

582 � Das Gesetz zur Beschränkung des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses sowie das Gesetz zur Ausführung des Artikel 
10-Gesetzes im Freistaat Sachsen sind unter www.verfassungsschutz.sachsen.de abrufbar.
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wie auch im § 1 Absatz 4 des SächsVSG verankert. Es besagt insbesondere, dass der Verfassungsschutz 
keiner Polizeibehörde angegliedert werden darf. Zudem gibt es keinen unbeschränkten Informations-
austausch untereinander. Auch stehen dem Verfassungsschutz Zwangsbefugnisse, wie sie der Polizei 
eingeräumt sind, nicht zu. Er darf also weder Personen festnehmen, durchsuchen, vorladen, vernehmen 
noch Wohnungen durchsuchen oder Gegenstände beschlagnahmen. Er ist auch nicht befugt, Verbote 
oder Auflagen aussprechen. Der Verfassungsschutz hat vielmehr lediglich reine Beobachtungsbefugnis-
se. Unabhängig davon sind Verfassungsschutz und Polizei – neben anderen Sicherheitsbehörden und 
Justiz – gefordert, die freiheitliche demokratische Grundordnung in der Bundesrepublik Deutschland 
zu schützen und die innere Sicherheit zu gewährleisten. Dies erfordert eine enge und bestmögliche Zu-
sammenarbeit auf Grundlage der bestehenden gesetzlichen Regelungen. Dabei steht das Trennungsge-
bot einer engen informationellen und frühzeitigen Zusammenarbeit von Polizei und Verfassungsschutz 
nicht entgegen.

2.2	 Kontrolle

Das Staatsministerium des Innern kontrolliert als Fachaufsichtsbehörde die Recht- und Zweckmäßigkeit 
der Aufgabenwahrnehmung durch das LfV Sachsen. Als Dienstaufsichtsbehörde wacht es zudem über 
den ordnungsgemäßen Dienstbetrieb.

Darüber hinaus finden Kontrollen statt durch:

❚	 die Parlamentarische Kontrollkommission (PKK) des Sächsischen Landtages
	 Sie kontrolliert die Tätigkeit des LfV Sachsen. Auch die Wahrnehmung der Aufsicht der Staatsregie-

rung über das LfV Sachsen unterliegt der Kontrolle der PKK. 

❚	 die Kommission nach § 3 SächsAG G 10 (G 10-Kommission) des Sächsischen Landtages
	 Diese Kommission prüft die Zulässigkeit und Notwendigkeit von Maßnahmen nach dem Arti- 

kel 10-Gesetz (G 10), d. h. Maßnahmen der Brief-, Post- und Telekommunikationsüberwachung.

❚	 den Sächsischen Datenschutzbeauftragten
	 Er kontrolliert die Einhaltung der Vorschriften über den Datenschutz. Er prüft, ob das LfV Sachsen 

personenbezogene Daten rechtmäßig erhebt, verarbeitet oder übermittelt. 
	 Jeder Bürger kann sich an den Datenschutzbeauftragten wenden, wenn er der Ansicht ist, das LfV 

Sachsen habe ihn bei der Erhebung und Verarbeitung seiner personenbezogenen Daten in seinen 
Rechten verletzt.

❚	 den Sächsischen Rechnungshof
	 Er kontrolliert die Verwendung der Haushaltsmittel des LfV Sachsen.
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❚	 die Gerichte
	 Jeder Bürger hat das Recht, gegen Maßnahmen des LfV Sachsen bei Gericht zu klagen, wenn er 

geltend macht, in seinen Rechten verletzt zu sein. Außerdem prüft ein Gericht bereits im Vorfeld die 
Zulässigkeit von Wohnraumüberwachungsmaßnahmen.

❚	 die Öffentlichkeit
	 Durch die Medienberichterstattung wird die Tätigkeit des LfV Sachsen der Öffentlichkeit zugänglich 

gemacht und erfährt damit auch deren Kontrolle. 

❚	 interne Prüfungen
	 Im LfV Sachsen finden auch interne Kontrollen statt, so z. B. durch die Innenrevision, den behördli-

chen Datenschutzbeauftragten, den G 10-Aufsichtsbeamten sowie den behördlichen Beauftragten 
für den Haushalt. 

3.	 Arbeitsweise

Die Informationen, die der Verfassungsschutz aufgrund seines gesetzlichen Auftrages sammelt, werden 
analysiert, d. h. sie werden gesichtet, geprüft und bewertet. Die gewonnenen Erkenntnisse sind Grund-
lage für die Berichterstattung des LfV Sachsen gegenüber:

❚	 dem Staatsministerium des Innern,
❚	 anderen Verfassungsschutzbehörden von Bund und Ländern,
❚	 dem Militärischen Abschirmdienst (MAD), der die Aufgaben des Verfassungsschutzes auf dem Gebiet 

der Bundeswehr wahrnimmt, und dem Bundesnachrichtendienst (BND), der Auslandsaufklärung be-
treibt,

❚	 Strafverfolgungsbehörden (Staatsanwaltschaften und Polizei),
❚	 Behörden, die die Informationen zur Abwehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit und Ord-

nung benötigen (z. B. für Versammlungsverbote),
❚	 der Öffentlichkeit.

Dementsprechend werden die Informationen des Verfassungsschutzes vor allem benötigt

❚	 zur Einschätzung der Sicherheitslage,
❚	 zur Verhinderung bzw. Verfolgung von durch Extremisten, Terroristen und Spione begangenen Straf-

taten,
❚	 zur Information der Öffentlichkeit über verfassungsfeindliche und sicherheitsgefährdende Aktivitä-

ten,
❚	 zur Vorbereitung von Vereins- oder Parteiverboten.
❚	
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4.	 Öffentlichkeitsarbeit

Der sächsische Verfassungsschutz ist kein „geheimer Dienst“, sondern ein Informationsdienstleister für 
die Öffentlichkeit. Er stellt interessierten Bürgern, Medien oder Wissenschaftlern Analysen und Erkennt-
nisse zu extremistischen Bestrebungen zur Verfügung.

Die Unterrichtung der Öffentlichkeit über verfassungsfeindliche Bestrebungen und Tätigkeiten gehört zu 
den gesetzlichen Aufgaben des Verfassungsschutzes. Sie stellt einen wichtigen Präventionsbeitrag dar 
und soll die gesellschaftliche Auseinandersetzung mit dem Extremismus fördern. Denn nur informierte 
Bürgerinnen und Bürger können sich aktiv für Freiheit, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit einsetzen. 
Die breite Öffentlichkeitsarbeit des LfV Sachsen umfasst deshalb vielfältige Maßnahmen, die für die 
Bedarfsträger kostenfrei sind. Dazu zählen:

❚	 die Durchführung von Vortrags- und Diskussionsveranstaltungen
	 In Vorträgen und öffentlichen Diskussionsrunden informiert das LfV Sachsen – auch in Zusammen-

arbeit mit anderen Einrichtungen, wie z. B. der Sächsischen Landeszentrale für politische Bildung – 
über politischen Extremismus allgemein und besonders über dessen Erscheinungsformen im Freistaat 
Sachsen sowie über die Aufgaben und Befugnisse des Verfassungsschutzes. Solche Veranstaltungen 
werden vor allem an Schulen, Einrichtungen der politischen Bildung, der Verwaltung, der Justiz und 
der Bundeswehr durchgeführt. Darüber hinaus werden zum Schutz von Forschung und Wirtschaft 
vor Spionage durch fremde Nachrichtendienste Firmen, Verbände und Forschungseinrichtungen in 
Vorträgen über die Gefahren der Wirtschaftsspionage und Proliferation informiert und es werden 
entsprechende Handlungsempfehlungen gegeben. Einen Schwerpunkt in diesem Jahr bildeten die 
Vortragstätigkeiten im Phänomenbereich Islamismus. Dabei wurden die Unterschiede zwischen der 
Religion Islam und der extremistischen Ausrichtung Islamismus deutlich gemacht. Auch wurden 
mögliche Verhaltensauffälligkeiten, die die Radikalisierung einzelner Personen aufzeigen können, 
geschildert. Die Kommunikationsstrategien zur Agitation durch Islamisten wurden präsentiert und 
diskutiert. 

❚	 die Information kommunaler Verantwortungsträger
	 In Beratungsgesprächen informiert das LfV Sachsen kommunale Entscheidungsträger über regionale 

extremistische Bestrebungen und Aktivitäten, damit Gegenstrategien entwickelt werden können.

❚	 das „Forum starke Demokratie“
	 Ziel des organisatorisch beim LfV angesiedelten Forums ist die Unterstützung vor allem örtlicher 

staatlicher und kommunaler Entscheidungsträger bei der Bekämpfung des Extremismus. Sie sollen in 
die Lage versetzt werden, extremistische Bestrebungen frühzeitig und möglichst sicher zu erkennen 
und die rechtlich und tatsächlich möglichen und gebotenen Maßnahmen dagegen zu ergreifen. Zu-
dem will das Forum die engere Zusammenarbeit von staatlichen bzw. kommunalen und nichtstaat-
lichen Trägern der Extremismusprävention fördern.
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❚	 Fachtagungen 
	 In Kooperation mit der Sächsischen Industrie- und Handelskammer fand am 21. September 2016  

der erste gemeinsame Wirtschaftsschutztag zum Thema „Spionageabwehr in Wirtschaft und Wis-
senschaft“ in Dresden statt. Im Mittelpunkt dieser Tagung stand die Aufklärung über Spionage-
angriffe durch Mensch und Elektronik. Experten aus Politik, Sicherheitsbehörden und aus dem  
Wirtschaftssektor erläuterten Beispiele aus der Praxis und zeigten mögliche Abwehrmaßnahmen  
auf.

	 Zur Thematik gewaltbereite islamistisch-extremistische Asylbewerber und Flüchtlinge fanden Si-
cherheitskonferenzen in Dresden, Chemnitz und Leipzig statt. Es nahmen Experten des Landesamts 
für Verfassungsschutz, des Landeskriminalamts und des Bundesamts für Migration und Flüchtlinge 
teil. Diese Sicherheitskonferenzen ermöglichten eine intensivere Vernetzung der zuständigen Ein-
richtungen und Behörden, um ein präventives Handeln und die Eigenverantwortung aller Beteiligten 
zu stärken. 

❚	 die Herausgabe von Broschüren 
	 Die präventive Aufklärung der Öffentlichkeit über den Extremismus erfolgt auch durch die Heraus-

gabe entsprechender Publikationen, die teilweise in Zusammenarbeit mit Verfassungsschutzbehör-
den anderer Länder erstellt und kostenlos zur Verfügung gestellt werden. Sie können als Broschüre 
bestellt oder im Internet heruntergeladen werden. In diesem Jahr wurden u. a. die 2. Auflage der 
Broschüre über rechtsextremistische Symbole, Kennzeichen und Organisationen („Augen auf! Sehen 
– Erkennen – Handeln“), eine Handreichung zum Thema »Reichsbürger«, eine Kurzinformation für 
in der Flüchtlingsarbeit Beschäftigte („Islamistische Radikalisierung unter Flüchtlingen erkennen“) 
sowie der Internetatlas 2016 herausgegeben. 

❚	 die Internetpräsentation 
	 Das Web-Angebot des LfV Sachsen unter der Adresse http://www.verfassungsschutz.sachsen.de be-

inhaltet Informationen über die Aufgaben und Befugnisse des Verfassungsschutzes sowie Mitteilun-
gen zu aktuellen Sachverhalten aus den jeweiligen Beobachtungsfeldern. Querverweise ermöglichen 
die Verbindung zu Homepages anderer Verfassungsschutzbehörden. Außerdem können vom LfV 
Sachsen herausgegebene Broschüren heruntergeladen oder online bestellt werden. Es besteht auch 
die Möglichkeit, per E-Mail Kontakt mit dem LfV Sachsen aufzunehmen (verfassungsschutz@lfv.smi.
sachsen.de).

❚	 die Pressearbeit
	 Die Information der Öffentlichkeit über extremistische Bestrebungen erfolgt zudem über die  

Medien.
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❚	 die Ausstellung „In guter Verfassung“583

	
Die gemeinsam mit der Sächsischen Landeszentrale für politische Bildung erarbeitete interaktive 
Wanderausstellung richtet sich insbesondere an Jugendliche und an Lehrpersonal. Sie beantwor-
tet u. a. folgende Fragen: Was bedeutet eigentlich freiheitliche demokratische Grundordnung? Was 
macht unsere Demokratie konkret aus? Welche grundlegenden Elemente beinhaltet sie und wie 
schützt sie sich gegenüber denjenigen, die sie beseitigen wollen? Die Ausstellung bietet Lehrenden 
die Möglichkeit, Gemeinschaftskunde oder Politikunterricht erlebnisorientiert außerhalb von Klas-
sen- oder Seminarräumen stattfinden zu lassen. 

583 � Die Inhalte der Ausstellung können auf der Internetseite http://www.verfassungsschutz.sachsen.de/igv.html abgerufen werden.
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Glossar der Verfassungsschutzbehörden

Anti-Antifa
Unter dem Begriff „Anti-Antifa“ verfolgen Neonazis in Anlehnung an Terminologie und Vorgehensweise 
von Linksextremisten ein Konzept zur Erfassung und Veröffentlichung von Daten über politische Gegner. 
Mit der Begriffswahl wollen sie verdeutlichen, dass ihr Handeln eine Reaktion auf linksextremistische 
Aktivitäten darstellt und als solche auch militante Aktionsformen umfassen kann. Ihre Aktivitäten 
weisen bisher in der Regel einen propagandistischen Charakter auf und zielen vornehmlich auf die 
Verunsicherung des Gegners. Als Gegner werden dabei auch Angehörige der Sicherheitsbehörden 
angesehen.

Antideutsche
Anhänger einer antideutschen Ideologie bilden eine Besonderheit innerhalb der gewaltbereiten linksex-
tremistischen Szene und tragen zu einer deutlichen Polarisierung im linksextremistischen Gefüge bei. 
Hauptbestandteil antideutscher Ideologie ist die bedingungslose Solidarität mit der Politik des Staates 
Israels und dem jüdischen Volk. Antideutsche sprechen sich – aus Sorge vor einem neuerlichen, von 
Deutschland ausgehenden Holocaust für eine massive Unterstützung des Staates Israels und des 
Judentums aus. Sie stehen oft positiv zu den USA als Schutzmacht Israels. Antideutsche befürchten ein 
Erstarken des deutschen Nationalismus und ein großdeutsches „Viertes Reich“, sie lehnen daher einen 
deutschen Nationalstaat insgesamt ab. Im linksextremistischen Umfeld treten Antideutsche verstärkt 
durch Antisemitismusvorwürfe gegen rivalisierende linksextremistische Gruppierungen hervor.

Antifa, Autonome

Der „antifaschistische Kampf“ ist ein Hauptagitationsfeld von Autonomen. Aus ihrer Sicht ist es geboten, 
den Kampf gegen Faschisten und Rassisten in die eigenen Hände zu nehmen. In autonomen Publika-
tionen und Stellungnahmen wird für Gegenveranstaltungen zu rechtsextremistischen Kundgebungen 
geworben. Die Agitation richtet sich auch gegen bestimmte staatliche Einrichtungen oder ihre Reprä-
sentanten. Darüber hinaus werden Adressen und „Steckbriefe“ von politischen Gegnern veröffentlicht, 
die nicht selten mit der Aufforderung verbunden sind, diese Personen auch anzugreifen. Im Rahmen 
der „antifaschistischen Selbsthilfe“ werden auch militante Aktionen befürwortet, die sich in erster Linie 
gegen den politischen Gegner, insbesondere tatsächliche oder vermeintliche „Nazis“ richten. Dadurch 
kommt es regelmäßig zu hohen Sachschäden, teilweise aber auch zu Personenschäden.

Antifaschismus
Der Begriff „Antifaschismus“ wird auch von Demokraten verwendet, um ihre Ablehnung des Rechtsex-
tremismus zum Ausdruck zu bringen. Mehrheitlich nehmen jedoch Linksextremisten diesen Begriff für 
sich in Anspruch. Sie behaupten, dass der kapitalistische Staat den Faschismus hervorbringe, zumindest 
aber toleriere. Daher richtet sich der Antifaschismus nicht nur gegen tatsächliche oder vermeintliche 
Rechtsextremisten, sondern immer auch gegen den Staat und seine Vertreter, insbesondere Angehörige 
der Sicherheitsbehörden.
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Ausländerextremismus
Extremistische Ausländerorganisationen verfolgen in Deutschland Ziele, die häufig durch aktuelle Ereig-
nisse und politische Entwicklungen in ihren Heimatländern bestimmt sind. 
Dabei handelt es sich um linksextremistische Organisationen, soweit sie in ihren Heimatländern ein 
sozialistisches bzw. kommunistisches Herrschaftssystem anstreben oder um nationalistische Organi-
sationen, die ein überhöhtes Selbstverständnis von der eigenen Nation haben und die Rechte anderer 
Völker missachten. Daneben gibt es separatistische Organisationen, die eine Loslösung ihres Herkunfts-
gebietes aus einem bereits bestehenden Staatsgebilde und die Schaffung eines eigenen Staates verfolgen. 
Die größte von den Verfassungsschutzbehörden beobachtete ausländerextremistische Organisation in 
Deutschland ist nach wie vor die unter der Bezeichnung PKK bekannte Arbeiterpartei Kurdistans. 

Derartige Organisationen unterliegen der Beobachtung durch die Verfassungsschutzbehörden, wenn
❚	 �sie sich gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung der Bundesrepublik Deutschland 

richten, indem sie hier z. B. versuchen, eine ihren Grundsätzen entsprechende Parallelgesellschaft zu 
errichten, 

❚	 �sie ihre politischen Auseinandersetzungen mit Gewalt auf deutschem Boden austragen und dadurch 
die Sicherheit des Bundes oder eines Landes gefährden, 

❚	 �sie vom Bundesgebiet aus Gewaltaktionen in anderen Staaten durchführen oder unterstützen und 
dadurch auswärtige Beziehungen der Bundesrepublik Deutschland zu diesen Staaten gefährden, 

❚	 �sich ihre Aktivitäten gegen den Gedanken der Völkerverständigung, insbesondere das friedliche 
Zusammenleben der Völker, richten.

Autonome

Kennzeichnend für die Bewegung der Autonomen, die über kein einheitliches ideologisches Konzept ver-
fügt, ist die Ablehnung staatlicher und gesellschaftlicher Normen und Zwänge, die Suche nach einem 
freien, selbstbestimmten Leben in herrschaftsfreien Räumen und der Widerstand gegen den demo-
kratischen Staat und seine Institutionen, wobei Gewalt von Autonomen grundsätzlich als Aktionsmittel 
(„militante Politik“) akzeptiert ist. Autonome bilden den weitaus größten Anteil des gewaltbereiten links-
extremistischen Personenpotenzials. 
Das Selbstverständnis der heterogenen autonomen Bewegung ist geprägt von Anti-Einstellungen 
(„antikapitalistisch“, „antifaschistisch“, „antipatriarchal“). Diffuse anarchistische und kommunistische 
Ideologiefragmente („Klassenkampf“, „Revolution“ oder „Imperialismus“) bilden den Rahmen ihrer oft-
mals spontanen Aktivitäten. Eine klassische Form autonomer Gewalt ist die sog. Massenmilitanz. Dies 
sind Straßenkrawalle, die sich im Rahmen von Demonstrationen oder im Anschluss daran entwickeln. 
Hierbei kommt es regelmäßig auch zu Gewaltexzessen.

Autonome Nationalisten

Mit den Autonomen Nationalisten trat in den letzten Jahren eine weitere Strömung innerhalb des 
deutschen Neonationalsozialismus öffentlichkeitswirksam in Erscheinung. Angehörige der Autonomen 
Nationalisten traten oft mit einem hohen Maß an Gewaltbereitschaft gegen Polizeibeamte und politische 
Gegner auf, dies insbesondere bei öffentlichen Veranstaltungen, wo sie sich bisweilen vermummt zu so 
genannten „Schwarzen Blöcken“ zusammenschlossen. Zudem übernahmen sie in Teilen Stilelemente 
anderer Jugendsubkulturen und traten ähnlich gekleidet auf wie militante Linksextremisten (Autonome). 
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Innerhalb der Neonazi-Szene waren Autonome Nationalisten vor allem wegen ihres öffentlichen Er-
scheinungsbildes und ihrer Gewaltbereitschaft umstritten. In jüngerer Vergangenheit ist ein öffent-
lichkeitswirksames Auftreten von Autonomen Nationalisten im Freistaat Sachsen nicht mehr zu be-
obachten. 

Bestrebungen, extremistische
Nach allgemeinem Sprachgebrauch sind Bestrebungen alle auf ein Ziel gerichtete Aktivitäten. Extre-
mistische Bestrebungen im Sinne des Verfassungsschutzgesetzes sind Aktivitäten mit der Zielrichtung, 
die Grundwerte der freiheitlichen Demokratie zu beseitigen. Dazu gehören Vorbereitungshandlungen, 
Agitation und Gewaltakte. 

Es ist zu unterscheiden zwischen
❚	 �Bestrebungen gegen den Bestand des Bundes oder eines Landes,
❚	 �Bestrebungen gegen die Sicherheit des Bundes oder eines Landes,
❚	 �Bestrebungen gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung.

Bestrebungen gegen den Bestand des Bundes oder eines Landes sind solche politisch bestimmten, ziel- 
und zweckgerichteten Verhaltensweisen in einem oder für einen Personenzusammenschluss, welcher 
darauf gerichtet ist, die Freiheit des Bundes oder eines Landes von fremder Herrschaft aufzuheben, ihre 
staatliche Einheit zu beseitigen oder ein zu ihm gehörendes Gebiet abzutrennen.

Bestrebungen gegen die Sicherheit des Bundes oder eines Landes sind solche politisch bestimmten, ziel- 
und zweckgerichteten Verhaltensweisen in einem oder für einen Personenzusammenschluss, welcher 
darauf gerichtet ist, den Bund, Länder oder deren Einrichtungen in ihrer Funktionsfähigkeit erheblich 
zu beeinträchtigen.

Bestrebungen gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung sind solche politisch bestimmten, 
ziel- und zweckgerichteten Verhaltensweisen in einem oder für einen Personenzusammenschluss, der 
darauf gerichtet ist, einen der zur freiheitlichen demokratischen Grundordnung zählenden Verfassungs-
grundsätze zu beseitigen oder außer Geltung zu setzen. 

Verhaltensweisen von Einzelpersonen, die nicht in einem oder für einen Personenzusammenschluss 
handeln, sind Bestrebungen, wenn sie auf Anwendung von Gewalt gerichtet sind oder aufgrund ihrer 
Wirkungsweise geeignet sind, ein Schutzgut des Bundesverfassungsschutzgesetzes oder eines Landes-
verfassungsschutzgesetzes erheblich zu beschädigen.

Extremismus / Radikalismus
Die Verfassungsschutzbehörden unterscheiden zwischen „Extremismus“ und „Radikalismus“, obwohl 
beide Begriffe oft synonym gebraucht werden. Bei „Radikalismus“ handelt es sich zwar auch um eine 
überspitzte, zum Extremen neigende Denk- und Handlungsweise, die gesellschaftliche Probleme und 
Konflikte bereits „von der Wurzel (lat. radix) her“ anpacken will. Im Unterschied zum „Extremismus“ 
sollen jedoch weder der demokratische Verfassungsstaat noch die damit verbundenen Grundprinzipien 
unserer Verfassungsordnung beseitigt werden. So sind z. B. Kapitalismuskritiker, die grundsätzliche 
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Zweifel an der Struktur unserer Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung äußern und sie von Grund auf 
verändern wollen, noch keine Extremisten. Radikale politische Auffassungen haben in unserer plura-
listischen Gesellschaftsordnung ihren legitimen Platz. Auch wer seine radikalen Zielvorstellungen rea-
lisieren will, muss nicht befürchten, dass er vom Verfassungsschutz beobachtet wird, jedenfalls nicht, 
solange er die Grundprinzipien unserer Verfassungsordnung anerkennt.
Als extremistisch werden dagegen die Aktivitäten bezeichnet, die darauf abzielen, die Grundwerte der 
freiheitlichen Demokratie zu beseitigen.

Fanzine
Der Begriff setzt sich aus den Worten „Fan“ und „Magazine“ zusammen und bezeichnet in der Regel 
subkulturelle Publikationen. In der rechtsextremistischen Szene informieren diese Publikationen über 
Musikgruppen, Tonträger, Konzerte sowie sonstige Szeneveranstaltungen. Einzelpersonen und rechtsex-
tremistische Gruppierungen erhalten in Interviews Gelegenheit zur Selbstdarstellung und zur Verbrei-
tung ihres Gedankengutes. Das Medium verlor mit der Verlagerung der Kommunikation in das Internet 
sehr stark an Bedeutung. Zwar erscheinen weiterhin Fanzines, herausgegeben von zumeist langjährigen 
Szeneangehörigen, diese Publikationen haben jedoch eher traditionellen, nostalgischen Charakter, als 
dass sie der Information breiter Szenekreise dienen. 

Freie Nationalisten / Freie Kräfte 
Das Konzept der Freien Nationalisten (bzw. Freie Kräfte) wurde Mitte der 1990er Jahre von Neonational-
sozialisten als Reaktion auf die zahlreichen Vereinsverbote entwickelt. Ziel war es, die zersplitterte 
neonationalsozialistische Szene unter Verzicht auf vereinsmäßige Strukturen („Organisierung ohne 
Organisation“) zu bündeln, ihre Aktionsfähigkeit zu erhöhen und gleichzeitig Verbotsmaßnahmen zu 
verhindern. Ein Großteil der Freien Nationalisten sammelte sich in rechtsextremistischen Kamerad-
schaften. Ab Mitte der 2000er Jahre setzte ein erneuter Strukturwandel in der Kameradschaftsszene 
ein, der von einer weiteren Lockerung der Organisationsstrukturen gekennzeichnet war. Damit wurde 
das Ziel verfolgt, dem Staat noch weniger Angriffsfläche zu bieten. So existieren in Sachsen nur noch 
vereinzelt organisierte und eine Struktur aufweisende Freie Kräfte. 

Freiheitliche demokratische Grundordnung
Damit ist nicht die Verfassung bzw. das Grundgesetz in seiner Gesamtheit gemeint, sondern die unab-
änderlichen obersten Wertprinzipien als Kernbestand der Demokratie. 

Zu diesen Grundsätzen gehören folgende Verfassungsprinzipien:
❚	 �das Recht des Volkes, die Staatsgewalt in Wahlen und Abstimmungen und durch Organe der Gesetz-

gebung und der Rechtsprechung auszuüben und die Volksvertretung in allgemeiner, unmittelbarer, 
freier, gleicher und geheimer Wahl zu wählen,

❚	 �die Bindung der Gesetzgebung an die verfassungsmäßige Ordnung und die Bindung der vollziehen-
den Gewalt und der Rechtsprechung an Gesetz und Recht,

❚	 �das Mehrparteienprinzip sowie das Recht auf Bildung und Ausübung einer parlamentarischen 
Opposition,

❚	 �die Ablösbarkeit der Regierung und ihre Verantwortlichkeit gegenüber der Volksvertretung,
❚	 die Unabhängigkeit der Gerichte,
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❚	 �der Ausschluss jeder Gewalt- und Willkürherrschaft,
❚	 �die Achtung der im Grundgesetz konkretisierten Menschenrechte.

Fremdenfeindlichkeit
Fremdenfeindlichkeit richtet sich gegen Menschen, die sich durch Herkunft, Nationalität, Religion oder 
Hautfarbe von der als „normal“ erachteten Umwelt unterscheiden. 
Die mit dieser Zuweisung typischerweise verbundenen vermeintlich minderwertigen Eigenschaften 
werden als Rechtfertigung für einschlägige Straftaten missbraucht. Insbesondere das rechtsextremis-
tische Weltbild ist geprägt von einer Überbewertung ethnischer Zugehörigkeit, aus der u. a. Fremden-
feindlichkeit resultiert.

Gemeinsames Extremismus- und Terrorismusabwehrzentrum (GETZ)
Das GETZ wurde im November 2012 zur Bekämpfung des Rechtsextremismus /-terrorismus, des 
Linksextremismus/-terrorismus, des Ausländerextremismus-terrorismus, der Spionage sowie der Proli-
feration eingerichtet. Im Rahmen des Gremiums tauschen Sicherheitsbehörden von Bund und Ländern 
Informationen zu den genannten Phänomenbereichen aus. Dabei soll die Fachexpertise der Sicherheits-
behörden gebündelt und ein möglichst lückenloser Informationsfluss gewährleitet werden. 

Gemeinsames Internetzentrum (GIZ)
Im GIZ beobachten seit 2007 sprachkundige Experten der Sicherheitsbehörden des Bundes und der 
Länder das Internet hinsichtlich islamistischer und islamistisch-terroristischer Inhalte.

Gemeinsames Terrorismusabwehrzentrum (GTAZ)
Das 2004 eingerichtete „Gemeinsame Terrorismusabwehrzentrum” (GTAZ) in Berlin-Treptow mit einer 
„Nachrichtendienstlichen Informations- und Analysestelle” (NIAS) sowie einer „Polizeilichen Informa-
tions- und Analysestelle” (PIAS) konzentriert die Experten für Terrorismusabwehr der deutschen Sicher-
heitsbehörden an einem Ort. Im GTAZ sind die Verfassungsschutzbehörden des Bundes und der Länder, 
das Bundeskriminalamt (BKA), die Landeskriminalämter und der Bundesnachrichtendienst (BND) einge-
bunden. Weitere Teilnehmer sind Bundespolizei, Zollkriminalamt, Militärischer Abschirmdienst (MAD), 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) und Vertreter der Generalbundesanwaltschaft. Die 
Abstimmung von Bewertungen und Maßnahmen bei sicherheitsrelevanten Sachverhalten mit Terroris-
musbezug wird durch die dortige Zusammenarbeit erleichtert und beschleunigt.

Islamismus
Der Begriff des Islamismus bezeichnet eine religiös motivierte Form des politischen Extremismus. Isla-
misten sehen in den Schriften und Geboten des Islam nicht nur Regeln für die Ausübung der Religion, 
sondern auch Handlungsanweisungen für eine islamistische Staats- und Gesellschaftsordnung. Ein 
Grundgedanke dieser islamistischen Ideologie ist die Behauptung, alle Staatsgewalt könne ausschließ-
lich von Gott (Allah) ausgehen. Damit richten sich islamistische Bestrebungen gegen die Wertvor-
stellungen des Grundgesetzes (GG), insbesondere gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung. 
Islamisten halten die Etablierung einer islamischen Gesellschaftsordnung für unabdingbar. Dieser 
Ordnung sollen letztlich sowohl Muslime als auch Nichtmuslime unterworfen werden.
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Islamistische Organisationen – mit Ausnahme islamistisch-terroristischer Organisationen – lassen sich 
grob in zwei Kategorien einteilen: 
❚	 �Organisationen, die in ihren Herkunftsländern die konsequente Umgestaltung der bestehenden 

Staats- und Gesellschaftsordnungen nach ihrem Verständnis der islamischen Rechtsordnung 
(Scharia) anstreben. In Deutschland liegt ihr Schwerpunkt auf propagandistischen Aktivitäten sowie 
der Sammlung von Spendengeldern, um die Mutterorganisationen in den Herkunftsländern zu 
unterstützen.

❚	 �Andere islamistische Gruppierungen in Deutschland verfolgen eine umfassendere, auch politisch 
motivierte Strategie. Auch sie streben eine Änderung der Staats- und Gesellschaftsordnung in 
ihren Herkunftsländern zugunsten eines islamischen Staatswesens an. Sie bemühen sich jedoch im 
Rahmen einer legalistischen Strategie, ihren Anhängern in Deutschland größere Freiräume für ein 
schariakonformes Leben zu schaffen.

Islamistischer Terrorismus
Islamistischer Terrorismus ist der nachhaltig geführte Kampf für islamistische Ziele, die mit Hilfe von 
Anschlägen auf Leib, Leben und Eigentum anderer Menschen durchgesetzt werden sollen, insbesondere 
durch schwere Straftaten, wie sie in § 129 a Abs. 1 Strafgesetzbuch (StGB) genannt sind, oder durch 
andere Straftaten, die zur Vorbereitung solcher Straftaten dienen.

Unter „Homegrown“-Terrorismus sind islamistische Strukturen oder Strukturansätze zu verstehen, die 
sich aus radikalisierten Personen ab der zweiten Einwanderergeneration sowie radikalisierten Kon-
vertiten zusammensetzen. Die Personen sind zumeist in europäischen Ländern geboren und / oder 
aufgewachsen, stehen jedoch aufgrund religiöser, gesellschaftlicher, kultureller oder psychologischer 
Faktoren dem hiesigen Wertesystem ablehnend gegenüber und erachten die Errichtung einer islamisti-
schen Gesellschaftsordnung für erstrebenswert. Gemeinsames Kennzeichen dieses Personenkreises ist, 
dass er von der pan-islamischen Al-Qaida-Ideologie beeinflusst wird.

Lediglich ein sehr kleiner Teil zum Islam konvertierter Personen macht sich islamistisches Gedankengut 
zu eigen und engagiert sich für islamistische Ziele. Die Rolle von Konvertiten in islamistischen / islamis-
tisch-terroristischen Strukturen erklärt sich u. a. aus der Motivation, sich gegenüber Glaubensbrüdern 
als besonders gute Muslime (hier: Islamisten) beweisen zu wollen. Sie weisen zudem aufgrund ihrer 
Kenntnis der westlichen Gegebenheiten strategische Vorteile auf.

Jihad 
Die wörtliche Übersetzung dieses Begriffs ist „Anstrengung“ oder „Bemühung“. Es gibt zwei Formen 
des Jihad: die geistig-spirituelle Bemühung des Gläubigen um das richtige religiöse und moralische 
Verhalten gegenüber Gott und den Mitmenschen (sog. großer Jihad) oder der kämpferische Einsatz 
zur Verteidigung oder Ausdehnung des islamischen Herrschaftsgebiets (so genannter kleiner Jihad). 
Von militanten Gruppen wird der Jihad häufig als religiöse Legitimation für Terroranschläge verwendet. 
Islamistische Terroristen führen unter dem Leitprinzip dieses Jihad ihren gewalttätigen Kampf / „heiligen 
Krieg“ gegen die angeblichen Feinde des Islam.
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Kameradschaften, rechtsextremistische (im Freistaat Sachsen)
Bei Kameradschaften handelt sich um Gruppierungen, die 
❚	 �einen abgegrenzten Aktivistenstamm mit beabsichtigter geringer Fluktuation besitzen,
❚	 �eine lediglich lokale oder maximal regionale Ausdehnung aufweisen,
❚	 �eine zumindest rudimentäre Struktur besitzen und
❚	 �die Bereitschaft zu gemeinsamer politischer Arbeit auf Basis einer rechtsextremistischen, insbeson-

dere neonationalsozialistischen Grundorientierung haben. 

Die Kameradschaften sind im Wesentlichen von zwei Formen bestimmt:

Subkulturell geprägte Kameradschaften
Diese besitzen keine festen Führungsstrukturen und sind von Spontaneität und Aktionismus geprägt. 
Dementsprechend beschränken sich ihre Aktivitäten hauptsächlich auf den regionalen Bereich und oft 
auf die Teilnahme an rechtsextremistischen Konzerten. 

Neonationalsozialistische Kameradschaften
Diese weisen klar erkennbare Führungsstrukturen auf und sind stark politisch ausgerichtet. In ihren 
weltanschaulichen Grundpositionen werden zunehmend antikapitalistische Elemente sichtbar. Gefor-
dert werden ein Nationaler Sozialismus und die Volksgemeinschaft. Darüber hinaus bestehen auch 
kameradschaftsähnliche Strukturen, die in Sachsen u. a. unter wechselnden Bezeichnungen wie Freie 
Kräfte, Nationale Sozialisten etc. in Erscheinung treten. Dabei verwenden sie oft einen auf einen Ort oder 
eine Region hinweisenden Namenszusatz.

Klandestine Aktionen
Diese Aktionsform findet unabhängig vom Demonstrationsgeschehen Anwendung. Es handelt sich um 
Aktionen, bei denen es zum Einsatz von Gewalt kommt bzw. es sich um herausgehobene Zielobjekte des 
politischen Gegners bzw. Einrichtungen des „Repressionsapparates“ handelt. Taktisch setzt man dabei 
auf das Überraschungsmoment und die Anonymität der Akteure. Dadurch wird für die Aktivisten das 
Risiko einer strafrechtlichen Verfolgung minimiert. Voraussetzung dafür ist allerdings ein kleiner, aber 
fester Personenkreis mit hohem Konspirationsgrad. Es soll hierdurch politische Aufmerksamkeit erreicht 
und politischer Einfluss ausgeübt werden. Daher werden die Aktionen in der Regel auch durch Be-
kennerschreiben flankiert.

Linksextremismus
Mit diesem Begriff werden Bestrebungen von Personenzusammenschlüssen bezeichnet, für die alle oder 
einige der folgenden Merkmale charakteristisch sind: 
❚	 �Bekenntnis zum Marxismus-Leninismus als „wissenschaftliche“ Anleitung zum Handeln; daneben, 

je nach Ausprägung der Partei oder Gruppierung, Rückgriff auch auf Theorien weiterer Ideologen wie 
Stalin, Trotzki, Mao und andere,

❚	 �Bekenntnis zur sozialistischen oder kommunistischen Transformation der Gesellschaft mittels eines 
revolutionären Umsturzes oder langfristiger revolutionärer Veränderungen,

❚	 �Bekenntnis zur Diktatur des Proletariats oder zu einer herrschaftsfreien (anarchistischen) Gesell-
schaft,
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❚	 �Bekenntnis zur revolutionären Gewalt als bevorzugte oder – je nach den konkreten Bedingungen – 
taktisch einzusetzende Kampfform.

Linksextremistische Parteien und Gruppierungen lassen sich grob in zwei Hauptströmungen einteilen:
❚	 �Dogmatische Marxisten-Leninisten und sonstige revolutionäre Marxisten: In Parteien oder anderen 

festgefügten Vereinigungen organisiert, verfolgen sie die erklärte Absicht, eine sozialistische bzw. 
kommunistische Gesellschaftsordnung zu errichten,

❚	 �Autonome, Anarchisten und sonstige Sozialrevolutionäre: In losen Zusammenhängen, seltener in 
Parteien oder formalen Vereinigungen agierend, streben sie ein herrschaftsfreies, selbstbestimmtes 
Leben frei von jeglicher staatlicher Autorität an.

Mujahid
Als Mujahidin (Plural für: „Kämpfer im Jihad“) werden Islamisten bezeichnet, bei denen tatsächliche 
Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass sie sich 
❚	 �am „gewaltsamen Jihad“ selbst beteiligen oder beteiligt haben oder
❚	 �für die Teilnahme am „gewaltsamen Jihad“ ausbilden lassen oder bereits haben ausbilden lassen oder
❚	 �am „gewaltsamen Jihad“ beteiligen werden, z. B. aufgrund entsprechender Äußerungen.

Arabische Muslime verschiedener Nationalität stellen einen überproportional großen Teil der Mujahidin.

Muslimbruderschaft 
Die Muslimbruderschaft ist die weltweit älteste und einflussreichste sunnitische islamistische Bewegung. 
Sie wird von den Verfassungsschutzbehörden als extremistisch kategorisiert. Angestrebt wird die Bil-
dung einer islamischen Gesellschaft sowie die Errichtung eines islamischen Staates auf der Grundlage 
der Scharia, der islamischen Rechts- und Lebensordnung. Zahlreiche islamistische und islamistisch-
terroristische Organisationen, z. B. die palästinensische HAMAS, die das Existenzrecht des Staates Israels 
negiert und diesen aktiv bekämpft, sind aus ihr hervorgegangen. Seit den 1970er-Jahren formuliert die 
MB den Verzicht von Gewalt zur Umsetzung ihrer Ziele. Ausgenommen davon sei jedoch der Widerstand 
gegen „Besatzer“, worunter die MB vor allem Israel versteht. 

Neonationalsozialismus / „Neonazismus“
Der Neonationalsozialismus bezieht sich auf die Weltanschauung des „Dritten Reiches” und macht diese 
zur Grundlage seiner politischen Zielvorstellungen. Elementare Bestandteile der neonationalsozialisti-
schen Weltanschauung sind Nationalismus und Rassismus sowie die Forderung nach einem autoritären 
„Führerstaat“ unter Ausschaltung wesentlicher Elemente demokratischer Gewaltenteilung. Abgren-
zungskriterien zum subkulturell geprägten Rechtsextremismus sind bei Neonationalsozialisten der stär-
ker ausgeprägte Wille zur politischen Arbeit sowie eine intensivere Auseinandersetzung mit inhaltlichen 
Aspekten des Weltbildes der Neonationalsozialisten.

Politisch motivierte Kriminalität (PMK)
Das Definitionssystem „Politisch motivierte Kriminalität“ wurde zum 1. Januar 2001 eingeführt. Erfasst 
werden alle Straftaten, die einen oder mehrere Straftatbestände der sog. klassischen Staatsschutzdelikte 
erfüllen, sowie Straftaten, bei denen Anhaltspunkte für eine politische Motivation gegeben sind.
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Die Daten werden im Polizeibereich erhoben und zentral durch das Bundeskriminalamt unter ver-
schiedenen Gesichtspunkten differenziert dargestellt.

Die Straftaten werden folgenden Phänomenbereichen zugeordnet: 
❚	 �Politisch motivierte Kriminalität – rechts,
❚	 �Politisch motivierte Kriminalität – links,
❚	 �Politisch motivierte Ausländerkriminalität,
❚	 �Sonstige politisch motivierte Straftaten mit extremistischem Hintergrund.

Proliferation
Als Proliferation bezeichnet man die Weiterverbreitung von atomaren, biologischen oder chemischen 
Massenvernichtungswaffen und entsprechenden Waffenträgersystemen bzw. der zu deren Herstellung 
verwendeten Produkte, einschließlich des dazu erforderlichen Know-how.

Rechtsextremismus
Unter Rechtsextremismus werden Bestrebungen verstanden, die sich gegen die im Grundgesetz konkre-
tisierte fundamentale Gleichheit der Menschen richten und die universelle Geltung der Menschenrechte 
ablehnen. Rechtsextremisten sind Feinde des demokratischen Verfassungsstaates, sie haben ein auto-
ritäres Staatsverständnis, das bis hin zur Forderung nach einem nach dem Führerprinzip aufgebauten 
Staatswesen ausgeprägt ist. Das rechtsextremistische Weltbild ist geprägt von einer Überbewertung 
ethnischer Zugehörigkeit, aus der u. a. Fremdenfeindlichkeit resultiert. Dabei herrscht die Auffassung 
vor, die Zugehörigkeit zu einer Ethnie, Nation oder „Rasse“ bestimme den Wert eines Menschen. Offener 
oder immanenter Bestandteil aller rechtsextremistischen Bestrebungen ist zudem der Antisemitismus. 
Individuelle Rechte und gesellschaftliche Interessenvertretungen treten zugunsten kollektivistischer 
„volksgemeinschaftlicher“ Konstrukte zurück (Antipluralismus).

siehe auch: Autonome Nationalisten, Fanzine, Kameradschaften, Freie Nationalisten / Freie Kräfte, Neonational-
sozialismus / Neonazismus, Skinheads

Rechtsterrorismus
Rechtsterrorismus ist die rechtsextremistisch motivierte Form der Gewaltkriminalität, die durch Andro-
hung und Anwendung von Gewalt gegen staatliche oder gesellschaftliche Funktionsträger oder durch 
Angriffe auf das Leben Unbeteiligter im Rahmen längerfristiger Strategien das Ziel verfolgt, mit der 
Verbreitung von Furcht und Schrecken bestehende Herrschaftsverhältnisse zu erschüttern oder das Ziel 
einer ethnisch und politisch homogenen Gesellschaft durchzusetzen.

Salafismus
Die salafistische Bewegung strebt eine Rückkehr zum Vorbild der „lauteren Vorfahren“ (as-Salaf as-salih) 
und damit zu einem fiktiven „Urislam“ an. Zentrale Merkmale dieser Religionsinterpretation sind die 
strikte Konzentration auf Koran und Prophetentradition (Sunna) als handlungsweisende Texte, die 
Ablehnung aller Neuerungen, die als unvereinbar mit dem „wahren islamischen Geist“ gelten, das 
unbedingte Bekenntnis zur Einheit Gottes (Tauhid), die Durchsetzung des religiösen Gesetzes (Scharia) 
sowie eine Vielzahl an Kleidungs- und Verhaltensvorschriften.
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Viele der dabei vertretenen Ansichten kollidieren mit der freiheitlichen demokratischen Grundordnung.

Skinheads, rechtsextremistische
Rechtsextremistische Skinheads sind heute nur noch marginal Bestandteil des rechtsextremistischen 
Spektrums in Deutschland. Ihr Anteil und ihre Bedeutung sind im Vergleich zu den 1990er Jahren deut-
lich zurückgegangen. Ihr Lebensstil ist subkulturell geprägt (s. auch Subkulturelle Rechtsextremisten). 
Das Erscheinungsbild der rechtsextremistischen Skinheads entspricht heute nicht mehr dem eines 
typischen Skinheads in den 1980er und 1990er Jahren. 

Spionage
Als Spionage wird die Tätigkeit für den Nachrichtendienst einer fremden Macht bezeichnet, die auf die 
Mitteilung oder Lieferung von Tatsachen, Gegenständen oder Erkenntnissen gerichtet ist. Die Beschaf-
fung von Informationen, vor allem aus den Bereichen Politik, Wirtschaft, Wissenschaft und Militär, 
erfolgt zumeist unter Anwendung geheimer Mittel und Methoden. Soweit Spionage gegen die Bundes-
republik Deutschland gerichtet ist, kommt eine Strafbarkeit gemäß §§ 93 ff. StGB in Betracht.

Subkulturelle Rechtsextremisten
Ihr Lebensstil ist subkulturell geprägt und häufig mehr auf Freizeitgestaltung als auf politische Arbeit 
ausgerichtet. Auch verfügen die meisten subkulturell geprägten Rechtsextremisten nicht über ein ge-
festigtes rechtsextremistisches Weltbild. Sie vertreten jedoch rechtsextremistische Anschauungen, die 
sich in Rassismus, Fremdenfeindlichkeit und der Verherrlichung des Nationalsozialismus zeigen. Sie 
stellen ihre Zugehörigkeit zur „weißen Rasse“ und deren angebliche Überlegenheit in den Mittelpunkt 
und definieren ihre Feindbilder auf diese Weise. Die rassistische Einstellung wird mit dem Schlagwort 
„white power“ zusammengefasst. Die subkulturell geprägte rechtsextremistische Szene zeichnet sich 
größtenteils durch eine erhöhte Gewaltbereitschaft aus, die maßgeblich zu den rechtsextremistischen 
Straf- und Gewalttaten beiträgt.
Jugendliche finden auch über die Zugehörigkeit zur rechtsextremistischen Subkultur und insbesondere 
über die für die Szene wichtige rechtsextremistische Musik Zugang zu einer nationalistischen, frem-
denfeindlichen und antisemitischen Gedankenwelt. Musik spielt nicht nur für die subkulturell geprägte 
rechtsextremistische Bewegung eine wichtige identitätsstiftende Rolle. Texte von rechtsextremistischen 
Musikgruppen prägen weltanschauliche Vorstellungen, Konzerte spielen eine bedeutende Rolle für den 
Zusammenhalt und das Gemeinschaftsgefühl der Szene. Oft sind Musik und Konzerte Anknüpfungs-
punkte für rechtsextremistische Parteien oder Neonazis, die hierüber versuchen, Jugendliche an ihre 
politischen Vorstellungen heranzuführen.
Weltweite Strömungen innerhalb der subkulturell geprägten rechtsextremistischen Szene mit einer 
szeneinternen Bedeutung sind Blood & Honour und die Hammerskins, beides rassistische Bewegungen, 
die ein elitäres Selbstverständnis pflegen. Vor allem Blood & Honour, dessen deutscher Zweig, die 
Blood & Honour-Division Deutschland, im Jahr 2000 durch den Bundesinnenminister verboten wurde, 
trat in der Vergangenheit immer wieder durch die Organisation von rechtsextremistischen Konzerten 
in Erscheinung.
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Spionageabwehr
Die Spionageabwehr beschäftigt sich mit der Aufklärung und Abwehr bzw. Verhinderung von Spionage-
aktivitäten fremder Nachrichtendienste. Dazu sammelt sie Informationen über sicherheitsgefährdende 
oder geheimdienstliche Tätigkeiten fremder Nachrichtendienste in der Bundesrepublik Deutschland und 
wertet sie aus, mit dem Ziel, Erkenntnisse über Struktur, Aktivitäten, Arbeitsmethoden, nachrichten-
dienstliche Mittel und Zielobjekte dieser Nachrichtendienste zu gewinnen.
Die Spionageabwehr gehört gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 2 Bundesverfassungsschutzgesetz (BVerfSchG) zu den 
Aufgaben der Verfassungsschutzbehörden des Bundes und der Länder.

Terrorismus
Terrorismus ist nach der Definition der Verfassungsschutzbehörden der nachhaltig geführte Kampf für 
politische Ziele, die mit Hilfe von Anschlägen auf Leib, Leben und Eigentum anderer Menschen durch-
gesetzt werden sollen, insbesondere durch schwere Straftaten, wie sie in § 129a Abs. 1 StGB genannt 
sind, oder durch andere Straftaten, die zur Vorbereitung solcher Straftaten dienen.

Verfassungsfeindlich
Verfassungsfeindlich (= extremistisch) sind politische Aktivitäten, die gegen die verfassungsmäßige 
Ordnung gerichtet sind und darauf abzielen, die freiheitliche demokratische Grundordnung zu beseitigen. 
Verfassungsfeindlichkeit ist nicht zu verwechseln mit dem Begriff der „Verfassungswidrigkeit“ (siehe 
unten).

Verfassungsschutzbehörden
Das Bundesverfassungsschutzgesetz verpflichtet Bund und Länder, eigene Verfassungsschutzbehörden 
aufzubauen. Der Bund kam dieser Pflicht durch Errichtung des Bundesamtes für Verfassungsschutz 
am 7. November 1950 nach. Die Länder folgten alsbald. Auch in den neuen Bundesländern wurden 
nach der Wiedervereinigung Deutschlands schrittweise Behörden für Verfassungsschutz aufgebaut, so 
dass es nun 16 Landesbehörden für Verfassungsschutz in Deutschland gibt. Einige Länder errichteten 
eigenständige Verfassungsschutzbehörden, andere wiesen die Aufgabe des nachrichtendienstlichen 
Verfassungsschutzes einer Abteilung ihres Innenministeriums/-senats zu. Hierfür gelten die jeweiligen 
Verfassungsschutzgesetze der Länder.

Verfassungswidrig 
Umgangssprachlich häufig synonym mit „verfassungsfeindlich“ zu finden. 
Über die Frage der Verfassungswidrigkeit einer Partei entscheidet das Bundesverfassungsgericht 
(Art. 21 Abs. 2 GG; §§ 13 Nr. 2, 43 ff. BVerfGG).
Parteien sind verfassungswidrig, wenn sie nach ihren Zielen oder nach dem Verhalten ihrer Anhänger 
darauf ausgerichtet sind, die freiheitliche demokratische Grundordnung zu beeinträchtigen oder zu 
beseitigen oder den Bestand der Bundesrepublik Deutschland zu gefährden. Es genügt nicht, wenn 
die Partei die freiheitliche demokratische Ordnung nicht anerkennt, sie ablehnt oder ihr andere Prin-
zipien entgegenhält. Es muss vielmehr eine aktiv-kämpferische, aggressive Haltung gegenüber der 
bestehenden verfassungsmäßigen Ordnung hinzukommen. Die Organisation muss also planvoll das 
Funktionieren dieser Ordnung beeinträchtigen und im weiteren Verlauf diese Ordnung selbst besei-
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tigen wollen. Im Urteil zum NPD-Verbotsverfahren vom 17. Januar 2017, 2 BvB 1/13, forderte das 
Bundesverfassungsgericht darüber hinaus das Vorliegen konkreter Anhaltspunkte von Gewicht, 

• � die eine Durchsetzung der von einer Partei verfolgten verfassungsfeindlichen Ziele möglich er-
scheinen lassen, so z. B. die Aussicht, bei Wahlen eigene Mehrheiten zu gewinnen oder die Option, 
sich durch die Beteiligung an Koalitionen eigene Gestaltungsspielräume zu verschaffen, oder

• � für ein deutliches Überschreiten der Grenzen des zulässigen politischen Meinungskampfes.

Wirtschaftsschutz
Als Wirtschaftsschutz werden staatliche Maßnahmen bezeichnet, die dem Schutz deutscher Unterneh-
men und Forschungseinrichtungen vor einem durch Spionage betriebenen Know-how-Abfluss sowie 
vor Bedrohungen durch Rechts- und Linksextremisten, durch ausländische Extremisten sowie durch 
islamistische Terroristen dienen.

Wirtschaftsspionage
Wirtschaftsspionage beinhaltet die staatlich gelenkte oder gestützte, von fremden Nachrichtendiens-
ten ausgehende Ausforschung von Wirtschaftsunternehmen und Forschungseinrichtungen. Betreibt 
hingegen ein konkurrierendes Unternehmen eine private Ausforschung, handelt es sich um Konkur-
renzausspähung, die häufig auch Industriespionage genannt wird. In den Zuständigkeitsbereich der 
Verfassungsschutzbehörden fällt ausschließlich die Wirtschaftsspionage.
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Extremistische Organisationen und Gruppierungen 	
im Freistaat Sachsen

Rechtsextremismus

Aktionsbündnis gegen das Vergessen (AgdV)
Aryan Brotherhood Eastside (ABE)
Bildungswerk für Heimat und Nationale Identität e. V. (s. Nationaldemokratische Partei Deutschlands)
Blitzkrieg (Band)
Blutzeugen (Band) 
Brainwash (Band)
Brigade 8 Weisswasser 
Bürgerwehr FTL/360
Der Dritte Weg (III. Weg)
Dryve by Suizhyde (Vertrieb)
Endless Struggle (Band)
Entropie (Band)
Freie Aktivisten Dresden

Freie Kameradschaft Dresden

Freie Kräfte Dresden (FKD)
Freie Kräfte Hoyerswerda

Freie Kräfte Mittel/Ostsachsen (FKMO)
Front Records (Vertrieb)
Frontmusik (Vertrieb)
GefangenenHilfe (GH)
Hammerskins 
Heiliger Krieg (Band)
Heiliges Reich (Band)
Hermannsland-Versand (Vertrieb)
Hilfsorganisation für nationale und politische Gefangene und deren Angehörige e.V. 
(HNG, verboten seit 21. September 2011)
Hope for the Weak (Band)
Identitäre Bewegung (IB) bzw. Identitäre Bewegung Deutschland (IBD)
Interessengemeinschaft (IG) Chemnitz (verboten, s. Nationale Sozialisten Chemnitz)
Junge Nationaldemokraten (JN)
Killuminati (Band)
Kommunalpolitische Vereinigung (KPV, s. Nationaldemokratische Partei Deutschlands)
Kopfsteinpflaster

Label 33 (Vertrieb)
Legion 84
Leichenzug (Band)
Libergraphix (Verlag)
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Moshpit (Band)
Mudhater (s. Dryve by Suizhyde)
Nation & Wissen (Verlag)
Nationaldemokratische Partei Deutschlands (NPD)
Nationale Sozialisten Chemnitz (NSC, verboten seit 28. März.2014)
Nationale Sozialisten Döbeln (NSD, verboten seit 18.Februar 2013)
Nationaler Jugendblock e.V. (NJB)
Nationaler Widerstand Hoyerswerda

Nationales und soziales Aktionsbündnis 1. Mai (s. Der Dritte Weg)
Nationales Versandhaus (Vertrieb)
Neubeginn (Band)
Oldschool Society (OSS)
OPOS-Records (bis 12/16 Dresden, seitdem BB)
Paranoid (Band)
PC-Records (Vertrieb)
Pionier (Band)
Pro Patria (Band)
Rac’n’Roll Teufel (Band)
Die Rechte

REpro-Medien (Vertrieb)
Revolutionäre Nationale Jugend (RNJ, Vogtland)
Ring Nationaler Frauen (RNF, s. Nationaldemokratische Partei Deutschlands)
Sachsenblut (Band)
Sachsonia (Band)
Scenario Lok (aufgelöst)
Schlesische Jungs Niesky

Selbststeller (Band)
Sista Bataljen (Band)
Stahlfront (Band) 
Stahlwerk (Band)
Stereotyp (Band)
Thematik 25 (Band)
Treueschwur (Band)
Überzeugungstäter Vogtland (Band)
Verboten (Band)
Volksnah 2.0 (Band)
Der Weisse Rabe

Weisse Wölfe Terrorcrew (WWT, verboten seit 16. März 2016)
White Resistance (Band)
Widerstand Hoyerswerda

Widerstand-Versand (Vertrieb)
Wir für Leipzig

W.U.T. („WHITE UNITED TERROR“, Band)
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Linksextremismus

Antifaschistische Aktionsgruppe Dresden (AFA Dresden)
Antifa Klein-Paris (AKP)
Antifa Plauen

Allgemeines Syndikat Dresden der FAU-IAA (FAU Dresden/Teilorganisation der FAU-IAA) 
Anarchisten

Anarchosyndikalistische Jugend Leipzig (ASJL)
Antifa Lausitz

Antifa Rosswein-Döbeln-Leisnig (Antifa RDL)
Antifaschistische Aktion Görlitz (AFA Görlitz)
Autonomal-Versand

Autonome

Deutsche Kommunistische Partei (DKP)
FAU-Leipzig (Teilorganisation der FAU-IAA)
FAU-Sektion Chemnitz (Teilorganisation der FAU-IAA)
Freie Arbeiterinnen- und Arbeiter-Union – Internationale Arbeiter Assoziation (FAU-IAA)
Interventionistische Linke (IL)
Kampagne 129eV
Kommunistische Partei Deutschlands (KPD-Ost)
Kommunistische Plattform der Partei DIE LINKE (KPF)
Kommunistisches Aktionsbündnis Dresden (KAD)
Marxistisches Forum (MF)
Marxistisch-Leninistische Partei Deutschlands (MLPD)
Neue Antikapitalistische Organisation (Nao)
New Kids Antifa leipzig

PRISMA – Interventionistische Linke Leipzig (PRISMA)
Revolution (Revo) mit Regionalgruppen in Leipzig und Dresden
Rote Hilfe e.V. (RH)
Sozialer Fehltritt (Band)
the future is unwritten (tfiu)
(…) ums Ganze!-Bündnis

Undogmatische Radikale Antifa Dresden (URA Dresden)

Islamismus/islamistischer Terrorismus

Islamistischer Terrorismus, insbesondere Al-Qaida (AQ) und Islamischer Staat (IS)
Salafistische Bestrebungen, insbesondere Islamische Gemeinde in Sachsen – Al-Rahman-Moschee e. V. in 
Leipzig (IGS-AM)
Muslimbruderschaft (MB) mit ihrer deutschen Vertretung Islamische Gemeinschaft in Deutschland e.V. (IGD)
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Sicherheitsgefährdende und extremistische Bestrebungen von Ausländern 
(ohne Islamismus)

Arbeiterpartei Kurdistans (PKK)
Bund der revolutionären Bewegung der Völker (HBDH)
Ciwanen Azad (CA)
Ciwanen Azad Dresden

Demokratisches Kurdisches Gesellschaftszentrum (DKTM)
Dresdner Verein deutsch kurdischer Begegnungen e. V.
Föderation kurdischer Vereine in Deutschland e. V. (YEK-KOM)
Freiheitsfalken Kurdistans (TAK)
Koordination der kurdischen demokratischen Gesellschaft in Europa (CDK)
Demokratisches Gesellschaftszentrum der KurdInnen in Deutschland (NAV-DEM)
Kurdischer Demokratischer Gesellschaftskongress in Europa (KCD-E)
Kurdische Demokratische Volksunion (YDK) 
Nationale Befreiungsfront Kurdistans (ERNK)
Partei der Demokratischen Union (PYD)
Vereinigte Gemeinschaften Kurdistans (KCK)
Volksverteidigungseinheiten (YPG)
Volksverteidigungskräfte (HPG)

Darüber hinaus werden die Massenorganisationen des CDK erwähnt 
(s. Strukturkasten zu PKK-Beitrag):

YJA (Frauen)
YXK (Studenten)
YMK (Lehrer)
YRK (Journalisten)
YHK (Juristen)
YNK (Schriftsteller)
CIK, YEK, KAB (religiöse Gruppen).
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Abkürzungsverzeichnis
	
A
AgdV 	A ktionsbündnis gegen das Vergessen 
AKK	A ntikapitalistisches Kollektiv

AKP 	A ntifa Klein-Paris 
Antifa RDL 	A ntifa Rosswein-Döbeln-Leisnig 
ASJL 	A narchosyndikalistische Jugend Leipzig 

B
BfV	 Bundesamt für Verfassungsschutz
BIA	A usländerstopp

BND	 Bundesnachrichtendienst
BNG	 FAU-Sektion Basisgewerkschaft Nahrung und Gastronomie

BSI	 Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik

C
CA	C iwan Azad

CDK 	K oordination der kurdischen demokratischen Gesellschaft in Europa 
CIA	 Central Intelligence Agency
CIMS	C onveying Islamic Message Society

D
DASS	 Demokratischer Aufbruch Sächsische Schweiz
DKP 	 Deutsche Kommunistische Partei

DKTM 	 Demokratisches Kurdisches Gesellschaftszentrum

DVU	 Deutsche Volksunion

E
ERNK 	 Nationale Befreiungsfront Kurdistans 

F
FAU-IAA 	 Freie Arbeiterinnen- und Arbeiter-Union – Internationale Arbeiter Assoziation

FKD 	F reie Kräfte Dresden 
FKMO	F reie Kräfte Mittel/ Ostsachsen

FNS	F reies Netz Süd 
FSB 	 Federalnaja Sluschba Besopasnosti Rossijskoj Federazii

G
GAM	G ruppe Arbeitermacht

GCHQ	 Government Communications Headquarters
GH 	G efangenenHilfe 
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H
HBDH	 Bund der revolutionären Bewegung der Völker

HNG 	 Hilfsorganisation für nationale Gefangene und deren Angehörige e.V. 
HPG 	 Volksverteidigungskräfte 
HSK 	K urdischer Roter Halbmond e. V. 

I
IB 	 Identitäre Bewegung 
IG	 Interessengemeinschaft Chemnitz

IGD 	 Islamische Gemeinschaft in Deutschland e.V. 
IL 	 Interventionistische Linke

IS 	 Islamischer Staat

J
JN 	 Junge Nationaldemokraten 

K
KAD 	K ommunistisches Aktionsbündnis Dresden

KCD-E	K urdischer demokratischer Gesellschaftskongress in Europa

KCK 	V ereinigte Gemeinschaften Kurdistans 
KON-KURD	K onföderation der Kurdischen vereine in Europa

KPD	K ommunistische Partei Deutschlands

KPF 	K ommunistische Plattform der Partei DIE LINKE 
KPV 	K ommunalpolitische Vereinigung

L
LfV	 Landesamt für Verfassungsschutz

M
MAD	 Militärischer Abschirmdienst
MB 	M uslimbruderschaft

MEK	V olksmodjahedin Iran-Organisation

MF 	 Marxistisches Forum 
MID 	 Military Intelligence Department
MLPD 	 Marxistisch-Leninistische Partei Deutschlands
MND 	 Mitteldeutsche Nationaldemokraten 
MSS 	 Ministry of State Security
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N
NaO	 Neue antikapitalistische Organisation

NAV-DEM	�K urdischer Demokratischer Gesellschaftskongress in DeutschLand,  
Demokratisches Gesellschaftszentrum der KurdInnen in Deutschland

NJB 	 Nationaler Jugendblock e. V.
NPD 	 Nationaldemokratische Partei Deutschlands

NS-Boys	 New Society

NSC	 Nationale Sozialisten Chemnitz

NS-Döbeln 	 Nationale Sozialisten Döbeln

NSHoy	 Nationale Sozialisten Hoyerswerda

NWRI 	 Nationaler Widerstandsrat Iran 

O
OfD	 Offensive für Deutschland 
OSS	 Oldschool Society

P
PKK 	 Arbeiterpartei Kurdistans

PKK	 Parlamentarische Kontrollkommission

PMK	 Politisch motivierte Kriminalität
PRISMA	 PRISMA – Interventionistische Linke Leipzig (PRISMA)
PYD 	 Partei der Demokratischen Union 

R
Revo Leipzig	R evolution Leipzig

RH	 Rote Hilfe e.V. 
RHD 	R ote Hilfe Deutschland 
RNF	R ing Nationaler Frauen

RNJ 	R evolutionäre Nationale Jugend Vogtland 

S
SC4A	 „Social Center for all“
SWR 	 Sluschba Wneschnei Raswedki Rossijskoj Federazii 

T
TAK 	 Freiheitsfalken Kurdistans

TddZ	 Tag der deutschen Zukunft

tfiu	T he future is unwritten

TOP Berlin	T heorie.Organisation.Praxis

YPG	V olksverteidigungseinheiten
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U
URA Dresden 	 Undogmatische Radikale Antifa Dresden 
uZ 	 Unsere Zeit

W
WWT	 Weisse Wölfe Terrorcrew

Y
YDK 	 Kurdische Demokratische Volksunion 
YEK-KOM	F öderation kurdischer Vereine in Deutschland e. V. 
YPG	V olksverteidigungseinheiten

YXK	V erband der Studierenden aus Kurdistan
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Gesetze

Gesetz über den Verfassungsschutz im Freistaat Sachsen
(Sächsisches Verfassungsschutzgesetz – SächsVSG)

Vom 16. Oktober 1992
Rechtsbereinigt mit Stand vom 31. Dezember 2013

Inhaltsübersicht

Erster Abschnitt:  
Organisation, Aufgaben und Befugnisse des Verfassungsschutzes 
§ 1	 Organisation, Zuständigkeit
§ 2	 Aufgaben
§ 3	 Begriffsbestimmungen
§ 4	 Allgemeine Befugnisse
§ 5	 Anwendung nachrichtendienstlicher Mittel
§ 5a	 Besondere Befugnisse

Zweiter Abschnitt:  
Datenschutzrechtliche Bestimmungen 
§ 6	 Speicherung, Veränderung und Nutzung personenbezogener Daten
§ 7	 Berichtigung, Löschung und Sperrung personenbezogener Daten
§ 7a	 Löschung von nach § 5a erhobenen personenbezogenen Daten
§ 8	 Errichtungsanordnung
§ 9	 Auskunft an Betroffene

Dritter Abschnitt:  
Übermittlungsvorschriften 
§ 10	 Informationsübermittlung an das Landesamt für Verfassungsschutz ohne Ersuchen
§ 11	� Informationsübermittlung durch öffentliche Stellen an das Landesamt für Verfassungsschutz 

auf Ersuchen
§ 11a	� Informationsübermittlung durch nicht-öffentliche Stellen an das Landesamt für Verfassungs-

schutz auf Ersuchen
§ 11b	� Weitere Informationsübermittlungen durch nicht-öffentliche Stellen an das Landesamt für 

Verfassungsschutz auf Ersuchen
§ 12	 Übermittlung personenbezogener Daten durch das Landesamt für Verfassungsschutz
§ 12a	 Übermittlung von nach § 5a erhobenen personenbezogenen Daten
§ 13	 Übermittlungsverbote
§ 14	 Besondere Pflichten des Landesamtes für Verfassungsschutz
§ 15	 Unterrichtung der Öffentlichkeit
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Vierter Abschnitt:  
Parlamentarische Kontrolle, Einschränkung von Grundrechten 
§ 16	 Parlamentarische Kontrollkommission
§ 17	 Rechte der Parlamentarischen Kontrollkommission
§ 18	 Einschränkung von Grundrechten

Fünfter Abschnitt:  
Schlussbestimmung 
§ 19	 Inkrafttreten

Der Sächsische Landtag hat am 17. September 1992 das folgende Gesetz beschlossen:

Erster Abschnitt  
Organisation, Aufgaben und Befugnisse des Verfassungsschutzes 

§ 1  
Organisation, Zuständigkeit 
(1) Zum Schutz der freiheitlichen demokratischen Grundordnung, des Bestandes und der Sicherheit 
des Bundes und der Länder wird ein Landesamt für Verfassungsschutz errichtet. Es untersteht als obere 
Landesbehörde unmittelbar dem Staatsministerium des Innern.

(2) Das Landesamt für Verfassungsschutz ist zuständig für
1.	 die Erfüllung der Aufgaben nach § 2 und
2.	� die Zusammenarbeit mit den anderen Ländern und dem Bund in Angelegenheiten der Nummer 1.

(3) Verfassungsschutzbehörden anderer Länder dürfen im Freistaat Sachsen nur im Einvernehmen, das 
Bundesamt für Verfassungsschutz nur im Benehmen mit dem Landesamt für Verfassungsschutz tätig 
werden.

(4) Das Landesamt für Verfassungsschutz und Polizeibehörden oder Polizeidienststellen dürfen einander 
nicht angegliedert werden.

§ 2  
Aufgaben 
(1) Aufgabe des Landesamtes für Verfassungsschutz ist die Sammlung und Auswertung von Informati-
onen, insbesondere von sach- und personenbezogenen Auskünften, Nachrichten und Unterlagen über

1.	� Bestrebungen, die gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung, den Bestand oder die 
Sicherheit des Bundes oder eines Landes gerichtet sind oder eine ungesetzliche Beeinträch-
tigung der Amtsführung der Verfassungsorgane des Bundes oder eines Landes oder ihrer 
Mitglieder zum Ziele haben,

2.	� sicherheitsgefährdende oder geheimdienstliche Tätigkeiten im Geltungsbereich des Grundge-
setzes für eine fremde Macht,
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3.	� Bestrebungen im Geltungsbereich des Grundgesetzes, die durch Anwendung von Gewalt oder 
darauf gerichtete Vorbereitungshandlungen auswärtige Belange der Bundesrepublik Deutsch-
land gefährden,

3a.	� Bestrebungen, die gegen den Gedanken der Völkerverständigung (Artikel 9 Abs. 2 des Grund-
gesetzes), insbesondere das friedliche Zusammenleben der Völker (Artikel 26 Abs. 1 des Grund-
gesetzes) gerichtet sind,

4.	� fortwirkende Strukturen und Tätigkeiten der Aufklärungs- und Abwehrdienste der ehemaligen 
Deutschen Demokratischen Republik im Geltungsbereich dieses Gesetzes.

Sammlung und Auswertung von Informationen nach Satz 1 setzen im Einzelfall voraus, dass für Bestre-
bungen oder Tätigkeiten nach Satz 1 Nrn. 1 bis 4 tatsächliche Anhaltspunkte vorliegen.

(2) Das Landesamt für Verfassungsschutz wirkt mit

1.	� bei der Sicherheitsüberprüfung von Personen, denen im öffentlichen Interesse geheimhaltungs-
bedürftige Tatsachen, Gegenstände oder Erkenntnisse anvertraut werden, die Zugang dazu 
erhalten sollen oder ihn sich verschaffen können,

2.	� bei der Sicherheitsüberprüfung von Personen, die an sicherheitsempfindlichen Stellen von 
lebens- oder verteidigungswichtigen Einrichtungen beschäftigt sind oder werden sollen,

3.	� bei technischen Sicherheitsmaßnahmen zum Schutz von im öffentlichen Interesse geheim-
haltungsbedürftigen Tatsachen, Gegenständen oder Erkenntnissen gegen die Kenntnisnahme 
durch Unbefugte,

4.	� auf Ersuchen der Einstellungsbehörden bei der Überprüfung von Personen, die sich um Einstel-
lung in den öffentlichen Dienst bewerben, sowie auf Anforderung der Beschäftigungsbehörde 
bei der Überprüfung von Beschäftigten im öffentlichen Dienst, wenn der auf Tatsachen beruhende 
Verdacht besteht, dass sie gegen die Pflicht zur Verfassungstreue verstoßen,

5.	� auf Ersuchen der für Einbürgerung zuständigen Behörden bei der sicherheitsmäßigen Überprü-
fung von Einbürgerungsbewerbern sowie

6.	� bei Überprüfungen, soweit dies gesetzlich vorgesehen ist.

Die Mitwirkung des Landesamtes für Verfassungsschutz nach Satz 1 erfolgt in der Weise, dass es eigenes 
Wissen oder bereits vorhandenes Wissen der für die Überprüfung zuständigen Behörde oder sonstiger 
öffentlicher Stellen auswertet. Die Befugnisse des Landesamtes für Verfassungsschutz bei der Mitwir-
kung nach den Nummern 1 und 2 sind im Gesetz über die Voraussetzungen und das Verfahren von Si-
cherheitsüberprüfungen im Freistaat Sachsen (Sächsisches Sicherheitsüberprüfungsgesetz – SächsSÜG) 
vom 19. Februar 2004 (SächsGVBl. S. 44), in der jeweils geltenden Fassung, geregelt.

(3) Die Mitwirkung des Landesamtes für Verfassungsschutz nach Absatz 2 setzt voraus, dass Betroffe-
ne und andere in die Überprüfung einbezogene Personen über Zweck und Verfahren der Überprüfung 
einschließlich der Verarbeitung der erhobenen Daten durch die beteiligten Dienststellen unterrichtet 
werden. Darüber hinaus ist im Falle der Einbeziehung anderer Personen in die Überprüfung deren 
Einwilligung und im Falle weitergehender Ermittlungen die Einwilligung von Betroffenen erforderlich. 
Die Sätze 1 und 2 gelten nur, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist.
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(4)  Das Landesamt für Verfassungsschutz unterrichtet das Staatsministerium des Innern über seine 
Tätigkeit.

§ 3  
Begriffsbestimmungen 
(1) Im Sinne dieses Gesetzes sind

1.	� Bestrebungen gegen den Bestand des Bundes oder eines Landes politisch bestimmte, ziel- und 
zweckgerichtete Verhaltensweisen in einem oder für einen Personenzusammenschluss, der dar-
auf gerichtet ist, die Freiheit des Bundes oder eines Landes von fremder Herrschaft aufzuheben, 
ihre staatliche Einheit zu beseitigen oder ein zu ihm gehörendes Gebiet abzutrennen;

2.	� Bestrebungen gegen die Sicherheit des Bundes oder eines Landes politisch bestimmte, ziel- und 
zweckgerichtete Verhaltensweisen in einem oder für einen Personenzusammenschluss, der da-
rauf gerichtet ist, Bund, Länder oder deren Einrichtungen in ihrer Funktionsfähigkeit erheblich 
zu beeinträchtigen;

3.	� Bestrebungen gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung politisch bestimmte, ziel- 
und zweckgerichtete Verhaltensweisen in einem oder für einen Personenzusammenschluss, der 
darauf gerichtet ist, einen der in Absatz 2 genannten Verfassungsgrundsätze zu beseitigen oder 
außer Geltung zu setzen.

Für einen Personenzusammenschluss handelt, wer ihn in seinen Bestrebungen aktiv sowie ziel- und 
zweckgerichtet unterstützt. Verhaltensweisen von Einzelpersonen, die nicht in einem oder für einen 
Personenzusammenschluss handeln, sind Bestrebungen im Sinne dieses Gesetzes, wenn sie auf Anwen-
dung von Gewalt gerichtet sind oder aufgrund ihrer Wirkungsweise geeignet sind, ein Schutzgut dieses 
Gesetzes erheblich zu beschädigen.

(2) Zur freiheitlichen demokratischen Grundordnung im Sinne dieses Gesetzes zählen:

1.	� das Recht des Volkes, die Staatsgewalt in Wahlen und Abstimmungen und durch besondere Or-
gane der Gesetzgebung, der vollziehenden Gewalt und der Rechtsprechung auszuüben und die 
Volksvertretungen in allgemeiner, unmittelbarer, freier, gleicher und geheimer Wahl zu wählen;

2.	� die Bindung der Gesetzgebung an die verfassungsmäßige Ordnung und die Bindung der vollzie-
henden Gewalt und der Rechtsprechung an Gesetz und Recht;

3.	� das Mehrparteienprinzip sowie das Recht auf Bildung und Ausübung einer parlamentarischen 
Opposition;

4.	 die Ablösbarkeit der Regierung und ihre Verantwortlichkeit gegenüber der Volksvertretung;
5.	 die Unabhängigkeit der Gerichte;
6.	 der Ausschluss jeder Gewalt- und Willkürherrschaft und
7.	 die im Grundgesetz konkretisierten Menschenrechte.
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§ 4  
Allgemeine Befugnisse 
(1) Das Landesamt für Verfassungsschutz darf die zur Erfüllung seiner Aufgaben nach § 2 erforderlichen 
Informationen einschließlich personenbezogener Daten verarbeiten. Die Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten richtet sich nach den Vorschriften dieses Gesetzes und, soweit keine besonderen Regelungen 
getroffen sind, nach den Vorschriften des Gesetzes zum Schutz der informationellen Selbstbestimmung 
im Freistaat Sachsen (Sächsisches Datenschutzgesetz – SächsDSG) vom 25. August 2003 (SächsGVBl. 
S. 330), in der jeweils geltenden Fassung.

(2) Werden personenbezogene Daten bei Betroffenen mit ihrer Kenntnis erhoben, so ist der Erhebungs-
zweck anzugeben. Betroffene sind auf die Freiwilligkeit ihrer Angaben und bei einer Sicherheitsüber-
prüfung nach § 2 Abs. 2 Nrn. 1, 2 und 4 auf eine dienst-, arbeitsrechtliche oder sonstige vertragliche 
Mitwirkungspflicht hinzuweisen.

(3) Polizeiliche Befugnisse oder Weisungsbefugnisse gegenüber anderen Behörden und Dienststellen 
stehen dem Landesamt für Verfassungsschutz nicht zu. Es darf die Polizei auch nicht im Wege der 
Amtshilfe um Maßnahmen ersuchen, zu denen es selbst nicht befugt ist.

(4) Von mehreren geeigneten Maßnahmen hat das Landesamt für Verfassungsschutz diejenige zu wäh-
len, die Betroffene voraussichtlich am wenigsten beeinträchtigt. Eine Maßnahme darf keinen Nachteil 
herbeiführen, der erkennbar außer Verhältnis zu dem beabsichtigten Erfolg steht.

§ 5  
Anwendung nachrichtendienstlicher Mittel 
(1) Das Landesamt für Verfassungsschutz darf, insbesondere unter Beachtung des § 4 Abs. 4, Metho-
den, Gegenstände und Instrumente zur heimlichen Informationsbeschaffung, wie den Einsatz von 
Vertrauensleuten und Gewährspersonen, Observationen, Bild- und Tonaufzeichnungen, Tarnpapiere 
und Tarnkennzeichen (nachrichtendienstliche Mittel) anwenden. Diese sind in einer Dienstvorschrift 
zu benennen, die auch die Zuständigkeit für die Anordnung solcher Informationsbeschaffungen regelt. 
Die Dienstvorschrift bedarf der Zustimmung des Staatsministeriums des Innern und der Parlamenta-
rischen Kontrollkommission.

(2) Das Landesamt für Verfassungsschutz darf personenbezogene Daten und sonstige Informationen 
mit nachrichtendienstlichen Mitteln erheben, wenn tatsächliche Anhaltspunkte dafür vorhanden sind, 
dass

1.	� auf diese Weise Erkenntnisse über Bestrebungen oder Tätigkeiten nach § 2 Abs. 1 oder die zur 
Erforschung solcher Erkenntnisse erforderlichen Quellen gewonnen werden können oder

2.	� dies zum Schutz oder zur Abschirmung von Mitarbeitern, Einrichtungen, Gegenständen und 
Quellen des Landesamtes für Verfassungsschutz gegen sicherheitsgefährdende oder geheim-
dienstliche Tätigkeiten erforderlich ist.
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Die Erhebung nach Satz 1 ist unzulässig, wenn die Erforschung des Sachverhalts auf andere, den Betrof-
fenen weniger beeinträchtigende Weise möglich ist. Eine geringere Beeinträchtigung ist insbesondere 
dann anzunehmen, wenn die Information aus allgemein zugänglichen Quellen oder durch Auskünfte 
nach §§ 11 oder 11a gewonnen werden kann. Die Anwendung eines nachrichtendienstlichen Mittels 
darf nicht erkennbar außer Verhältnis zur Bedeutung des aufzuklärenden Sachverhalts stehen. Die 
Maßnahme ist unverzüglich zu beenden, wenn der Zweck erreicht ist oder sich Anhaltspunkte dafür 
ergeben, dass er nicht oder nicht auf diese Weise erreicht werden kann.

(3) Wird der verdeckte Einsatz technischer Mittel zur Anfertigung von Bildaufnahmen oder -aufzeich-
nungen oder zum Abhören und Aufzeichnen des gesprochenen Wortes oder der Einsatz eines Verfas-
sungsschutzbediensteten, der unter einer ihm verliehenen, auf Dauer angelegten, veränderten Identität 
ermittelt, zur Erfüllung von Aufgaben nach § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 länger als 72 Stunden dauern, ist 
dies unverzüglich der Parlamentarischen Kontrollkommission anzuzeigen.

(4) Die Zulässigkeit von Maßnahmen nach dem Gesetz zur Beschränkung des Brief-, Post- und Fernmel-
degeheimnisses (Artikel 10-Gesetz – G 10) vom 26. Juni 2001 (BGBl. I S. 1254, 2298), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 Abs. 1 des Gesetzes vom 11. Februar 2005 (BGBl. I S. 239, 241), in der jeweils geltenden 
Fassung, bleibt unberührt.

(5)  aufgehoben 
 
(11)  aufgehoben

(12) Nachrichtendienstliche Mittel, die sich gezielt gegen einen Abgeordneten des Sächsischen Landta-
ges richten, dürfen nur angewandt werden, wenn sie zuvor vom Präsidenten des Landtages genehmigt 
worden sind.

§ 5a  
Besondere Befugnisse 
(1) Der verdeckte Einsatz technischer Mittel zur Informationsgewinnung im Schutzbereich des Arti-
kels 13 des Grundgesetzes und des Artikels 30 der Verfassung des Freistaates Sachsen> ist nur zulässig, 
wenn die materiellen Voraussetzungen für einen Eingriff in das Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis 
nach § 1 Abs. 1 und § 3 Abs. 1 G 10 vorliegen und der verdeckte Einsatz technischer Mittel zur Abwehr 
einer dringenden Gefahr für die freiheitliche demokratische Grundordnung oder den Bestand oder die 
Sicherheit des Bundes oder eines Landes oder für Leben, Gesundheit oder Freiheit einer Person oder für 
bedeutende fremde Sach- oder Vermögenswerte erforderlich ist und die Erforschung des Sachverhalts 
auf andere Weise aussichtslos oder wesentlich erschwert wäre.

(2) Die Maßnahme darf sich nur gegen den Betroffenen richten und nur in Wohnungen des Betroffenen 
durchgeführt werden. In Wohnungen anderer Personen ist die Maßnahme nur zulässig, wenn aufgrund 
tatsächlicher Anhaltspunkte anzunehmen ist, dass sich der Betroffene dort aufhält und die Maßnahme 
in Wohnungen des Betroffenen allein nicht zur Erforschung des Sachverhalts führen würde.
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(3) Die Maßnahme darf nur angeordnet werden, wenn aufgrund tatsächlicher Anhaltspunkte, insbeson-
dere zu der Art der zu überwachenden Räume und dem Verhältnis der zu überwachenden Personen zu-
einander, anzunehmen ist, dass durch die Überwachung Äußerungen oder Handlungen, die dem Kern-
bereich privater Lebensgestaltung zuzurechnen sind, nicht erfasst werden. Gespräche oder Handlungen 
in Betriebs- oder Geschäftsräumen sind in der Regel nicht dem Kernbereich privater Lebensgestaltung 
zuzurechnen.

(4) Die Maßnahme ist unverzüglich abzubrechen, wenn sich während der Überwachung erste Anhalts-
punkte dafür ergeben, dass Äußerungen oder Handlungen, die dem Kernbereich privater Lebensge-
staltung zuzurechnen sind, erfasst werden. Im Zweifel ist unverzüglich eine gerichtliche Entscheidung 
über den Abbruch der Maßnahme und eine Löschung der bisher erhobenen Daten herbeizuführen. Das 
anordnende Gericht ist über den Verlauf und die Ergebnisse der Maßnahme zu unterrichten. Liegen 
die Voraussetzungen der Anordnung nicht mehr vor, so hat das Gericht den Abbruch der Maßnahme 
unverzüglich anzuordnen, sofern das Landesamt für Verfassungsschutz die Maßnahme nicht bereits 
abgebrochen hat.

(5) Erkenntnisse über Äußerungen oder Handlungen, die dem Kernbereich privater Lebensgestaltung 
zuzurechnen sind, dürfen nicht verwertet werden. Soweit ein Verwertungsverbot in Betracht kommt, hat 
das Landesamt für Verfassungsschutz unverzüglich eine Entscheidung des anordnenden Gerichts über 
die Verwertbarkeit der erlangten Erkenntnisse herbeizuführen.

(6) Die durch Maßnahmen nach Absatz 1 erhobenen Daten sind dergestalt zu kennzeichnen, dass jeder-
zeit erkennbar bleibt, aus welchen Eingriffen sie stammen. Sie dürfen durch das Landesamt für Verfas-
sungsschutz zu keinen anderen Zwecken als der Sammlung und Auswertung von Informationen über 
Bestrebungen und Tätigkeiten, auf die Absatz  1 Anwendung findet, weiter verarbeitet werden. Eine 
Übermittlung darf nur unter den Voraussetzungen von § 12a erfolgen.

(7) In den Fällen des § 53 StPO ist eine Maßnahme nach Absatz 1 unzulässig. Ergibt sich während oder 
nach der Durchführung einer Maßnahme nach Absatz 1, dass ein Fall des § 53 StPO vorliegt, gelten 
Absatz 4 Satz 1, Absatz 5 Satz 1 und § 7a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 entsprechend. In den Fällen der §§ 52 
und  53a StPO dürfen aus einer Maßnahme nach Absatz  1 gewonnene Erkenntnisse nur verwendet 
werden, wenn dies unter Berücksichtigung der Bedeutung des zugrunde liegenden Vertrauensverhält-
nisses nicht außer Verhältnis zum Interesse an der Erforschung des Sachverhalts steht.

(8) Auf Antrag des Landesamtes für Verfassungsschutz trifft die in § 74a Abs. 4 des Gerichtsverfassungs-
gesetzes genannte Kammer des Landgerichts, in dessen Bezirk das Landesamt für Verfassungsschutz 
seinen Sitz hat, die Entscheidung über die Anordnung der Maßnahme nach Absatz 1. Die Maßnahme 
ist auf höchstens drei Monate zu befristen und kann um jeweils nicht mehr als drei Monate verlängert 
werden. Für das Verfahren gelten die Vorschriften des Gesetzes über die Angelegenheiten der freiwil-
ligen Gerichtsbarkeit in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 315-1, veröffentlichten 
bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 4c des Gesetzes vom 22. September 2005 (BGBl. I 
S. 2809, 2819), in der jeweils geltenden Fassung, entsprechend. Die Entscheidung des Gerichts ergeht 
ohne vorherige Anhörung des Betroffenen und bedarf zu ihrer Wirksamkeit nicht der Bekanntmachung 
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an ihn. Gegen die Entscheidung ist die sofortige Beschwerde statthaft. Bei Gefahr im Verzug kann die 
Anordnung auch durch den Vorsitzenden getroffen werden. Dessen Anordnung tritt außer Kraft, wenn 
sie nicht binnen drei Tagen von der Kammer bestätigt wird.

(9) In der schriftlichen Anordnung sind anzugeben:

1.	� soweit bekannt, der Name und die Anschrift des Betroffenen, gegen den sich die Maßnahme 
richtet,

2.	� die tatsächlichen Anhaltspunkte für Bestrebungen oder Tätigkeiten nach § 2 Abs. 1, aufgrund 
derer die Maßnahme nach Absatz 1 angeordnet wird,

3.	 die zu überwachende Wohnung oder die zu überwachenden Wohnräume,
4.	 Art, Umfang und Dauer der Maßnahme,
5.	 die Erwartungen an die zu erhebenden Informationen.

In der Begründung der Anordnung oder Verlängerung sind deren Voraussetzungen und die wesent-
lichen Abwägungsgesichtspunkte darzulegen. Insbesondere sind anzugeben:

1.	 die tatsächlichen Anhaltspunkte für Bestrebungen oder Tätigkeiten nach § 2 Abs. 1,
2.	 die wesentlichen Erwägungen zur Erforderlichkeit und Verhältnismäßigkeit der Maßnahme,
3.	 die tatsächlichen Anhaltspunkte im Sinne des Absatzes 3 Satz 1.

(10) Die Betroffenen sind von den nach Absatz 1 durchgeführten Maßnahmen zu unterrichten, sobald 
dies ohne Gefährdung des Zwecks der Maßnahme, im Fall des Absatzes 11 ohne Gefährdung der für 
den Verfassungsschutz tätigen Person, geschehen kann. Die Mitteilung obliegt dem Landesamt für Ver-
fassungsschutz. Sind Daten aus Maßnahmen nach Absatz 1 an Dritte übermittelt worden, erfolgt die 
Mitteilung im Benehmen mit dem Empfänger. Betroffene im Sinne des Satzes 1 sind:

1.	 Betroffene, gegen die sich die Maßnahme nach § 5a richtet,
2.	 Inhaber und Bewohner der Wohnung, in der die Maßnahmen durchgeführt worden sind,
3.	 sonstige überwachte Personen.

Eine Unterrichtung von Betroffenen nach Satz 4 Nr. 2 und 3 unterbleibt, wenn überwiegende schutzwür-
dige Belange anderer Betroffener entgegenstehen oder die Identität von Betroffenen nach Satz 4 Nr. 2 
und 3 nur mit unverhältnismäßigem Aufwand ermittelt werden könnte. Erfolgt die Benachrichtigung 
nicht binnen sechs Monaten nach Beendigung der Maßnahme, bedarf die weitere Zurückstellung der 
gerichtlichen Zustimmung. Die gerichtliche Entscheidung ist vorbehaltlich einer anderen gerichtlichen 
Anordnung jeweils nach einem Jahr erneut einzuholen.

(11) Das Landesamt für Verfassungsschutz darf den verdeckten Einsatz technischer Mittel nach Absatz 1 
ausschließlich zur Abwehr von Gefahren für Leben, Gesundheit oder Freiheit der bei einem Einsatz in 
Wohnungen für den Verfassungsschutz tätigen Person anordnen. Eine weitere Verarbeitung der hierbei 
erhobenen Daten, insbesondere eine Übermittlung nach § 12a, ist nur zulässig, wenn die Rechtmäßig-
keit der Maßnahme nach Maßgabe von Satz 1 und Absatz 1 zuvor gerichtlich festgestellt worden ist; bei 
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Gefahr im Verzug ist die gerichtliche Entscheidung unverzüglich nachzuholen. In diesen Fällen gelten 
die Absätze 5 bis 7 und 10 entsprechend.

(12) Auch nach Erledigung einer in den Absätzen 1 und 11 genannten Maßnahme können Betroffene 
binnen vier Wochen nach ihrer Benachrichtigung die Überprüfung der Rechtmäßigkeit der Anordnung 
sowie der Art und Weise des Vollzugs beantragen. Über den Antrag entscheidet das Gericht, das über 
die Anordnung der Maßnahme entschieden hat. Gegen die Entscheidung ist die sofortige Beschwerde 
statthaft.

Zweiter Abschnitt  
Datenschutzrechtliche Bestimmungen 

§ 6  
Speicherung, Veränderung und Nutzung personenbezogener Daten 
(1) Das Landesamt für Verfassungsschutz darf zur Erfüllung seiner Aufgaben personenbezogene Daten 
speichern, verändern und nutzen, wenn
1.	 tatsächliche Anhaltspunkte für Bestrebungen oder Tätigkeiten nach § 2 Abs. 1 vorliegen,
2.	� dies für die Erforschung und Bewertung von Bestrebungen oder Tätigkeiten nach § 2 Abs. 1 

erforderlich ist oder
3.	 das Landesamt für Verfassungsschutz nach § 2 Abs. 2 tätig werden wird.

(2) Zur Aufgabenerfüllung nach § 2 Abs. 2 dürfen vorbehaltlich des Satzes 2 in automatisierten Dateien 
nur Daten über die Personen gespeichert werden, die der Sicherheitsüberprüfung unterliegen oder in die 
Sicherheitsüberprüfung einbezogen werden. Zur Erledigung von Aufgaben nach § 2 Abs. 2 Nr. 4 und 5 
dürfen in automatisierten Dateien nur Daten solcher Personen erfasst werden, über die bereits Erkennt-
nisse nach § 2 Abs. 1 vorliegen. Bei der Speicherung in Dateien muss erkennbar sein, welcher der in § 2 
Abs. 1 und 2 genannten Personengruppe Betroffene zuzuordnen sind.

(3) Das Landesamt für Verfassungsschutz hat die Speicherungsdauer auf das für seine Aufgabenerfül-
lung erforderliche Maß zu beschränken.

(4) Personenbezogene Daten über das Verhalten einer Person vor Vollendung des 14. Lebensjahres dür-
fen nicht gespeichert werden. Personenbezogene Daten über das Verhalten einer Person nach Vollen-
dung des 14. und vor Vollendung des 16. Lebensjahres sind zwei Jahre nach dem Verhalten zu löschen, 
es sei denn, dass weitere Erkenntnisse im Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 1 angefallen sind. Personenbezogene 
Daten über das Verhalten einer Person nach Vollendung des 16. und vor Vollendung des 18. Lebensjahres 
sind zwei Jahre nach dem Verhalten auf die Erforderlichkeit der Speicherung in Dateien zu überprüfen 
und spätestens fünf Jahre nach dem Verhalten zu löschen, es sei denn, dass weitere Erkenntnisse im 
Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 1 über ein Verhalten nach Eintritt der Volljährigkeit angefallen sind.
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§ 7  
Berichtigung, Löschung und Sperrung personenbezogener Daten 
(1) Das Landesamt für Verfassungsschutz hat die in Akten oder Dateien gespeicherten personenbezo-
genen Daten zu berichtigen, wenn sie unrichtig sind; in Akten ist dies zu vermerken. Wird die Richtigkeit 
der Daten von Betroffenen bestritten, so ist dies in der Akte zu vermerken oder auf sonstige Weise 
festzuhalten.

(2) Das Landesamt für Verfassungsschutz hat die in Dateien gespeicherten personenbezogenen Daten 
zu löschen, wenn ihre Speicherung unzulässig war oder ihre Kenntnis für die Aufgabenerfüllung nicht 
mehr erforderlich ist. Die Löschung unterbleibt, wenn Grund zu der Annahme besteht, dass durch sie 
schutzwürdige Belange der Betroffenen beeinträchtigt würden. In diesem Fall sind die Daten zu sperren. 
Sie dürfen nur noch mit Einwilligung der Betroffenen übermittelt werden.

(3) Das Landesamt für Verfassungsschutz prüft bei der Einzelfallbearbeitung und nach festgesetzten 
Fristen, spätestens nach fünf Jahren, ob in Dateien gespeicherte personenbezogene Daten zu berich-
tigen oder zu löschen sind. Gespeicherte personenbezogene Daten über Bestrebungen nach § 2 Abs. 1 
Nr. 1 sind spätestens 10 Jahre, über Bestrebungen nach § 2 Abs. 1 Nr. 3 und 3a spätestens 15 Jahre nach 
dem Zeitpunkt der letzten gespeicherten relevanten Information zu löschen, es sei denn, der Präsident 
des Landesamtes für Verfassungsschutz oder sein Vertreter stellt fest, dass die weitere Speicherung zur 
Aufgabenerfüllung oder aus den in Absatz 2 Satz 2 genannten Gründen erforderlich ist.

(4) Das Landesamt für Verfassungsschutz hat die nicht in Dateien gespeicherten personenbezogenen 
Daten gemäß Absatz 2 zu löschen. Die Löschung ist zu dokumentieren. Die Daten sind zu sperren, wenn 
die Löschung wegen der besonderen Art der Speicherung nicht oder nur mit unverhältnismäßig hohem 
Aufwand möglich ist. Gesperrte Daten sind mit einem entsprechenden Vermerk zu versehen. Sie dürfen 
nicht mehr genutzt oder übermittelt werden. Eine Aufhebung der Sperrung ist möglich, wenn ihre 
Voraussetzungen nachträglich entfallen.

(5)  Für die Archivierung gelten die Vorschriften des Archivgesetzes für den Freistaat Sachsen vom 
17. Mai 1993 (SächsGVBl. S.  449), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 25.  Juni 1999 
(SächsGVBl. S. 398), in der jeweils geltenden Fassung.

§ 7a  
Löschung von nach § 5a erhobenen personenbezogenen Daten 
(1) Das Landesamt für Verfassungsschutz hat personenbezogene Daten, die durch eine Maßnahme nach 
§ 5a erhoben wurden, unverzüglich zu löschen,

1.	� wenn Äußerungen oder Handlungen, die dem Kernbereich privater Lebensgestaltung zuzurech-
nen sind, erfasst wurden,

2.	� wenn die Daten für die in § 5a Abs. 6 Satz 2 genannten Zwecke nicht mehr erforderlich sind; 
soweit die Daten für eine gerichtliche Überprüfung nach § 5a Abs. 12 von Bedeutung sein kön-
nen, ist die Löschung der Daten zurückzustellen, sie sind zu sperren und dürfen nur zu diesem 
Zweck verwendet werden.
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Im Falle von Satz 1 Nr. 2 hat die Prüfung der Erforderlichkeit der Datenspeicherung unverzüglich nach 
ihrer Erhebung und sodann in Abständen von höchstens sechs Monaten zu erfolgen. Die Erhebung und 
Löschung der Daten ist zu dokumentieren.
(2) Im Falle der Datenübermittlung nach § 12a prüft der Empfänger unverzüglich und sodann in Abstän-
den von höchstens sechs Monaten, ob die Daten für die Zwecke, zu deren Erfüllung sie ihm übermittelt 
worden sind, noch erforderlich sind. Sind die Daten für die bestimmten Zwecke nicht mehr erforderlich, 
gilt Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 entsprechend. Die Löschung ist zu dokumentieren. Der Empfänger unterrichtet 
das Landesamt für Verfassungsschutz unverzüglich über die erfolgte Löschung.

§ 8  
Errichtungsanordnung 
(1) Für jede beim Landesamt für Verfassungsschutz zur Erfüllung seiner in § 2 genannten Aufgaben 
einzurichtende automatisierte Datei, in der personenbezogene Daten verarbeitet werden, sind in einer 
Errichtungsanordnung festzulegen:

1.	 Bezeichnung der Datei,
2.	 Zweck der Datei,
3.	� Voraussetzungen der Speicherung, Übermittlung und Nutzung  

(betroffener Personenkreis, Art der Daten),
4.	 Anlieferung oder Eingabe,
5.	 Zugangsberechtigung,
6.	 Überprüfungsfristen, Speicherungsdauer und
7.	 Protokollierung.

Die Zugangsberechtigung nach Satz 1 Nr. 5 ist auf Personen zu beschränken, die die Daten zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben nach diesem Gesetz benötigen. Die Errichtungsanordnung bedarf der Zustimmung des 
Staatsministeriums des Innern.

(2) Vor Erlass und vor wesentlichen Änderungen der Errichtungsanordnung ist der Sächsische Daten-
schutzbeauftragte zu hören.

(3) Das Landesamt für Verfassungsschutz hat in angemessenen Abständen die Erforderlichkeit der 
Weiterführung oder Änderung der Dateien zu überprüfen.

§ 9  
Auskunft an Betroffene 
(1) Das Landesamt für Verfassungsschutz erteilt Betroffenen über die zu ihrer Person gespeicherten 
Daten auf Antrag unentgeltlich Auskunft. Die Auskunftsverpflichtung erstreckt sich nicht auf die Her-
kunft der Daten und die Empfänger von Übermittlungen.

(1a) Auskunft aus Akten, die nicht zur Person des Betroffenen geführt werden, wird erteilt, soweit der 
Betroffene Angaben macht, die das Auffinden der Akten ermöglichen und der für die Erteilung der 
Auskunft erforderliche Aufwand nicht außer Verhältnis zu dem vom Betroffenen geltend gemachten In-
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formationsinteresse steht. Satz 1 findet auf personenbezogene Daten in nicht-automatisierten Dateien, 
die nicht zur Übermittlung an Dritte bestimmt sind, entsprechende Anwendung. 

(2) Die Auskunftserteilung unterbleibt, soweit

1.	 eine Gefährdung der Aufgabenerfüllung durch die Auskunftserteilung zu besorgen ist,
2.	� durch die Auskunftserteilung nachrichtendienstliche Zugänge gefährdet sein können oder die 

Ausforschung des Erkenntnisstandes oder der Arbeitsweise des Landesamtes für Verfassungs-
schutz zu befürchten ist,

3.	� die Auskunft die öffentliche Sicherheit gefährden oder sonst dem Wohl des Bundes oder eines 
Landes Nachteile bereiten würde oder

4.	� die Daten oder die Tatsache der Speicherung nach einer Rechtsvorschrift oder ihrem Wesen 
nach, insbesondere wegen der überwiegenden berechtigten Interessen eines Dritten, geheim-
gehalten werden müssen.

(3) Die Ablehnung der Auskunftserteilung bedarf keiner Begründung, soweit dadurch der Zweck der 
Auskunftsverweigerung gefährdet würde. Die Gründe für die Auskunftsverweigerung sind aktenkundig 
zu machen. Wird die Auskunftserteilung abgelehnt, sind Betroffene auf die Rechtsgrundlage für das 
Fehlen der Begründung und darauf hinzuweisen, dass sie sich an den Sächsischen Datenschutzbeauf-
tragten wenden können. Dem Datenschutzbeauftragten ist auf sein Verlangen Auskunft zu erteilen, 
soweit nicht das Staatsministerium des Innern im Einzelfall feststellt, dass dadurch die Sicherheit des 
Bundes oder eines Landes gefährdet würde. Mitteilungen des Sächsischen Datenschutzbeauftragten an 
Betroffene dürfen keine Rückschlüsse auf den Kenntnisstand des Landesamtes für Verfassungsschutz 
zulassen, sofern dieses nicht einer weitergehenden Auskunft zustimmt.

Dritter Abschnitt  
Übermittlungsvorschriften 

§ 10  
Informationsübermittlung an das Landesamt für Verfassungsschutz ohne Ersuchen 
(1) Die Behörden und Gerichte des Freistaates Sachsen, die Gemeinden, Landkreise und sonstigen der 
Aufsicht des Freistaates Sachsen unterstehenden juristischen Personen des öffentlichen Rechts über-
mitteln von sich aus dem Landesamt für Verfassungsschutz die ihnen bekannt gewordenen personen-
bezogenen Daten und sonstigen Informationen, wenn tatsächliche Anhaltspunkte dafür bestehen, dass 
die Informationen zur Wahrnehmung von Aufgaben nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 oder zur Beobachtung von 
Bestrebungen erforderlich sind, die durch Anwendung von Gewalt oder darauf gerichtete Vorberei-
tungshandlungen gegen die in § 2 Abs. 1 Nr. 1, 3 und 3a genannten Schutzgüter gerichtet sind.

(2) Die Staatsanwaltschaften und, vorbehaltlich der staatsanwaltschaftlichen Sachleitungsbefugnis, die 
Polizeidienststellen übermitteln darüber hinaus von sich aus dem Landesamt für Verfassungsschutz auch 
alle anderen ihnen bekannt gewordenen personenbezogenen Daten und sonstigen Informationen über 
Bestrebungen oder Tätigkeiten nach § 2 Abs. 1, wenn tatsächliche Anhaltspunkte dafür bestehen, dass 
die Übermittlung für die Erfüllung der Aufgaben des Landesamtes für Verfassungsschutz erforderlich ist.
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§ 11  
Informationsübermittlung durch öffentliche Stellen  
an das Landesamt für Verfassungsschutz auf Ersuchen 
(1) Die in § 10 genannten öffentlichen Stellen haben dem Landesamt für Verfassungsschutz auf dessen 
Ersuchen die ihnen bei der Erfüllung ihrer Aufgaben bekannt gewordenen personenbezogenen Daten 
und Informationen zu übermitteln, wenn tatsächliche Anhaltspunkte dafür bestehen, dass die Über-
mittlung für die Erfüllung der Aufgaben nach § 2 Abs. 1 oder Abs. 2 erforderlich ist. Das Landesamt für 
Verfassungsschutz hat die Ersuchen aktenkundig zu machen.

(2) Das Landesamt für Verfassungsschutz darf Akten anderer öffentlicher Stellen und amtliche Register 
unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 und vorbehaltlich der in § 13 getroffenen Regelung einse-
hen, soweit dies zur Erfüllung von Aufgaben nach § 2 Abs. 1 und 2 oder zum Schutz von Mitarbeitern 
und Quellen des Landesamtes für Verfassungsschutz gegen Gefahren für Leib und Leben erforderlich 
ist und die sonstige Übermittlung von Informationen aus den Akten oder den Registern den Zweck der 
Maßnahmen gefährden oder das Persönlichkeitsrecht von Betroffenen unverhältnismäßig beeinträchti-
gen würde. Über die Einsichtnahme nach Satz 1 hat das Landesamt für Verfassungsschutz einen Nach-
weis zu führen, aus dem der Zweck und die Veranlassung, die ersuchte Behörde und die Aktenfundstelle 
hervorgehen. Die Nachweise sind fünf Jahre gesondert aufzubewahren und gegen ungerechtfertigten 
Zugriff zu sichern und anschließend zu vernichten.

(3) Die Übermittlung personenbezogener Daten und sonstige Informationen, die aufgrund einer Maß-
nahme nach § 100a der Strafprozessordnung bekannt geworden sind, ist nur zulässig, wenn tatsächlich 
Anhaltspunkte dafür bestehen, dass jemand eine der in § 3 G 10 genannten Straftaten plant, begeht 
oder begangen hat. Auf die dem Landesamt für Verfassungsschutz nach Satz 1 übermittelten Unter-
lagen findet § 4 Abs. 1 und 2 Satz 3 G 10 entsprechende Anwendung.

§ 11a  
Informationsübermittlung durch nicht-öffentliche Stellen  
an das Landesamt für Verfassungsschutz auf Ersuchen 
(1) Ein Ersuchen des Landesamtes für Verfassungsschutz um Übermittlung personenbezogener Daten 
darf nur diejenigen personenbezogenen Daten enthalten, die für die Erteilung der Auskunft unerlässlich 
sind. Schutzwürdige Interessen des Betroffenen dürfen nur in unvermeidbarem Umfang beeinträchtigt 
werden.

(2) Das Landesamt für Verfassungsschutz darf im Einzelfall bei Kreditinstituten, Finanzdienstleistungs-
instituten und Finanzunternehmen unentgeltlich Auskünfte zu Konten, Konteninhabern und sonstigen 
Berechtigten sowie weiteren am Zahlungsverkehr Beteiligten und zu Geldbewegungen und Geldanla-
gen einholen, wenn dies zur Erfüllung seiner Aufgaben nach § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 bis 3a erforderlich 
ist und tatsächliche Anhaltspunkte für schwerwiegende Gefahren für die dort genannten Schutzgüter 
vorliegen.

(3) Das Landesamt für Verfassungsschutz darf im Einzelfall zur Erfüllung seiner Aufgaben nach §  2 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 bis 3a unter den Voraussetzungen des § 3 Abs. 1 G 10 bei Personen und Unternehmen, 
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die geschäftsmäßig Postdienstleistungen erbringen, sowie bei denjenigen, die an der Erbringung dieser 
Dienstleistungen mitwirken, unentgeltlich Auskünfte zu Namen, Anschriften, Postfächern und sonsti-
gen Umständen des Postverkehrs einholen.

(4) Das Landesamt für Verfassungsschutz darf im Einzelfall bei Luftfahrtunternehmen unentgeltlich 
Auskünfte zu Namen, Anschriften und zur Inanspruchnahme von Transportleistungen und sonstigen 
Umständen des Luftverkehrs einholen, wenn dies zur Erfüllung seiner Aufgaben nach § 2 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 2 bis 3a erforderlich ist und tatsächliche Anhaltspunkte für schwerwiegende Gefahren für die dort 
genannten Schutzgüter vorliegen.

(5) Das Landesamt für Verfassungsschutz darf im Einzelfall zur Erfüllung seiner Aufgaben nach § 2 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 bis 3a unter den Voraussetzungen des § 3 Abs. 1 G 10 bei denjenigen, die geschäftsmäßig 
Telekommunikationsdienste und Teledienste erbringen oder daran mitwirken, unentgeltlich Auskünfte 
über Telekommunikationsverbindungsdaten und Teledienstnutzungsdaten einholen. Die Auskunft kann 
auch in Bezug auf zukünftige Telekommunikation und zukünftige Nutzung von Telediensten verlangt 
werden. Telekommunikationsverbindungsdaten und Teledienstnutzungsdaten sind:

1.	� Berechtigungskennungen, Kartennummern, Standortkennung sowie Rufnummern oder Ken-
nung des anrufenden und angerufenen Anschlusses oder der Endeinrichtung,

2.	 Beginn und Ende der Verbindung nach Datum und Uhrzeit,
3.	� Angaben über die Art der vom Kunden in Anspruch genommenen Telekommunikations- und 

Teledienst-Dienste,
4.	 Endpunkte festgeschalteter Verbindungen, ihr Beginn und ihr Ende nach Datum und Uhrzeit.

(6) Auskünfte nach den Absätzen 2 bis 5 dürfen nur auf Antrag eingeholt werden. Der Antrag ist durch 
den Präsidenten des Landesamtes für Verfassungsschutz, im Falle seiner Verhinderung durch seinen 
Vertreter, schriftlich zu stellen und zu begründen. Über den Antrag entscheidet der Staatsminister des 
Innern, im Falle seiner Verhinderung sein Vertreter.

(7) Das Staatsministerium des Innern unterrichtet die Kommission nach §  2 Abs.  1 des Gesetzes 
zur Ausführung des Artikel 10-Gesetzes im Freistaat Sachsen (SächsAG G 10) vom 16. Oktober 1992 
(SächsGVBl. S. 464), geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 15. August 2003 (SächsGVBl. S. 313, 
317), über die gemäß Absatz 6 beschiedenen Anträge vor deren Vollzug. Bei Gefahr im Verzug darf 
das Staatsministerium des Innern den Vollzug der Entscheidung bereits vor Unterrichtung der Kom-
mission anordnen. In diesen Fällen ist die Unterrichtung innerhalb von zehn Tagen nachzuholen. Die 
Kommission prüft von Amts wegen oder aufgrund von Beschwerden die Zulässigkeit der Einholung 
von Auskünften. Entscheidungen über Auskünfte, die die Kommission für unzulässig oder für nicht 
notwendig erklärt, hat das Staatsministerium des Innern unverzüglich aufzuheben.

(8) § 2 Abs. 2 SächsAG G 10 ist mit der Maßgabe entsprechend anzuwenden, dass die Kontrollbefugnis 
der Kommission sich auf die gesamte Verarbeitung der nach Absatz 1 erhobenen Daten erstreckt.
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(9) Für die Verarbeitung der nach Absatz 1 erhobenen Daten ist § 4 G 10 entsprechend anzuwenden. 
Das Auskunftsersuchen und die übermittelten Daten dürfen dem Betroffenen oder Dritten vom Aus-
kunftsgeber nicht mitgeteilt werden. Für die Mitteilungen an Betroffene findet § 12 Abs. 1 und 3 G 10 
entsprechende Anwendung.

(10) Das Staatsministerium des Innern unterrichtet die Parlamentarische Kontrollkommission (§ 16) und 
das Parlamentarische Kontrollgremium des Bundes in Abständen von höchstens sechs Monaten über 
die nach den Absätzen 2 bis 5 durchgeführten Maßnahmen; dabei ist insbesondere ein Überblick über 
Anlass, Umfang, Dauer, Ergebnis und Kosten der im Berichtszeitraum durchgeführten Maßnahmen zu 
geben.

§ 11b  
Weitere Informationsübermittlungen durch nicht-öffentliche Stellen  
an das Landesamt für Verfassungsschutz auf Ersuchen 
(1) Soweit dies zur Erfüllung der Aufgaben des Landesamtes für Verfassungsschutz im Einzelfall erfor-
derlich ist, darf von demjenigen, der geschäftsmäßig Telekommunikationsdienste erbringt oder daran 
mitwirkt (Diensteanbieter), Auskunft über die nach den §§ 95 und 111 des Telekommunikationsgesetzes 
(TKG) vom 22. Juni 2004 (BGBl. I S. 1190), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 7. August 2013 
(BGBl. I S. 3154, 3200) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, erhobenen Daten verlangt 
werden (§ 113 Abs. 1 Satz 1 TKG). Bezieht sich das Auskunftsverlangen nach Satz 1 auf Daten, mittels 
derer der Zugriff auf Endgeräte oder auf Speichereinrichtungen, die in diesen Endgeräten oder hiervon 
räumlich getrennt eingesetzt werden, geschützt wird (§ 113 Abs. 1 Satz 2 TKG), darf die Auskunft nur 
verlangt werden, wenn die gesetzlichen Voraussetzungen für die Nutzung der geschützten Daten 
vorliegen.

(2) Die Auskunft nach Absatz 1 darf auch anhand einer zu einem bestimmten Zeitpunkt zugewiese-
nen Internetprotokoll-Adresse verlangt werden (§ 113 Abs. 1 Satz 3 TKG). Für Auskunftsverlangen nach 
Satz 1 und Absatz 1 Satz 2 gilt § 11a Abs. 6 Satz 1 und 2 sowie Abs. 7 bis 9 Satz 1 entsprechend mit der 
Maßgabe, dass über den Antrag das Staatsministerium des Innern entscheidet.

(3) Die betroffene Person ist in den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 und des Absatzes 2 Satz 1 durch das 
Landesamt für Verfassungsschutz von der Beauskunftung zu benachrichtigen. Die Benachrichtigung 
erfolgt, soweit und sobald eine Gefährdung des Zwecks der Auskunft und der Eintritt übergreifender 
Nachteile für das Wohl des Bundes oder eines Landes ausgeschlossen werden können. Wurden perso-
nenbezogene Daten an eine andere Stelle übermittelt, erfolgt die Benachrichtigung im Benehmen mit 
dieser. Die Benachrichtigung unterbleibt, sofern einer der Hinderungsgründe in Satz 2 auch nach fünf 
Jahren nach Beauskunftung nicht ausgeschlossen werden kann, er mit an Sicherheit grenzender Wahr-
scheinlichkeit auch in Zukunft nicht ausgeschlossen werden kann, und die Voraussetzungen für eine 
Löschung sowohl bei der erhebenden Stelle als auch beim Empfänger vorliegen. Die Benachrichtigung 
unterbleibt auch, wenn ihr überwiegende schutzwürdige Belange Dritter oder der betroffenen Person 
selbst entgegenstehen. Wird die Benachrichtigung nach Satz 2 zurückgestellt oder nach Satz 4 oder 
Satz 5 von ihr abgesehen, sind die Gründe aktenkundig zu machen.
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(4) Aufgrund eines Auskunftsverlangens nach Absatz 1 oder 2 hat der Diensteanbieter die zur Aus-
kunftserteilung erforderlichen Daten unverzüglich, vollständig und richtig zu übermitteln.

(5) Der Diensteanbieter erhält für Auskünfte nach den Absätzen 1 und 2 eine Entschädigung, deren 
Umfang sich nach § 23 und Anlage 3 des Gesetzes über die Vergütung von Sachverständigen, Dolmet-
scherinnen, Dolmetschern, Übersetzerinnen und Übersetzern sowie die Entschädigung von ehrenamt-
lichen Richterinnen, ehrenamtlichen Richtern, Zeuginnen, Zeugen und Dritten (Justizvergütungs- und 
-entschädigungsgesetz – JVEG) vom 5. Mai 2004 (BGBl. I S. 718, 776), zuletzt geändert durch Artikel 7 
des Gesetzes vom 23. Juli 2013 (BGBl. I S. 2586, 2681), in der jeweils geltenden Fassung, bemisst; die 
Vorschriften über die Verjährung in § 2 Abs. 1 und 4 JVEG finden entsprechende Anwendung.

§ 12  
Übermittlung personenbezogener Daten  
durch das Landesamt für Verfassungsschutz 
(1)  Das Landesamt für Verfassungsschutz darf personenbezogene Daten an Behörden sowie andere 
öffentliche Stellen übermitteln, wenn dies zur Erfüllung seiner Aufgaben erforderlich ist oder Empfän-
ger die Daten zum Schutz der freiheitlichen demokratischen Grundordnung oder sonst für Zwecke der 
öffentlichen Sicherheit benötigen. Soweit die Daten Verwendungsbeschränkungen unterliegen, hat das 
Landesamt für Verfassungsschutz die Daten zu kennzeichnen. Die Kennzeichnung ist durch den Emp-
fänger aufrechtzuerhalten. Empfänger dürfen die übermittelten Daten, soweit gesetzlich nichts anderes 
bestimmt ist, nur zu dem Zweck verwenden, zu dem sie übermittelt wurden.

(2) Das Landesamt für Verfassungsschutz hat der Staatsanwaltschaft und, vorbehaltlich der staatsan-
waltschaftlichen Sachleitungsbefugnis, den Polizeidienststellen die ihm bekannt gewordenen perso-
nenbezogenen Daten zu übermitteln, wenn im Rahmen seiner Aufgabenerfüllung nach § 2 zureichen-
de tatsächliche Anhaltspunkte dafür bestehen, dass dies zur Verhinderung oder Verfolgung folgender 
Straftaten erforderlich ist:

1.	� von Staatsschutzdelikten nach §§  74a und  120 des Gerichtsverfassungsgesetzes sowie von 
Straftaten, bei denen auf Grund ihrer Zielsetzung, der Motive der Täter oder deren Verbin-
dungen zu einer Organisation zureichende tatsächliche Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass 
sie gegen die in Artikel 73 Nr. 10 Buchst. b oder c des Grundgesetzes genannten Schutzgüter 
gerichtet sind, und

2.	� von Straftaten, die gegen das Leben oder in erheblichem Maße gegen die körperliche Unver-
sehrtheit oder gegen Sach- und Vermögenswerte von erheblicher Bedeutung gerichtet sind.

Soweit die Daten Verwendungsbeschränkungen unterliegen, hat das Landesamt für Verfassungsschutz 
die Daten zu kennzeichnen. Die Kennzeichnung ist durch den Empfänger aufrechtzuerhalten.

(3) Das Landesamt für Verfassungsschutz darf personenbezogene Daten an andere als öffentliche Stellen 
nicht übermitteln, es sei denn, dass dies zum Schutz der freiheitlichen demokratischen Grundordnung, 
des Bestandes oder der Sicherheit des Bundes oder eines Landes, zur Abwehr sicherheitsgefährdender 
oder geheimdienstlicher Tätigkeit für eine fremde Macht oder zur Gewährleistung der Sicherheit einer 
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lebens- oder verteidigungswichtigen Einrichtung nach § 1 Abs. 4 des Gesetzes über die Voraussetzungen 
und das Verfahren von Sicherheitsüberprüfungen des Bundes (Sicherheitsüberprüfungsgesetz – SÜG) 
vom 20. April 1994 (BGBl. I S. 867), zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 21. August 2002 
(BGBl. I S. 3322, 3329), in der jeweils geltenden Fassung, oder nach § 1 Abs. 3 Nr. 4 SächsSÜG in der 
jeweils geltenden Fassung erforderlich ist und der Staatsminister des Innern oder sein Vertreter zuge-
stimmt hat. Die Zustimmung kann auch für eine Mehrzahl gleichartiger, sachlich zusammenhängender 
Fälle vorweg erteilt werden. Sie ist nicht erforderlich für den Einsatz von Vertrauensleuten und Ge-
währspersonen. Das Landesamt für Verfassungsschutz hat die Übermittlung aktenkundig zu machen. 
Der Empfänger darf die übermittelten Daten nur zu dem Zweck verwenden, zu dem sie übermittelt 
wurden. Er ist verpflichtet, dem Landesamt für Verfassungsschutz auf Verlangen Auskunft über die 
vorgenommene Verwendung zu geben. Der Empfänger ist auf die Verpflichtungen nach den Sätzen 5 
und 6 hinzuweisen.

(4) Das Landesamt für Verfassungsschutz darf personenbezogene Daten an öffentliche Stellen außer-
halb des Geltungsbereiches des Grundgesetzes sowie an über- und zwischenstaatliche Stellen über-
mitteln, wenn die Übermittlung zur Erfüllung seiner Aufgaben oder zur Wahrung erheblicher Sicher-
heitsinteressen des Empfängers erforderlich ist. Die Übermittlung unterbleibt, wenn auswärtige Belange 
der Bundesrepublik Deutschland, Belange der Länder oder überwiegende schutzwürdige Interessen von 
Betroffenen entgegenstehen. Die Übermittlung ist aktenkundig zu machen. Empfänger sind darauf 
hinzuweisen, dass die übermittelten Daten nur zu dem Zweck verwendet werden dürfen, zu dem sie 
übermittelt wurden, und das Landesamt für Verfassungsschutz sich vorbehält, um Auskunft über die 
vorgenommene Verwendung der Daten zu bitten.

(5) Der Empfänger prüft, ob die übermittelten personenbezogenen Daten für die Erfüllung seiner Auf-
gaben erforderlich sind. Ergibt die Prüfung, dass sie nicht erforderlich sind, hat er die Unterlagen zu 
vernichten. Die Vernichtung kann unterbleiben, wenn die Trennung von anderen Informationen, die zur 
Erfüllung der Aufgaben erforderlich sind, nicht oder nur mit unvertretbarem Aufwand möglich ist; in 
diesem Fall sind die Daten zu sperren.

§ 12a  
Übermittlung von nach § 5a erhobenen personenbezogenen Daten 
(1) Das Landesamt für Verfassungsschutz darf unter den Voraussetzungen des § 5a erhobene perso-
nenbezogene Daten den in § 12 genannten Behörden nur zur Abwehr einer im Einzelfall bestehenden 
Lebensgefahr oder einer dringenden Gefahr für die freiheitliche demokratische Grundordnung, den Be-
stand oder die Sicherheit des Bundes oder eines Landes, für Gesundheit oder Freiheit einer Person oder 
für herausragende Sach- oder Vermögenswerte übermitteln. Für personenbezogene Daten nach § 5a 
Abs. 7 Satz 2 gilt Satz 1 mit der Maßgabe, dass es sich um Gegenstände von bedeutendem Wert, die der 
Versorgung der Bevölkerung dienen, um Gegenstände von kulturell herausragendem Wert oder um die 
in § 305 StGB genannten Bauwerke handeln muss.

(2) Zur Verfolgung von Straftaten darf das Landesamt für Verfassungsschutz unter den Vorausset-
zungen des § 5a erhobene personenbezogene Daten den Staatsanwaltschaften und, vorbehaltlich der 
staatsanwaltlichen Sachleitungsbefugnis, den Polizeidienststellen nur übermitteln, soweit die Voraus-
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setzungen des § 100c StPO vorliegen und für die Straftat eine Höchststrafe von mehr als fünf Jahren 
Freiheitsstrafe angedroht wird.

(3) Die Übermittlung nach den Absätzen 1 und 2 ist nur zulässig, soweit

1.	 sie zur Erfüllung der Aufgaben des Empfängers erforderlich ist,
2.	� nach eigenen Erkenntnissen des Landesamtes für Verfassungsschutz ausgeschlossen werden 

kann, dass der Empfänger die Daten für andere Zwecke nutzt,
3.	 die bisherige Kennzeichnung der Daten aufrechterhalten bleibt,
4.	 sichergestellt ist, dass der Empfänger § 7a Abs. 2 entsprechend anwendet, und
5.	� die Übermittlung an ausländische Behörden nur im Einvernehmen mit dem Bundesamt für 

Verfassungsschutz erfolgt.

§ 13  
Übermittlungsverbote 
(1) Die Übermittlung von Informationen nach den §§ 10, 11, 12 und 12a unterbleibt, wenn

1.	� für die übermittelnde Stelle erkennbar ist, dass unter Berücksichtigung der Art der Informatio-
nen und ihrer Erhebung die schutzwürdigen Interessen von Betroffenen das Allgemeininteresse 
an der Übermittlung überwiegen,

2.	� überwiegende Sicherheitsinteressen oder überwiegende Belange der Strafverfolgung dies er-
fordern oder

3.	 besondere gesetzliche Übermittlungsregelungen entgegenstehen.

Die Verpflichtung zur Wahrung gesetzlicher Geheimhaltungspflichten oder von Berufs- oder besonde-
ren Amtsgeheimnissen, die nicht auf gesetzlichen Vorschriften beruhen, bleibt unberührt.

(2) Informationen über Minderjährige vor Vollendung des 14. Lebensjahres dürfen nach den Vorschriften 
dieses Gesetzes nicht an ausländische oder über- oder zwischenstaatliche Stellen übermittelt werden.

§ 14 
Besondere Pflichten des Landesamtes für Verfassungsschutz 
(1) Das Landesamt für Verfassungsschutz prüft unverzüglich, ob die ihm nach den Vorschriften dieses 
Gesetzes übermittelten personenbezogenen Daten für die Erfüllung seiner Aufgaben erforderlich sind. 
Ergibt die Prüfung, dass sie nicht erforderlich sind, hat es die Unterlagen zu vernichten. Die Vernichtung 
kann unterbleiben, wenn die Trennung von anderen Informationen, die zur Erfüllung der Aufgaben 
erforderlich sind, nicht oder nur mit unvertretbarem Aufwand möglich ist. In diesem Fall sind die Daten 
zu sperren.

(2) Erweisen sich personenbezogene Daten, nachdem sie durch das Landesamt für Verfassungsschutz 
übermittelt worden sind, als unrichtig oder unvollständig, sind sie unverzüglich gegenüber dem Emp-
fänger zu berichtigen oder zu ergänzen, es sei denn, dass dies für die Beurteilung eines Sachverhalts 
ohne Bedeutung ist.
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§ 15  
Unterrichtung der Öffentlichkeit 
Das Staatsministerium des Innern und das Landesamt für Verfassungsschutz unterrichten die Öffent-
lichkeit über Bestrebungen und Tätigkeiten nach § 2 Abs. 1. Dabei dürfen personenbezogene Daten be-
kannt gegeben werden, wenn dies für die Unterrichtung erforderlich ist und die Informationsinteressen 
der Allgemeinheit das schutzwürdige Interesse des Betroffenen überwiegen.

Vierter Abschnitt  
Parlamentarische Kontrolle, Einschränkung von Grundrechten 

§ 16  
Parlamentarische Kontrollkommission 
(1) Die Sächsische Staatsregierung unterliegt hinsichtlich der Aufsicht des Staatsministeriums des 
Innern über das Landesamt für Verfassungsschutz und hinsichtlich der Tätigkeit des Landesamtes 
für Verfassungsschutz der Kontrolle durch die Parlamentarische Kontrollkommission des Sächsischen 
Landtages. Die Rechte des Landtages und seiner Ausschüsse bleiben unberührt.

(2) Die Parlamentarische Kontrollkommission besteht aus fünf Mitgliedern, die zu Beginn jeder Wahl-
periode vom Landtag aus seiner Mitte einzeln mit der Mehrheit seiner Mitglieder gewählt werden. Zwei 
Mitglieder müssen der parlamentarischen Opposition angehören. Die Parlamentarische Kontrollkom-
mission wählt einen Vorsitzenden und gibt sich eine Geschäftsordnung. Sie tritt mindestens zweimal 
jährlich zusammen. Die Einberufung und die Unterrichtung der Parlamentarischen Kontrollkommission 
kann von mindestens zwei Mitgliedern verlangt werden.

(3) Die Beratungen der Parlamentarischen Kontrollkommission sind geheim. Die Mitglieder sind zur 
Geheimhaltung der Angelegenheiten verpflichtet, die ihnen im Rahmen ihrer Tätigkeit in der Parlamen-
tarischen Kontrollkommission bekannt geworden sind. Dies gilt auch für die Zeit nach ihrem Ausscheiden. 
Der Sächsische Datenschutzbeauftragte kann, soweit personenbezogene Daten Gegenstand der Bera-
tung sind, beteiligt werden; die Sätze 2 und 3 gelten entsprechend. Satz 1 gilt nicht für die Bewertung 
aktueller Vorgänge, wenn die Mehrheit der Mitglieder der Parlamentarischen Kontrollkommission ihre 
vorherige Zustimmung erteilt hat.

(4) Scheidet ein Mitglied aus dem Landtag oder seiner Fraktion aus oder wird es Mitglied der Staats-
regierung, endet auch seine Mitgliedschaft in der Parlamentarischen Kontrollkommission. Für ein 
ausgeschiedenes Mitglied ist unverzüglich ein neues Mitglied zu wählen.

(5) Die Parlamentarische Kontrollkommission übt ihre Tätigkeit auch nach Ablauf der Wahlperiode des 
Landtages so lange aus, bis der nachfolgende Landtag eine neue Parlamentarische Kontrollkommission 
gewählt hat.
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§ 17  
Rechte der Parlamentarischen Kontrollkommission 
(1)  Das Staatsministerium des Innern unterrichtet die Parlamentarische Kontrollkommission umfas-
send über die allgemeine Tätigkeit des Landesamtes für Verfassungsschutz und über die Vorgänge von 
besonderer Bedeutung. Hierzu gehört auch die Unterrichtung über die nach § 5 Abs. 3 und § 5a Abs. 1 
und 10 angeordneten Maßnahmen und die nach § 5a Abs. 9 getroffenen Entscheidungen. Ebenso um-
fasst die Unterrichtung auch das Tätigwerden von Verfassungsschutzbehörden anderer Bundesländer 
sowie das Herstellen des Benehmens für das Tätigwerden des Bundesamtes für Verfassungsschutz nach 
§ 5 Abs. 2 des Gesetzes über die Zusammenarbeit des Bundes und der Länder in Angelegenheiten des 
Verfassungsschutzes und über das Bundesamt für Verfassungsschutz (Bundesverfassungsschutzge-
setz – BVerfSchG) vom 20. Dezember 1990 (BGBl. I S. 2954, 2970), zuletzt geändert durch Artikel 9 des 
Gesetzes vom 16. August 2002 (BGBl. I S. 3202, 3217), in der jeweils geltenden Fassung. Auf Verlangen 
der Parlamentarischen Kontrollkommission berichtet das Staatsministerium des Innern zu konkreten 
Themen aus dem Aufgabenbereich des Landesamtes für Verfassungsschutz.

(2) Die Parlamentarische Kontrollkommission hat das Recht auf Erteilung von Auskünften. Der Staats-
minister des Innern kann einem Kontrollbegehren widersprechen, wenn es im Einzelfall die Erfüllung der 
Aufgaben des Landesamtes für Verfassungsschutz oder den notwendigen Schutz des Nachrichtenzu-
gangs gefährden würde; er hat dies zu begründen. Entfallen die Gründe für Satz 2, so ist die Auskunfts-
erteilung unverzüglich nachzuholen.

(3) Die Unterrichtung umfasst nicht Angelegenheiten, über die das Staatsministerium des Innern die 
Kommission nach Artikel 10 des Grundgesetzes zu unterrichten hat.

§ 18  
Einschränkung von Grundrechten 
Durch dieses Gesetz können im Rahmen des Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland und 
der Verfassung des Freistaates Sachsen das Grundrecht des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses 
(Artikel 10 des Grundgesetzes, Artikel 27 der Verfassung des Freistaates Sachsen), das Grundrecht auf 
Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes, Artikel 30 der Verfassung des Freistaates 
Sachsen) und das Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung (Artikel 2 Abs. 1 in Verbindung mit 
Artikel 1 Abs. 1 des Grundgesetzes, Artikel 33 der Verfassung des Freistaates Sachsen) eingeschränkt 
werden.

Fünfter Abschnitt 
Schlussbestimmung 

§ 19  
Inkrafttreten
Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.
Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.
Dresden, den 16. Oktober 1992
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Gesetz zur Beschränkung des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses 
(Artikel 10-Gesetz)

Vom 26. Juni 2001 (BGBl. I S. 1254, 2298),
zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 17. November 2015 (BGBl I S. 1938) 

Abschnitt 1 
Allgemeine Bestimmungen

§ 1 
Gegenstand des Gesetzes
(1) Es sind 
1.	� die Verfassungsschutzbehörden des Bundes und der Länder, der Militärische Abschirmdienst 

und der Bundesnachrichtendienst zur Abwehr von drohenden Gefahren für die freiheitliche de-
mokratische Grundordnung oder den Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder eines Landes 
einschließlich der Sicherheit der in der Bundesrepublik Deutschland stationierten Truppen der 
nichtdeutschen Vertragsstaaten des Nordatlantikvertrages,

2.	� der Bundesnachrichtendienst im Rahmen seiner Aufgaben nach § 1 Abs. 2 des BND-Gesetzes 
auch zu den in § 5 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 bis 8 und § 8 Abs. 1 Satz 1 bestimmten Zwecken berechtigt, 
die Telekommunikation zu überwachen und aufzuzeichnen, in den Fällen der Nummer 1 auch 
die dem Brief- oder Postgeheimnis unterliegenden Sendungen zu öffnen und einzusehen.

(2) Soweit Maßnahmen nach Absatz 1 von Behörden des Bundes durchgeführt werden, unterliegen 
sie der Kontrolle durch das Parlamentarische Kontrollgremium und durch eine besondere Kommission 
(G 10-Kommission).

§ 2 
Pflichten der Anbieter von Post- und Telekommunikationsdiensten
(1) Wer geschäftsmäßig Postdienste erbringt oder an der Erbringung solcher Dienste mitwirkt, hat der 
berechtigten Stelle auf Anordnung Auskunft über die näheren Umstände des Postverkehrs zu erteilen 
und Sendungen, die ihm zum Einsammeln, Weiterleiten oder Ausliefern anvertraut sind, auszuhän-
digen. Der nach Satz 1 Verpflichtete hat der berechtigten Stelle auf Verlangen die zur Vorbereitung 
einer Anordnung erforderlichen Auskünfte zu Postfächern zu erteilen, ohne dass es hierzu einer ge-
sonderten Anordnung bedarf. Wer geschäftsmäßig Telekommunikationsdienste erbringt oder an der 
Erbringung solcher Dienste mitwirkt, hat der berechtigten Stelle auf Anordnung Auskunft über die 
näheren Umstände der nach Wirksamwerden der Anordnung durchgeführten Telekommunikation zu 
erteilen, Sendungen, die ihm zur Übermittlung auf dem Telekommunikationsweg anvertraut sind, 
auszuhändigen sowie die Überwachung und Aufzeichnung der Telekommunikation zu ermöglichen. 
§ 8a Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 des Bundesverfassungsschutzgesetzes, § 4a des MAD-Gesetzes und 
§ 2a des BND-Gesetzes bleiben unberührt. Ob und in welchem Umfang der nach Satz 3 Verpflichtete 
Vorkehrungen für die technische und organisatorische Umsetzung der Überwachungsmaßnahme zu 
treffen hat, bestimmt sich nach § 110 des Telekommunikationsgesetzes und der dazu erlassenen 
Rechtsverordnung.



403

Anhang

(2) Der nach Absatz 1 Satz 1 oder 3 Verpflichtete hat vor Durchführung einer beabsichtigten Beschrän-
kungsmaßnahme unverzüglich die Personen, die mit der Durchführung der Maßnahme betraut werden 
sollen, 

1.	 auszuwählen,
2.	 einer einfachen Sicherheitsüberprüfung unterziehen zu lassen und
3.	� über Mitteilungsverbote nach § 17 sowie die Strafbarkeit eines Verstoßes nach § 18 zu belehren; 

die Belehrung ist aktenkundig zu machen.

Mit der Durchführung einer Beschränkungsmaßnahme dürfen nur Personen betraut werden, die nach 
Maßgabe des Satzes 1 überprüft und belehrt worden sind. Nach Zustimmung des Bundesministeriums 
des Innern, bei Beschränkungsmaßnahmen einer Landesbehörde des zuständigen Landesministeriums, 
kann der Behördenleiter der berechtigten Stelle oder dessen Stellvertreter die nach Absatz 1 Satz 1 oder 
3 Verpflichteten schriftlich auffordern, die Beschränkungsmaßnahme bereits vor Abschluss der Sicher-
heitsüberprüfung durchzuführen. Der nach Absatz 1 Satz 1 oder 3 Verpflichtete hat sicherzustellen, dass 
die Geheimschutzmaßnahmen nach den Abschnitten 1.1 bis 1.4, 1.6, 2.1 und 2.3 bis 2.5 der Anlage 7 
zur Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum materiellen und organisatorischen Schutz von Verschluss-
sachen vom 29. April 1994 (GMBl S. 674) getroffen werden.

(3) Die Sicherheitsüberprüfung nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 ist entsprechend dem Sicherheitsüberprü-
fungsgesetz durchzuführen. Für Beschränkungsmaßnahmen einer Landesbehörde gilt dies nicht, soweit 
Rechtsvorschriften des Landes vergleichbare Bestimmungen enthalten; in diesem Fall sind die Rechts-
vorschriften des Landes entsprechend anzuwenden. Zuständig ist bei Beschränkungsmaßnahmen von 
Bundesbehörden das Bundesministerium des Innern; im Übrigen sind die nach Landesrecht bestimmten 
Behörden zuständig. Soll mit der Durchführung einer Beschränkungsmaßnahme eine Person betraut 
werden, für die innerhalb der letzten fünf Jahre bereits eine gleich- oder höherwertige Sicherheitsüber-
prüfung nach Bundes- oder Landesrecht durchgeführt worden ist, soll von einer erneuten Sicherheits-
überprüfung abgesehen werden.

Abschnitt 2 
Beschränkungen in Einzelfällen

§ 3 
Voraussetzungen
(1) Beschränkungen nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 dürfen unter den dort bezeichneten Voraussetzungen ange-
ordnet werden, wenn tatsächliche Anhaltspunkte für den Verdacht bestehen, dass jemand 

1.	 Straftaten des Friedensverrats oder des Hochverrats (§§ 80 bis 83 des Strafgesetzbuches),
2.	� Straftaten der Gefährdung des demokratischen Rechtsstaates (§§ 84 bis 86, 87 bis 89b, 89c 

Absatz 1 bis 4 des Strafgesetzbuches, § 20 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 des Vereinsgesetzes),
3.	� Straftaten des Landesverrats und der Gefährdung der äußeren Sicherheit (§§ 94 bis 96, 97a bis 

100a des Strafgesetzbuches),
4.	 Straftaten gegen die Landesverteidigung (§§ 109e bis 109g des Strafgesetzbuches),
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5.	� Straftaten gegen die Sicherheit der in der Bundesrepublik Deutschland stationierten Truppen 
der nichtdeutschen Vertragsstaaten des Nordatlantikvertrages (§§ 87, 89, 94 bis 96, 98 bis 100, 
109e bis 109g des Strafgesetzbuches in Verbindung mit § 1 des NATO-Truppen-Schutzgesetzes),

6.	� Straftaten nach
	 a) den §§ 129a bis 130 des Strafgesetzbuches sowie
	 b) �den §§ 211, 212, 239a, 239b, 306 bis 306c, 308 Abs. 1 bis 3, § 315 Abs. 3, § 316b Abs. 3 

und § 316c Abs. 1 und 3 des Strafgesetzbuches, soweit diese sich gegen die freiheitliche 
demokratische Grundordnung, den Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder eines 
Landes richten,

7.	 Straftaten nach § 95 Abs. 1 Nr. 8 des Aufenthaltsgesetzes oder
8.	� Straftaten nach den §§ 202a, 202b und 303a, 303b des Strafgesetzbuches, soweit sich die Straf-

tat gegen die innere oder äußere Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland, insbesondere ge-
gen sicherheitsempfindliche Stellen von lebenswichtigen Einrichtungen richtet, plant, begeht 
oder begangen hat. Gleiches gilt, wenn tatsächliche Anhaltspunkte für den Verdacht bestehen, 
dass jemand Mitglied einer Vereinigung ist, deren Zwecke oder deren Tätigkeit darauf gerichtet 
sind, Straftaten zu begehen, die gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung, den Be-
stand oder die Sicherheit des Bundes oder eines Landes gerichtet sind.

(1a) Beschränkungen nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 dürfen unter den dort bezeichneten Voraussetzungen für den 
Bundesnachrichtendienst auch für Telekommunikationsanschlüsse, die sich an Bord deutscher Schiffe 
außerhalb deutscher Hoheitsgewässer befinden, angeordnet werden, wenn tatsächliche Anhaltspunkte 
bestehen, dass jemand eine der in § 23a Abs. 1 und 3 des Zollfahndungsdienstgesetzes genannten 
Straftaten plant, begeht oder begangen hat.

(2) Die Anordnung ist nur zulässig, wenn die Erforschung des Sachverhalts auf andere Weise aussichts-
los oder wesentlich erschwert wäre. Sie darf sich nur gegen den Verdächtigen oder gegen Personen 
richten, von denen auf Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, dass sie für den Verdächtigen 
bestimmte oder von ihm herrührende Mitteilungen entgegennehmen oder weitergeben oder dass der 
Verdächtige ihren Anschluss benutzt. Maßnahmen, die sich auf Sendungen beziehen, sind nur hinsicht-
lich solcher Sendungen zulässig, bei denen Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sie von dem, 
gegen den sich die Anordnung richtet, herrühren oder für ihn bestimmt sind. Abgeordnetenpost von 
Mitgliedern des Deutschen Bundestages und der Parlamente der Länder darf nicht in eine Maßnahme 
einbezogen werden, die sich gegen einen Dritten richtet. 

§ 3a 
Schutz des Kernbereichs privater Lebensgestaltung 

Beschränkungen nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 sind unzulässig, soweit tatsächliche Anhaltspunkte für die Annah-
me vorliegen, dass durch sie allein Erkenntnisse aus dem Kernbereich privater Lebensgestaltung erfasst 
würden. Soweit im Rahmen von Beschränkungen nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 neben einer automatischen Auf-
zeichnung eine unmittelbare Kenntnisnahme erfolgt, ist die Maßnahme unverzüglich zu unterbrechen, 
soweit sich während der Überwachung tatsächliche Anhaltspunkte dafür ergeben, dass Inhalte, die dem 
Kernbereich privater Lebensgestaltung zuzurechnen sind, erfasst werden. Bestehen insoweit Zweifel, 
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darf nur eine automatische Aufzeichnung fortgesetzt werden. Automatische Aufzeichnungen nach Satz 
3 sind unverzüglich einem bestimmten Mitglied der G10-Kommission oder seinem Stellvertreter zur 
Entscheidung über die Verwertbarkeit oder Löschung der Daten vorzulegen. Das Nähere regelt die Ge-
schäftsordnung. Die Entscheidung des Mitglieds der Kommission, dass eine Verwertung erfolgen darf, ist 
unverzüglich durch die Kommission zu bestätigen. Ist die Maßnahme nach Satz 2 unterbrochen worden, 
so darf sie für den Fall, dass sie nicht nach Satz 1 unzulässig ist, fortgeführt werden. Erkenntnisse aus 
dem Kernbereich privater Lebensgestaltung, die durch eine Beschränkung nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 erlangt 
worden sind, dürfen nicht verwertet werden. Aufzeichnungen hierüber sind unverzüglich zu löschen. 
Die Tatsachen der Erfassung der Daten und der Löschung sind zu dokumentieren. Die Dokumentation 
darf ausschließlich für Zwecke der Datenschutzkontrolle verwendet werden. Sie ist zu löschen, wenn sie 
für diese Zwecke nicht mehr erforderlich ist, spätestens jedoch am Ende des Kalenderjahres, das dem 
Jahr der Dokumentation folgt.

§ 3b 
Schutz zeugnisverweigerungsberechtigter Personen
(1) Maßnahmen nach § 1 Abs. 1 Nr. 1, die sich gegen eine in § 53 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, 2 oder Nr. 4 der 
Strafprozessordnung genannte Person richten und voraussichtlich Erkenntnisse erbringen würden, über 
die diese Person das Zeugnis verweigern dürfte, sind unzulässig. Dennoch erlangte Erkenntnisse dürfen 
nicht verwertet werden. Aufzeichnungen hierüber sind unverzüglich zu löschen. Die Tatsache ihrer Er-
langung und Löschung ist zu dokumentieren. Die Sätze 2 bis 3 gelten entsprechend, wenn durch eine 
Maßnahme, die sich nicht gegen eine in § 53 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, 2 oder Nr. 4 der Strafprozessordnung 
genannte Person richtet, von einer dort genannten Person Erkenntnisse erlangt werden, über die sie das 
Zeugnis verweigern dürfte.

(2) Soweit durch eine Beschränkung eine in § 53 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 bis 3b oder Nr. 5 der Strafprozessord-
nung genannte Person betroffen wäre und dadurch voraussichtlich Erkenntnisse erlangt würden, über 
die diese Person das Zeugnis verweigern dürfte, ist dies im Rahmen der Prüfung der Verhältnismäßigkeit 
unter Würdigung des öffentlichen Interesses an den von dieser Person wahrgenommenen Aufgaben 
und des Interesses an der Geheimhaltung der dieser Person anvertrauten oder bekannt gewordenen 
Tatsachen besonders zu berücksichtigen. Soweit hiernach geboten, ist die Maßnahme zu unterlassen 
oder, soweit dies nach der Art der Maßnahme möglich ist, zu beschränken.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend, soweit die in § 53a der Strafprozessordnung Genannten 
das Zeugnis verweigern dürften.

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht, sofern die zeugnisverweigerungsberechtigte Person Verdächtiger im 
Sinne des § 3 Abs. 2 Satz 2 ist oder tatsächliche Anhaltspunkte den Verdacht begründen, dass sie des-
sen in § 3 Abs. 1 bezeichnete Bestrebungen durch Entgegennahme oder Weitergabe von Mitteilungen 
bewusst unterstützt.
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§ 4 
Prüf-, Kennzeichnungs- und Löschungspflichten, Übermittlungen, Zweckbindung

(1) Die erhebende Stelle prüft unverzüglich und sodann in Abständen von höchstens sechs Monaten, ob 
die erhobenen personenbezogenen Daten im Rahmen ihrer Aufgaben allein oder zusammen mit bereits 
vorliegenden Daten für die in § 1 Abs. 1 Nr. 1 bestimmten Zwecke erforderlich sind. Soweit die Daten für 
diese Zwecke nicht erforderlich sind und nicht für eine Übermittlung an andere Stellen benötigt werden, 
sind sie unverzüglich unter Aufsicht eines Bediensteten, der die Befähigung zum Richteramt hat, zu 
löschen. Die Löschung ist zu protokollieren. Die Protokolldaten dürfen ausschließlich zur Durchführung 
der Datenschutzkontrolle verwendet werden. Die Protokolldaten sind am Ende des Kalenderjahres, das 
dem Jahr der Protokollierung folgt, zu löschen. Die Löschung der Daten unterbleibt, soweit die Daten 
für eine Mitteilung nach § 12 Abs. 1 oder für eine gerichtliche Nachprüfung der Rechtmäßigkeit der 
Beschränkungsmaßnahme von Bedeutung sein können. In diesem Fall sind die Daten zu sperren; sie 
dürfen nur zu diesen Zwecken verwendet werden.

(2) Die verbleibenden Daten sind zu kennzeichnen. Nach einer Übermittlung ist die Kennzeichnung 
durch den Empfänger aufrechtzuerhalten. Die Daten dürfen nur zu den in § 1 Abs. 1 Nr. 1 und den in 
Absatz 4 genannten Zwecken verwendet werden.

(3) Der Behördenleiter oder sein Stellvertreter kann anordnen, dass bei der Übermittlung auf die 
Kennzeichnung verzichtet wird, wenn dies unerlässlich ist, um die Geheimhaltung einer Beschrän-
kungsmaßnahme nicht zu gefährden, und die G 10-Kommission oder, soweit es sich um die Über-
mittlung durch eine Landesbehörde handelt, die nach Landesrecht zuständige Stelle zugestimmt hat. 
Bei Gefahr im Verzuge kann die Anordnung bereits vor der Zustimmung getroffen werden. Wird die 
Zustimmung versagt, ist die Kennzeichnung durch den Übermittlungsempfänger unverzüglich nach-
zuholen; die übermittelnde Behörde hat ihn hiervon zu unterrichten.

(4) Die Daten dürfen nur übermittelt werden
 
1.	 zur Verhinderung oder Aufklärung von Straftaten, wenn
	 a) �tatsächliche Anhaltspunkte für den Verdacht bestehen, dass jemand eine der in § 3 Abs. 1 

und 1a genannten Straftaten plant oder begeht,
	 b) �bestimmte Tatsachen den Verdacht begründen, dass jemand eine sonstige in § 7 Abs. 4  

Satz 1 genannte Straftat plant oder begeht,
2. 	� zur Verfolgung von Straftaten, wenn bestimmte Tatsachen den Verdacht begründen, dass je-

mand eine in Nummer 1 bezeichnete Straftat begeht oder begangen hat, oder
3.	� zur Vorbereitung und Durchführung eines Verfahrens nach Artikel 21 Abs. 2 Satz 2 des Grund-

gesetzes oder einer Maßnahme nach § 3 Abs. 1 Satz 1 des Vereinsgesetzes, soweit sie zur Erfül-
lung der Aufgaben des Empfängers erforderlich sind.

(5) Sind mit personenbezogenen Daten, die übermittelt werden dürfen, weitere Daten des Betroffe-
nen oder eines Dritten in Akten so verbunden, dass eine Trennung nicht oder nur mit unvertretbarem 
Aufwand möglich ist, ist die Übermittlung auch dieser Daten zulässig; eine Verwendung dieser Daten 
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ist unzulässig. Über die Übermittlung entscheidet ein Bediensteter der übermittelnden Stelle, der die 
Befähigung zum Richteramt hat. Die Übermittlung ist zu protokollieren.

(6) Der Empfänger darf die übermittelten Daten nur für die Zwecke verwenden, zu deren Erfüllung sie 
ihm übermittelt worden sind. Er prüft unverzüglich und sodann in Abständen von höchstens sechs Mo-
naten, ob die übermittelten Daten für diese Zwecke erforderlich sind. Absatz 1 Satz 2 und 3 gilt entspre-
chend. Der Empfänger unterrichtet die übermittelnde Stelle unverzüglich über die erfolgte Löschung.

Abschnitt 3 
Strategische Beschränkungen

§ 5 
Voraussetzungen
(1) Auf Antrag des Bundesnachrichtendienstes dürfen Beschränkungen nach § 1 für internationale 
Telekommunikationsbeziehungen, soweit eine gebündelte Übertragung erfolgt, angeordnet werden. 
Die jeweiligen Telekommunikationsbeziehungen werden von dem nach § 10 Abs. 1 zuständigen Bun-
desministerium mit Zustimmung des Parlamentarischen Kontrollgremiums bestimmt. Beschränkun-
gen nach Satz 1 sind nur zulässig zur Sammlung von Informationen über Sachverhalte, deren Kennt-
nis notwendig ist, um die Gefahr

1.	 eines bewaffneten Angriffs auf die Bundesrepublik Deutschland,
2.	� der Begehung internationaler terroristischer Anschläge mit unmittelbarem Bezug zur Bundes-

republik Deutschland,
3.	� der internationalen Verbreitung von Kriegswaffen im Sinne des Gesetzes über die Kontrolle 

von Kriegswaffen sowie des unerlaubten Außenwirtschaftsverkehrs mit Waren, Datenverarbei-
tungsprogrammen und Technologien in Fällen von erheblicher Bedeutung,

4.	� der unbefugten gewerbs- oder bandenmäßig organisierten Verbringung von Betäubungsmit-
teln in das Gebiet der Europäischen Union in Fällen von erheblicher Bedeutung mit Bezug zur 
Bundesrepublik Deutschland,

5.	� der Beeinträchtigung der Geldwertstabilität im Euro-Währungsraum durch im Ausland began-
gene Geldfälschungen,

6.	 der international organisierten Geldwäsche in Fällen von erheblicher Bedeutung,
7.	� des gewerbs- oder bandenmäßig organisierten Einschleusens von ausländischen Personen in 

das Gebiet der Europäischen Union in Fällen von erheblicher Bedeutung mit Bezug zur Bundes-
republik Deutschland 

	 a) bei unmittelbarem Bezug zu den Gefahrenbereichen nach Nr. 1 bis 3 oder
	 b) �in Fällen, in denen eine erhebliche Anzahl geschleuster Personen betroffen ist, insbesondere 

wenn durch die Art der Schleusung von einer Gefahr für  ihr Leib oder Leben auszugehen ist, oder
	 c) �in Fällen von unmittelbarer oder mittelbarer Unterstützung oder Duldung  durch ausländi-

sche öffentliche Stellen oder
8. 	� des internationalen kriminellen, terroristischen oder staatlichen Angriffs mittels Schadpro-

grammen oder vergleichbaren schädlich wirkenden informationstechnischen Mitteln auf die 
Vertraulichkeit, Integrität oder Verfügbarkeit von IT-Systemen in Fällen von erheblicher Bedeu-
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tung mit Bezug zur Bundesrepublik Deutschland rechtzeitig zu erkennen und einer solchen 
Gefahr zu begegnen. In den Fällen von Satz 3 Nr. 1 dürfen Beschränkungen auch für Postver-
kehrsbeziehungen angeordnet werden; Satz 2 gilt entsprechend.

(2) Bei Beschränkungen von Telekommunikationsbeziehungen darf der Bundesnachrichtendienst nur 
Suchbegriffe verwenden, die zur Aufklärung von Sachverhalten über den in der Anordnung bezeichne-
ten Gefahrenbereich bestimmt und geeignet sind. Es dürfen keine Suchbegriffe verwendet werden, die 

1.	� Identifizierungsmerkmale enthalten, die zu einer gezielten Erfassung bestimmter Telekommuni-
kationsanschlüsse führen, oder

2.	� den Kernbereich der privaten Lebensgestaltung betreffen.

Dies gilt nicht für Telekommunikationsanschlüsse im Ausland, sofern ausgeschlossen werden kann, dass 
Anschlüsse, deren Inhaber oder regelmäßige Nutzer deutsche Staatsangehörige sind, gezielt erfasst 
werden. Die Durchführung ist zu protokollieren. Die Protokolldaten dürfen ausschließlich zu Zwecken 
der Datenschutzkontrolle verwendet werden. Sie sind am Ende des Kalenderjahres, das dem Jahr der 
Protokollierung folgt, zu löschen. 

§ 5a 
Schutz des Kernbereichs privater Lebensgestaltung
Durch Beschränkungen nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 dürfen keine Kommunikationsinhalte aus dem Kernbe-
reich privater Lebensgestaltung erfasst werden. Sind durch eine Beschränkung nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 
Kommunikationsinhalte aus dem Kernbereich privater Lebensgestaltung erfasst worden, dürfen diese 
nicht verwertet werden. Sie sind unverzüglich unter Aufsicht eines Bediensteten, der die Befähigung 
zum Richteramt hat, zu löschen. § 3a Satz 2 bis 7 gilt entsprechend. Die Tatsache der Erfassung der 
Daten und ihrer Löschung ist zu protokollieren. Die Protokolldaten dürfen ausschließlich zum Zwecke 
der Durchführung der Datenschutzkontrolle verwendet werden. Sie sind zu löschen, wenn sie für diese 
Zwecke nicht mehr erforderlich sind, spätestens jedoch am Ende des Kalenderjahres, das dem Jahr der 
Protokollierung folgt.

§ 6 
Prüf-, Kennzeichnungs- und Löschungspflichten, Zweckbindung
(1) Der Bundesnachrichtendienst prüft unverzüglich und sodann in Abständen von höchstens sechs Mo-
naten, ob die erhobenen personenbezogenen Daten im Rahmen seiner Aufgaben allein oder zusammen 
mit bereits vorliegenden Daten für die in § 5 Abs. 1 Satz 3 bestimmten Zwecke erforderlich sind. Soweit 
die Daten für diese Zwecke nicht erforderlich sind und nicht für eine Übermittlung an andere Stellen 
benötigt werden, sind sie unverzüglich unter Aufsicht eines Bediensteten, der die Befähigung zum Rich-
teramt hat, zu löschen. Die Löschung ist zu protokollieren. Die Protokolldaten dürfen ausschließlich zur 
Durchführung der Datenschutzkontrolle verwendet werden. Die Protokolldaten sind am Ende des Kalen-
derjahres zu löschen, das dem Jahr der Protokollierung folgt. Außer in den Fällen der erstmaligen Prüfung 
nach Satz 1 unterbleibt die Löschung, soweit die Daten für eine Mitteilung nach § 12 Abs. 2 oder für 
eine gerichtliche Nachprüfung der Rechtmäßigkeit der Beschränkungsmaßnahme von Bedeutung sein 
können. In diesem Fall sind die Daten zu sperren; sie dürfen nur zu diesen Zwecken verwendet werden.
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(2) Die verbleibenden Daten sind zu kennzeichnen. Nach einer Übermittlung ist die Kennzeichnung 
durch den Empfänger aufrechtzuerhalten. Die Daten dürfen nur zu den in § 5 Abs. 1 Satz 3 genannten 
Zwecken und für Übermittlungen nach § 7 Abs. 1 bis 4a und § 7a verwendet werden.

(3) Auf Antrag des Bundesnachrichtendienstes dürfen zur Prüfung der Relevanz erfasster Telekommu-
nikationsverkehre auf Anordnung des nach § 10 Abs. 1 zuständigen Bundesministeriums die erhobe-
nen Daten in einem automatisierten Verfahren mit bereits vorliegenden Rufnummern oder anderen 
Kennungen bestimmter Telekommunikationsanschlüsse abgeglichen werden, bei denen tatsächliche 
Anhaltspunkte dafür bestehen, dass sie in einem Zusammenhang mit dem Gefahrenbereich stehen, 
für den die Überwachungsmaßnahme angeordnet wurde. Zu diesem Abgleich darf der Bundesnach-
richtendienst auch Rufnummern oder andere Kennungen bestimmter Telekommunikationsanschlüsse 
im Inland verwenden. Die zu diesem Abgleich genutzten Daten dürfen nicht als Suchbegriffe im Sinne 
des § 5 Abs. 2 Satz 1 verwendet werden. Der Abgleich und die Gründe für die Verwendung der für den 
Abgleich genutzten Daten sind zu protokollieren. Die Protokolldaten dürfen ausschließlich zu Zwecken 
der Datenschutzkontrolle verwendet werden. Sie sind am Ende des Kalenderjahres, das dem Jahr der 
Protokollierung folgt, zu vernichten.

§ 7 
Übermittlungen durch den Bundesnachrichtendienst
(1) Durch Beschränkungen nach § 5 erhobene personenbezogene Daten dürfen nach § 12 des BND-
Gesetzes zur Unterrichtung über die in § 5 Abs. 1 Satz 3 genannten Gefahren übermittelt werden.

(2) Durch Beschränkungen nach § 5 erhobene personenbezogene Daten dürfen an die Verfassungs-
schutzbehörden des Bundes und der Länder sowie an den Militärischen Abschirmdienst übermittelt 
werden, wenn

1.	� tatsächliche Anhaltspunkte dafür bestehen, dass die Daten erforderlich sind zur Sammlung 
und Auswertung von Informationen über Bestrebungen in der Bundesrepublik Deutschland, 
die durch Anwendung von Gewalt oder darauf gerichtete Vorbereitungshandlungen gegen 
die in § 3 Abs. 1 Nr. 1, 3 und 4 des Bundesverfassungsschutzgesetzes genannten Schutzgüter 
gerichtet sind,

2.	� bestimmte Tatsachen den Verdacht sicherheitsgefährdender oder geheimdienstlicher Tätigkeiten 
für eine fremde Macht begründen oder

3.	� im Falle des § 5 Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit Satz 3 Nummer 8 tatsächliche Anhaltspunkte 
dafür bestehen, dass die Angriffe von Bestrebungen oder Tätigkeiten nach § 3 Absatz 1 des 
Bundesverfassungsschutzgesetzes ausgehen.

(3) Durch Beschränkungen nach § 5 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit Satz 3 Nr. 3 erhobene personenbe-
zogene Daten dürfen an das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) übermittelt wer-
den, wenn tatsächliche Anhaltspunkte dafür bestehen, dass die Kenntnis dieser Daten erforderlich ist 

1.	� zur Aufklärung von Teilnehmern am Außenwirtschaftsverkehr über Umstände, die für die Ein-
haltung von Beschränkungen des Außenwirtschaftsverkehrs von Bedeutung sind, oder
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2.	� im Rahmen eines Verfahrens zur Erteilung einer ausfuhrrechtlichen Genehmigung oder zur 
Unterrichtung von Teilnehmern am Außenwirtschaftsverkehr, soweit hierdurch eine Genehmi-
gungspflicht für die Ausfuhr von Gütern begründet wird.

(4) Durch Beschränkungen nach § 5 erhobene personenbezogene Daten dürfen zur Verhinderung von 
Straftaten an die mit polizeilichen Aufgaben betrauten Behörden übermittelt werden, wenn 

1.	 tatsächliche Anhaltspunkte für den Verdacht bestehen, dass jemand
	 a) �Straftaten nach den §§ 89a, 89b, 89c Absatz 1 bis 4 oder § 129a, auch in Verbindung mit 

§ 129b Abs. 1, sowie den §§ 146, 151 bis 152a oder § 261 des Strafgesetzbuches,
	 b) �vorsätzliche Straftaten nach den §§ 17 und 18 des Außenwirtschaftsgesetzes, §§ 19 bis 21 

oder § 22a Abs. 1 Nr. 4, 5 und 7 des Gesetzes über die Kontrolle von Kriegswaffen oder
	 c) �Straftaten nach § 29a Abs. 1 Nr. 2, § 30 Abs. 1 Nr. 1, 4 oder § 30a des  Betäubungsmittel-

gesetzes plant oder begeht oder
2. 	� bestimmte Tatsachen den Verdacht begründen, dass jemand eine der in § 3 Absatz 1 Satz 1 

Nummer 1, 2, 5 und 7, Satz 2 oder Absatz 1a dieses Gesetzes oder eine sonstige der in § 100a 
Absatz 2 der Strafprozessordnung genannten Straftaten plant oder begeht.

(4a) Durch Beschränkungen nach § 5 Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit Satz 3 Nummer 8 erhobene per-
sonenbezogene Daten dürfen an das Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik übermittelt 
werden, wenn tatsächliche Anhaltspunkte dafür bestehen, dass die Daten erforderlich sind zur Abwehr 
von Gefahren für die Sicherheit der Informationstechnik des Bundes oder zur Sammlung und Auswer-
tung von Informationen über Sicherheitsrisiken auch für andere Stellen und Dritte.

(5) Die Übermittlung ist nur zulässig, soweit sie zur Erfüllung der Aufgaben des Empfängers erforderlich 
ist. Sind mit personenbezogenen Daten, die übermittelt werden dürfen, weitere Daten des Betroffenen 
oder eines Dritten in Akten so verbunden, dass eine Trennung nicht oder nur mit unvertretbarem Auf-
wand möglich ist, ist die Übermittlung auch dieser Daten zulässig; eine Verwendung dieser Daten ist 
unzulässig. Über die Übermittlung entscheidet ein Bediensteter des Bundesnachrichtendienstes, der die 
Befähigung zum Richteramt hat. Die Übermittlung ist zu protokollieren.

(6) Der Empfänger darf die Daten nur für die Zwecke verwenden, zu deren Erfüllung sie ihm übermittelt 
worden sind. Er prüft unverzüglich und sodann in Abständen von höchstens sechs Monaten, ob die 
übermittelten Daten für diese Zwecke erforderlich sind. § 4 Abs. 6 Satz 4 und § 6 Abs. 1 Satz 2 und 3 
gelten entsprechend.

§ 7a 
Übermittlungen durch den Bundesnachrichtendienst an ausländische öffentliche Stellen
(1) Der Bundesnachrichtendienst darf durch Beschränkungen nach § 5 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2, 3, 7 und 8 
erhobene personenbezogene Daten an die mit nachrichtendienstlichen Aufgaben betrauten ausländi-
schen öffentlichen Stellen übermitteln, soweit 
1.	� die Übermittlung zur Wahrung außen- oder sicherheitspolitischer Belange der Bundesrepublik 

Deutschland oder erheblicher Sicherheitsinteressen des ausländischen Staates erforderlich ist,
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2.	� überwiegende schutzwürdige Interessen des Betroffenen nicht entgegenstehen, insbesonde-
re in dem ausländischen Staat ein angemessenes Datenschutzniveau gewährleistet ist sowie 
davon auszugehen ist, dass die Verwendung der Daten durch den Empfänger in Einklang mit 
grundlegenden rechtsstaatlichen Prinzipien erfolgt, und

3.	 das Prinzip der Gegenseitigkeit gewahrt ist.

Die Übermittlung bedarf der Zustimmung des Bundeskanzleramtes.

(2) Der Bundesnachrichtendienst darf unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 durch Beschränkun-
gen nach § 5 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2, 3, 7 und 8 erhobene personenbezogene Daten ferner im Rahmen von 
Artikel 3 des Zusatzabkommens zu dem Abkommen zwischen den Parteien des Nordatlantikvertrages 
über die Rechtsstellung ihrer Truppen hinsichtlich der in der Bundesrepublik Deutschland stationierten 
ausländischen Truppen vom 3. August 1959 (BGBl. 1961 II S. 1183, 1218) an Dienststellen der Stationie-
rungsstreitkräfte übermitteln, soweit dies zur Erfüllung der in deren Zuständigkeit liegenden Aufgaben 
erforderlich ist.

(3) Über die Übermittlung entscheidet ein Bediensteter des Bundesnachrichtendienstes, der die Befähi-
gung zum Richteramt hat. Die Übermittlung ist zu protokollieren. Der Bundesnachrichtendienst führt 
einen Nachweis über den Zweck, die Veranlassung, die Aktenfundstelle und die Empfänger der Über-
mittlungen nach Absatz 1 und 2. Die Nachweise sind gesondert aufzubewahren, gegen unberechtigten 
Zugriff zu sichern und am Ende des Kalenderjahres, das dem Jahr ihrer Erstellung folgt, zu vernichten.

(4) Der Empfänger ist zu verpflichten, 
1.	 die übermittelten Daten nur zu dem Zweck zu verwenden, zu dem sie ihm übermittelt wurden,
2.	 eine angebrachte Kennzeichnung beizubehalten und
3.	 dem Bundesnachrichtendienst auf Ersuchen Auskunft über die Verwendung zu erteilen.

(5) Das zuständige Bundesministerium unterrichtet monatlich die G10-Kommission über Übermittlun-
gen nach Absatz 1 und 2.

(6) Das Parlamentarische Kontrollgremium ist in Abständen von höchstens sechs Monaten über die 
vorgenommenen Übermittlungen nach Absatz 1 und 2 zu unterrichten.

§ 8 
Gefahr für Leib oder Leben einer Person im Ausland
(1) Auf Antrag des Bundesnachrichtendienstes dürfen Beschränkungen nach § 1 für internationale Tele-
kommunikationsbeziehungen im Sinne des § 5 Abs. 1 Satz 1 angeordnet werden, wenn dies erforderlich 
ist, um eine im Einzelfall bestehende Gefahr für Leib oder Leben einer Person im Ausland rechtzeitig zu 
erkennen oder ihr zu begegnen und dadurch Belange der Bundesrepublik Deutschland unmittelbar in 
besonderer Weise berührt sind.

(2) Die jeweiligen Telekommunikationsbeziehungen werden von dem nach § 10 Abs. 1 zuständigen Bun-
desministerium mit Zustimmung des Parlamentarischen Kontrollgremiums bestimmt. Die Zustimmung 



412

bedarf der Mehrheit von zwei Dritteln seiner Mitglieder. Die Bestimmung tritt spätestens nach zwei 
Monaten außer Kraft. Eine erneute Bestimmung ist zulässig, soweit ihre Voraussetzungen fortbestehen.

(3) Die Anordnung ist nur zulässig, wenn die Erforschung des Sachverhalts auf andere Weise aussichts-
los oder wesentlich erschwert wäre. Der Bundesnachrichtendienst darf nur Suchbegriffe verwenden, die 
zur Erlangung von Informationen über die in der Anordnung bezeichnete Gefahr bestimmt und geeignet 
sind. § 5 Abs. 2 Satz 2 bis 6 gilt entsprechend. Ist die Überwachungsmaßnahme erforderlich, um einer 
im Einzelfall bestehenden Gefahr für Leib oder Leben einer Person zu begegnen, dürfen die Suchbegriffe 
auch Identifizierungsmerkmale enthalten, die zu einer gezielten Erfassung der Rufnummer oder einer 
anderen Kennung des Telekommunikationsanschlusses dieser Person im Ausland führen.

(4) Der Bundesnachrichtendienst prüft unverzüglich und sodann in Abständen von höchstens sechs 
Monaten, ob die erhobenen personenbezogenen Daten im Rahmen seiner Aufgaben allein oder zusam-
men mit bereits vorliegenden Daten zu dem in Absatz 1 bestimmten Zweck erforderlich sind. Soweit die 
Daten für diesen Zweck nicht erforderlich sind, sind sie unverzüglich unter Aufsicht eines Bediensteten, 
der die Befähigung zum Richteramt hat, zu löschen. Die Löschung ist zu protokollieren. § 6 Abs. 1 Satz 
4 und 5, Abs. 2 Satz 1 und 2 gilt entsprechend. Die Daten dürfen nur zu den in den Absätzen 1, 5 und 6 
genannten Zwecken verwendet werden.

(5) Die erhobenen personenbezogenen Daten dürfen nach § 12 des BND-Gesetzes zur Unterrichtung 
über die in Absatz 1 genannte Gefahr übermittelt werden.

(6) Die erhobenen personenbezogenen Daten dürfen zur Verhinderung von Straftaten an die zustän-
digen Behörden übermittelt werden, wenn tatsächliche Anhaltspunkte den Verdacht begründen, dass 
jemand eine Straftat plant oder begeht, die geeignet ist, zu der Entstehung oder Aufrechterhaltung 
der in Absatz 1 bezeichneten Gefahr beizutragen. Die Daten dürfen zur Verfolgung von Straftaten an 
die zuständigen Behörden übermittelt werden, wenn bestimmte Tatsachen den Verdacht begründen, 
dass jemand eine in Satz 1 bezeichnete Straftat begeht oder begangen hat. § 7 Abs. 5 und 6 sowie 
§ 7a Abs. 1 und 3 bis 6 gelten entsprechend.

Abschnitt 4 
Verfahren

§ 9 
Antrag
(1) Beschränkungsmaßnahmen nach diesem Gesetz dürfen nur auf Antrag angeordnet werden.
(2) Antragsberechtigt sind im Rahmen ihres Geschäftsbereichs 

1.	 das Bundesamt für Verfassungsschutz,
2.	 die Verfassungsschutzbehörden der Länder,
3.	 der Militärische Abschirmdienst und
4.	 der Bundesnachrichtendienst
durch den Behördenleiter oder seinen Stellvertreter.
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(3) Der Antrag ist schriftlich zu stellen und zu begründen. Er muss alle für die Anordnung erforderlichen 
Angaben enthalten. In den Fällen der §§ 3 und 8 hat der Antragsteller darzulegen, dass die Erforschung 
des Sachverhalts auf andere Weise aussichtslos oder wesentlich erschwert wäre.

§ 10 
Anordnung

(1) Zuständig für die Anordnung von Beschränkungsmaßnahmen ist bei Anträgen der Verfassungs-
schutzbehörden der Länder die zuständige oberste Landesbehörde, im Übrigen das Bundesministerium 
des Innern.

(2) Die Anordnung ergeht schriftlich. In ihr sind der Grund der Anordnung und die zur Überwachung be-
rechtigte Stelle anzugeben sowie Art, Umfang und Dauer der Beschränkungsmaßnahme zu bestimmen.

(3) In den Fällen des § 3 muss die Anordnung denjenigen bezeichnen, gegen den sich die Beschrän-
kungsmaßnahme richtet. Bei einer Überwachung der Telekommunikation ist auch die Rufnummer oder 
eine andere Kennung des Telekommunikationsanschlusses oder die Kennung des Endgerätes, wenn die-
se allein diesem Endgerät zuzuordnen ist, anzugeben.

(4) In den Fällen der §§ 5 und 8 sind die Suchbegriffe in der Anordnung zu benennen. Ferner sind das 
Gebiet, über das Informationen gesammelt werden sollen, und die Übertragungswege, die der Beschrän-
kung unterliegen, zu bezeichnen. Weiterhin ist festzulegen, welcher Anteil der auf diesen Übertragungs-
wegen zur Verfügung stehenden Übertragungskapazität überwacht werden darf. In den Fällen des § 5 
darf dieser Anteil höchstens 20 vom Hundert betragen.

(5) In den Fällen der §§ 3 und 5 ist die Anordnung auf höchstens drei Monate zu befristen. Verlängerun-
gen um jeweils nicht mehr als drei weitere Monate sind auf Antrag zulässig, soweit die Voraussetzungen 
der Anordnung fortbestehen.

(6) Die Anordnung ist dem nach § 2 Abs. 1 Satz 1 oder 3 Verpflichteten insoweit mitzuteilen, als dies 
erforderlich ist, um ihm die Erfüllung seiner Verpflichtungen zu ermöglichen. Die Mitteilung entfällt, 
wenn die Anordnung ohne seine Mitwirkung ausgeführt werden kann.

(7) Das Bundesamt für Verfassungsschutz unterrichtet die jeweilige Landesbehörde für Verfassungs-
schutz über die in deren Bereich getroffenen Beschränkungsanordnungen. Die Landesbehörden für 
Verfassungsschutz teilen dem Bundesamt für Verfassungsschutz die in ihrem Bereich getroffenen Be-
schränkungsanordnungen mit.

§ 11 
Durchführung
(1) Die aus der Anordnung sich ergebenden Beschränkungsmaßnahmen sind unter Verantwortung der 
Behörde, auf deren Antrag die Anordnung ergangen ist, und unter Aufsicht eines Bediensteten vor-
zunehmen, der die Befähigung zum Richteramt hat.
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(2) Die Maßnahmen sind unverzüglich zu beenden, wenn sie nicht mehr erforderlich sind oder die Vo-
raussetzungen der Anordnung nicht mehr vorliegen. Die Beendigung ist der Stelle, die die Anordnung 
getroffen hat, und dem nach § 2 Abs. 1 Satz 1 oder 3 Verpflichteten, dem die Anordnung mitgeteilt 
worden ist, anzuzeigen. Die Anzeige an den Verpflichteten entfällt, wenn die Anordnung ohne seine 
Mitwirkung ausgeführt wurde.

(3) Postsendungen, die zur Öffnung und Einsichtnahme ausgehändigt worden sind, sind dem Postver-
kehr unverzüglich wieder zuzuführen. Telegramme dürfen dem Postverkehr nicht entzogen werden. Der 
zur Einsichtnahme berechtigten Stelle ist eine Abschrift des Telegramms zu übergeben.

§ 12 
Mitteilungen an Betroffene
(1) Beschränkungsmaßnahmen nach § 3 sind dem Betroffenen nach ihrer Einstellung mitzuteilen. Die 
Mitteilung unterbleibt, solange eine Gefährdung des Zwecks der Beschränkung nicht ausgeschlossen 
werden kann oder solange der Eintritt übergreifender Nachteile für das Wohl des Bundes oder eines 
Landes absehbar ist. Erfolgt die nach Satz 2 zurückgestellte Mitteilung nicht binnen zwölf Monaten 
nach Beendigung der Maßnahme, bedarf die weitere Zurückstellung der Zustimmung der G10-Kommis-
sion. Die G10-Kommission bestimmt die Dauer der weiteren Zurückstellung. Einer Mitteilung bedarf es 
nicht, wenn die G10-Kommission einstimmig festgestellt hat, dass
 
1.	� eine der Voraussetzungen in Satz 2 auch nach fünf Jahren nach Beendigung der Maßnahme 

noch vorliegt,
2.	 sie mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit auch in Zukunft vorliegt und
3.	� die Voraussetzungen für eine Löschung sowohl bei der erhebenden Stelle als auch beim Emp-

fänger vorliegen.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Beschränkungsmaßnahmen nach den §§ 5 und 8, sofern die perso-
nenbezogenen Daten nicht unverzüglich gelöscht wurden. Die Frist von fünf Jahren beginnt mit der 
Erhebung der personenbezogenen Daten.

(3) Die Mitteilung obliegt der Behörde, auf deren Antrag die Anordnung ergangen ist. Wurden personen-
bezogene Daten übermittelt, erfolgt die Mitteilung im Benehmen mit dem Empfänger.

§ 13 
Rechtsweg
Gegen die Anordnung von Beschränkungsmaßnahmen nach den §§ 3 und 5 Abs. 1 Satz 3 Nr. 1 und ihren 
Vollzug ist der Rechtsweg vor der Mitteilung an den Betroffenen nicht zulässig.
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Abschnitt 5 
Kontrolle

§ 14 
Parlamentarisches Kontrollgremium
(1) Das nach § 10 Abs. 1 für die Anordnung von Beschränkungsmaßnahmen zuständige Bundesminis-
terium unterrichtet in Abständen von höchstens sechs Monaten das Parlamentarische Kontrollgremi-
um über die Durchführung dieses Gesetzes. Das Gremium erstattet dem Deutschen Bundestag jährlich 
einen Bericht über Durchführung sowie Art und Umfang der Maßnahmen nach den §§ 3, 5, 7a und 8; 
dabei sind die Grundsätze des § 10 Absatz 1 des Kontrollgremiumgesetzes zu beachten.

(2) Bei Gefahr im Verzug kann das zuständige Bundesministerium die Bestimmungen nach den §§ 5 und 
8 vorläufig treffen und das Parlamentarische Kontrollgremium durch seinen Vorsitzenden und dessen 
Stellvertreter vorläufig zustimmen. Die Zustimmung des Parlamentarischen Kontrollgremiums ist un-
verzüglich einzuholen. Die Bestimmung tritt außer Kraft, wenn die vorläufige Zustimmung nicht binnen 
drei Tagen und die Zustimmung nicht binnen zwei Wochen erfolgt.

§ 15 
G 10-Kommission
(1) Die G 10-Kommission besteht aus dem Vorsitzenden, der die Befähigung zum Richteramt besitzen 
muss, und drei Beisitzern sowie vier stellvertretenden Mitgliedern, die an den Sitzungen mit Rede- und 
Fragerecht teilnehmen können. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. Die 
Mitglieder der G 10-Kommission sind in ihrer Amtsführung unabhängig und Weisungen nicht unter-
worfen. Sie nehmen ein öffentliches Ehrenamt wahr und werden von dem Parlamentarischen Kontroll-
gremium nach Anhörung der Bundesregierung für die Dauer einer Wahlperiode des Deutschen Bun-
destages mit der Maßgabe bestellt, dass ihre Amtszeit erst mit der Neubestimmung der Mitglieder der 
Kommission, spätestens jedoch drei Monate nach Ablauf der Wahlperiode endet.

(2) Die Beratungen der G 10-Kommission sind geheim. Die Mitglieder der Kommission sind zur Ge-
heimhaltung der Angelegenheiten verpflichtet, die ihnen bei ihrer Tätigkeit in der Kommission bekannt 
geworden sind. Dies gilt auch für die Zeit nach ihrem Ausscheiden aus der Kommission.

(3) Der G 10-Kommission ist die für die Erfüllung ihrer Aufgaben notwendige Personal- und Sachaus-
stattung zur Verfügung zu stellen; sie ist im Einzelplan des Deutschen Bundestages gesondert auszu-
weisen. Der Kommission sind Mitarbeiter mit technischem Sachverstand zur Verfügung zu stellen.

(4) Die G 10-Kommission tritt mindestens einmal im Monat zusammen. Sie gibt sich eine Geschäftsord-
nung, die der Zustimmung des Parlamentarischen Kontrollgremiums bedarf. Vor der Zustimmung ist die 
Bundesregierung zu hören.

(5) Die G 10-Kommission entscheidet von Amts wegen oder auf Grund von Beschwerden über die Zu-
lässigkeit und Notwendigkeit von Beschränkungsmaßnahmen. Die Kontrollbefugnis der Kommission 
erstreckt sich auf die gesamte Erhebung, Verarbeitung und Nutzung der nach diesem Gesetz erlangten 
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personenbezogenen Daten durch Nachrichtendienste des Bundes einschließlich der Entscheidung über 
die Mitteilung an Betroffene. Der Kommission und ihren Mitarbeitern ist dabei insbesondere 

1.	 Auskunft zu ihren Fragen zu erteilen,
2.	� Einsicht in alle Unterlagen, insbesondere in die gespeicherten Daten und in die Datenverar-

beitungsprogramme, zu gewähren, die im Zusammenhang mit der Beschränkungsmaßnahme 
stehen, und

3.	 jederzeit Zutritt in alle Diensträume zu gewähren.

Die Kommission kann dem Bundesbeauftragten für den Datenschutz Gelegenheit zur Stellungnahme in 
Fragen des Datenschutzes geben.

(6) Das zuständige Bundesministerium unterrichtet monatlich die G 10-Kommission über die von ihm 
angeordneten Beschränkungsmaßnahmen vor deren Vollzug. Bei Gefahr im Verzuge kann es den Vollzug 
der Beschränkungsmaßnahmen auch bereits vor der Unterrichtung der Kommission anordnen. Anord-
nungen, die die Kommission für unzulässig oder nicht notwendig erklärt, hat das zuständige Bundes-
ministerium unverzüglich aufzuheben. In den Fällen des § 8 tritt die Anordnung außer Kraft, wenn sie 
nicht binnen drei Tagen vom Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter bestätigt wird. Die Bestätigung der 
Kommission ist unverzüglich nachzuholen.

(7) Das zuständige Bundesministerium unterrichtet monatlich die G 10-Kommission über Mitteilungen 
von Bundesbehörden nach § 12 Abs. 1 und 2 oder über die Gründe, die einer Mitteilung entgegenstehen. 
Hält die Kommission eine Mitteilung für geboten, ist diese unverzüglich vorzunehmen. § 12 Abs. 3 Satz 
2 bleibt unberührt, soweit das Benehmen einer Landesbehörde erforderlich ist.

§ 16 
Parlamentarische Kontrolle in den Ländern
Durch den Landesgesetzgeber wird die parlamentarische Kontrolle der nach § 10 Abs. 1 für die An-
ordnung von Beschränkungsmaßnahmen zuständigen obersten Landesbehörden und die Überprüfung 
der von ihnen angeordneten Beschränkungsmaßnahmen geregelt. Personenbezogene Daten dürfen nur 
dann an Landesbehörden übermittelt werden, wenn die Kontrolle ihrer Verarbeitung und Nutzung durch 
den Landesgesetzgeber geregelt ist.

Abschnitt 6 
Straf- und Bußgeldvorschriften

§ 17 
Mitteilungsverbote
(1) Wird die Telekommunikation nach diesem Gesetz oder nach den §§ 100a, 100b der Strafprozessord-
nung überwacht, darf diese Tatsache von Personen, die Telekommunikationsdienste erbringen oder an 
der Erbringung solcher Dienste mitwirken, anderen nicht mitgeteilt werden.

(2) Wird die Aushändigung von Sendungen nach § 2 Abs. 1 Satz 1 oder 3 angeordnet, darf diese Tatsache 
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von Personen, die zur Aushändigung verpflichtet oder mit der Sendungsübermittlung betraut sind oder 
hieran mitwirken, anderen nicht mitgeteilt werden.

(3) Erfolgt ein Auskunftsersuchen oder eine Auskunftserteilung nach § 2 Abs. 1, darf diese Tatsache oder 
der Inhalt des Ersuchens oder der erteilten Auskunft von Personen, die zur Beantwortung verpflichtet 
oder mit der Beantwortung betraut sind oder hieran mitwirken, anderen nicht mitgeteilt werden.

§ 18 
Straftaten
Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer entgegen § 17 eine Mittei-
lung macht.

§ 19 
Ordnungswidrigkeiten
(1) Ordnungswidrig handelt, wer 

1.	 einer vollziehbaren Anordnung nach § 2 Abs. 1 Satz 1 oder 3 zuwiderhandelt,
2.	 entgegen § 2 Abs. 2 Satz 2 eine Person betraut oder
3.	 entgegen § 2 Abs. 2 Satz 3 nicht sicherstellt, dass eine Geheimschutzmaßnahme getroffen wird.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu fünfzehntausend Euro geahndet werden.

(3) Bußgeldbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist die nach 
§ 10 Abs. 1 zuständige Stelle.

Abschnitt 7 
Schlussvorschriften

§ 20 
Entschädigung
Die nach § 1 Abs. 1 berechtigten Stellen haben für die Leistungen nach § 2 Abs. 1 eine Entschädigung zu 
gewähren, deren Umfang sich nach § 23 des Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetzes bemisst. 
In den Fällen der §§ 5 und 8 ist eine Entschädigung zu vereinbaren, deren Höhe sich an den nachgewie-
senen tatsächlichen Kosten orientiert.

§ 21 
Einschränkung von Grundrechten
Das Grundrecht des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses (Artikel 10 des Grundgesetzes) wird durch 
dieses Gesetz eingeschränkt.




